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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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ATOM/191: Halbwertzeit - Demo für zügigen Schluß ... (BBU)


Elternverein Restrisiko Emsland

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf 

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Arbeitskreis Umwelt (AKU) Gronau

SOFA (Sofortiger Atomausstieg) Münster

Bürgerinitiative Umweltschutz Lüchow-Dannenberg

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) 

IPPNW - Internationale Ärzte zur Verhütung des Atomkriegs/Ärzte in sozialer
Verantwortung

Robin Wood

Lingen/Schüttorf/Bonn/Münster, 9. Januar 2019

40 Jahre sind genug: Brennelementefabrik Lingen stilllegen!

- Nach Brand: Viele Fragen sind noch ungeklärt

- 19. Januar: Anti-Atomkraft-Demo in Lingen



Mehrere regionale Anti-Atomkraft-Initiativen sowie der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU), Robin Wood und die atomkritische
Ärzteorganisation IPPNW rufen für Samstag, 19. Januar, unter dem Motto "40
Jahre sind genug - Brennelementefabrik Lingen stilllegen!" zu einer
Demonstration in Lingen auf. Anlass sind der 40. Jahrestag der
Inbetriebnahme der bundesweit einzigen Brennelementefabrik direkt am 19.
Januar sowie der gravierende Brand in der Brennelementefabrik Anfang
Dezember. Auftakt der Demo ist mit einer Kundgebung um 13 Uhr am Bahnhof
Lingen, es folgt ein Demozug durch die Innenstadt zum Alten Rathaus auf dem
Marktplatz.

"Die Brennelementefabrik Lingen hat mit 40 Jahren Laufzeit ihre
Altersgrenze erreicht. Zudem gibt es bald in Deutschland durch die
Abschaltung der restlichen Atomkraftwerke keinen Bedarf mehr für neue
Brennelemente. Zudem ist der Export für Pannenreaktoren wie Tihange und
Doel in Belgien oder Fessenheim und Cattenom in Frankreich
unverantwortlich. Wir fordern deshalb von der niedersächsischen
Landesregierung sowie von der Bundesregierung die Atomanlage nach dem
brisanten Brand nicht wieder in Betrieb gehen zu lassen und so den
Atomausstieg auch bei der Versorgung der Atomkraftwerke einzuleiten,"
forderte Christina Burchert vom Arbeitskreis Umwelt Schüttorf.

Die Initiativen und Verbände sind zudem sehr unzufrieden mit dem bisherigen
Stand der Aufklärung zum Brand in der Brennelementefabrik. Vor Weihnachten
hatte es innerhalb weniger Tage mehrere unterschiedliche Versionen zum
Ablauf des Störfalls gegeben. Welche davon zutrifft, lässt sich für die
Öffentlichkeit kaum noch nachvollziehen, wenn alle paar Tage wieder eine
neue Version geliefert wird.

Insbesondere ungeklärt sind die Fragen, warum sich in dem betroffenen Labor
überhaupt brennbares Material befand. In einem Hochsicherheitsbereich
müsste dies eigentlich verboten sein. Ebenfalls ungeklärt sind die genaue
Menge des Urans in dem betroffenen Verdampfer und der genaue Verbleib des
Urans. Auch wurde bislang weder von der Betreiberin Framatome noch von der
niedersächsischen Atomaufsicht die Frage beantwortet, in welcher Weise
eventuell fahrlässiges Handeln zu dem Brand geführt hat. Aus diesem Grund
hatten Atomkraftgegner vor Weihnachten die Staatsanwaltschaft Osnabrück per
Strafanzeige eingeschaltet. Die Initiativen und Verbände planen nun, sich
mit einem ausführlichen Fragenkatalog direkt an die Atomaufsicht in
Hannover zu wenden, um mehr Transparenz und Verlässlichkeit in die
Aufklärung zu bringen.


Demonstrationsaufruf: 

http://urantransport.de/wp-content/uploads/2019/01/lingen-flyer-druckvorlage.pdf

Weitere Informationen: 

www.bbu-online.de, www.sofa-ms.de, www.urantransport.de, https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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WALD/378: Hambacher Forst - unversöhnlich ... (Michael Zobel)


Hambacher Wald - der nächste Großeinsatz?

von Michael Zobel, 7. Januar 2019



Liebe Mitmenschen, liebe Menschen von der Presse, liebe WaldschützerInnen,

am Tag nach dem Januar-Waldspaziergang im Hambacher Wald mit knapp 500
TeilnehmerInnen ist es mir ein Bedürfnis, einen erneuten Appell in die
Welt zu schicken. An alle Beteiligten, aber vor Allem an die
Entscheidungsträger, an Menschen, die in den kommenden Tagen an den
Schalthebeln sitzen, an Menschen, die eine große Maschinerie noch
aufhalten können.

Und ich appelliere an die Presse, an Kameraleute, an Fotgrafen, an alle
denkbaren Zeugen, kommen Sie in den Hambacher Wald, dokumentieren Sie,
was dort in den kommenden Tagen passiert, stellen Sie Fragen, schicken
Sie die Berichte und Bilder in die Welt.

Danke, Michael Zobel, Naturführer und Waldpädagoge aus Aachen




Guten Tag zusammen,

soll der ganze Wahnsinn jetzt schon wieder von vorne losgehen?

Wenn die Informationen aus gewöhnlich zuverlässigen Quellen stimmen,
steht der nächste Großeinsatz der Polizei im Hambacher Wald unmittelbar
bevor.

Wieder sollen Barrikaden geräumt und "waldfremde Gegenstände" aus dem
Wald entfernt werden. Dann heißt es wieder " die Polizei schützt die
Arbeiten von RWE im Rahmen der Verkehrssicherungspflicht". Es gibt die
Verkehrssicherungspflicht in dieser Form nicht, trotzdem wird das
Stichwort immer wieder hervorgeholt, um die weitere Zerstörung, weitere
Rodungen, den Ausbau von Wegen, das Beseitigen von Totholz, das Schaffen
von unumkehrbaren Fakten usw. zu begründen.

Es wird erneut ein großer Einsatz, erneut eine völlig sinnfreie
Vergeudung von Steuergeldern.

Was wird denn gewonnen? In der nächsten Woche treffen sich die
Bundeskanzlerin und die Ministerpräsidenten der Kohleländer. Auch im
Januar findet die vorerst letzte Sitzung der Kohlekommission statt.
Anfang Februar sollen die Empfehlungen der Kommission vorgelegt werden.
Und im März urteilt das Verwaltungsgericht Köln über diverse Klagen des
BUND. All das könnte ein vorzeitiges Ende des Tagebaus Hambach und den
endgültigen Erhalt des Hambacher Waldes zur Folge haben.

Warum kann man im Düsseldorfer Innenministerium nicht wenigstens diese
richtungsweisenden Entscheidungen abwarten? Warum wird die Polizei
wieder in einen Einsatz geschickt, der nicht ein einziges Problem lösen
wird? Baumhäuser können geräumt werden, kein Problem, die Technik ist
da, die Einheiten sind da, Erfahrung ist vorhanden.

Aber die Menschen werden bleiben oder wiederkommen, die
Anti-Braunkohle-Bewegung wir weiter wachsen. Immer mehr Menschen nehmen
das Handeln selber in die Hand. Vielleicht waren die beeindruckenden
Demonstrationen des vergangenen Jahres nur ein kleiner Vorgeschmack auf
das, was uns in diesem Jahr bevorsteht.

Widerstand in den Dörfern rund um die Tagebaue, Streiks an Schulen und
Universitäten, die Verfassungsklage in Karlsruhe, das sind nur ein paar
Beispiele dafür, dass immer mehr Menschen nicht länger tatenlos zusehen
wollen, wie Teile unserer Lebensgrundlagen einer völlig veralteteten
Technik und den Profitinteressen eines Konzerns geopfert werden, auf
Kosten kommender Generationen, auf Kosten von Menschen weltweit.

Herr Reul, Herr Laschet, Frau Merkel, halten Sie inne, sorgen Sie für
die lange überfällige Lösung eines gesamtgesellschaftlichen Konflikts!

Helfen Sie mit bei der Befriedung einer ganzen Region, helfen Sie mit,
tragfähige Perspektiven für die Menschen im Rheinischen Revier zu
entwickeln, stoppen Sie die unsinnigen Räumungen und Rodungen im
Hambacher Wald. Viele Menschen mit ihren Kindern und Enkeln hier und
weit darüber hinaus werden Ihnen dankbar dafür sein.

Mit immer noch hoffnungsvollen Grüßen aus Aachen,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 7. Januar 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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LESUNG/4214: Berlin - Zanna Sloniowska »Das Licht der Frauen«, 27.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Mi 27.2., 19:30 Uhr

Zanna Sloniowska »Das Licht der Frauen«

Buchpremiere



Ukraine, war da was? Vor fünf Jahren begann die Krimkrise, und
während der Entstehung dieses Programmheftes herrscht ein 30tägiges
Kriegsrecht in der Ukraine. Sloniowska erzählt in ihrem Roman von
vier starken Frauen aus vier Generationen im Herzen Lembergs, die ihr
Freiheitsdrang, ihre Aufsässigkeit und ihre unglücklichen Lieben
eint. Schließlich wird Marianna, gefeierte Sängerin an der Lemberger
Oper und Aktivistin im Kampf für eine unabhängige Ukraine, auf
offener Straße erschossen. Vor dem Hintergrund der bewegten
Geschichte der Stadt Lemberg, die jahrhundertelang unter dem Einfluss
unterschiedlicher politischer Mächte stand, erzählt der Roman von
Müttern und Töchtern, privaten und gesellschaftlichen Revolten und
dem unbedingten Glauben an Freiheit und Emanzipation.

Mit Zanna Sloniowska unterhält sich die Lemberger Germanistin und
Übersetzerin Sofiya Onufriv.

Es liest Katja Riemann.

Zanna Sloniowska »Das Licht der Frauen« Kampa, 2018

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/4213: Berlin - Tomer Gardi »Sonst kriegen Sie Ihr Geld zurück«, 21.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Do 21.2., 19:30 Uhr

Tomer Gardi »Sonst kriegen Sie Ihr Geld zurück«

Buchvorstellung



Mit seinem Debütroman »Broken German« stürmte Tomer Gardi, geboren
1974 im Kibbuz Dan in Galiläa, buchstäblich die deutsche Sprache:
»Das ist kein Deutsch! Was WIR reden, ist Deutsch!«, behauptete der
Neu-Berliner und setzte sich elegant über die meisten Regeln des
Duden hinweg. Sein neuer Roman spielt im Arbeitsamt, in dem ein
Schriftsteller mit einer atemberaubenden Geschichte den Bürokraten
hinter dem Schreibtisch zu gewinnen versucht: Wie Scheherazade kämpft
er mit seiner Geschichte um den Stempel, der ihm das weitere
Überleben sichert, und schafft dabei mit Tolly Grotesky, Lea Agunis
und Abu Adwan großartige Figuren, die sich alle ihren Weg bahnen
müssen.

Durch dieses Labyrinth aus Geschichten, Hebräisch und Deutsch
führt der Lektor und Übersetzer Gadi Goldberg.

Tomer Gardi »Sonst kriegen Sie Ihr Geld zurück«. Literaturverlag
Droschl, 2019

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1316: Berlin - »Der NSU-Prozess. Das Protokoll«, Lesung und Gespräch, 23.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Sa 23.2., 18:00 Uhr

Der NSU-Prozess. Das Protokoll

Buchvorstellung, Lesung und Gespräch



Am 23. Februar 2019 jährt sich zum siebten Mal die Gedenkfeier für
die Opfer der NSU, auf der Angela Merkel versprach, alles zu tun, »um
die Morde aufzuklären und die Helfershelfer und Hintermänner
aufzudecken und alle Täter ihrer gerechten Strafe zuzuführen«. Das
Verfahren gegen den sogenannten Nationalsozialistischen Untergrund
ist einer der wichtigsten Prozesse der deutschen Nachkriegsgeschichte
und gleichzeitig eine Tiefenbohrung in die Geschichte unserer
Gesellschaft, die längst auch in der Literatur angekommen ist.

Aus diesem Anlass widmet sich das Literaturhaus Berlin in Kooperation
mit dem Maxim Gorki Theater den Gerichtsprotokollen des
NSU-Prozesses: Was ist geschehen - im Gerichtssaal und in der
deutschen Gesellschaft? Und wie reagiert die Kunst darauf? Darüber
unterhalten sich die Journalistinnen Wiebke Ramm (Spiegel Online) und
Annette Ramelsberger (SZ), die den Prozessen Tag für Tag beiwohnten.
Schauspieler*innen des Gorki-Ensembles lesen Auszüge aus den
NSU-Protokollen. Es lesen und reden die Autor*innen Kathrin Röggla
und Nuran David Calis, die sich in ihren literarischen und
dramatischen Werken mit dem NSU-Prozess auseinandersetzen.

Moderiert wird der Abend von der Journalistin und Autorin Fatma
Aydemir.

»Der NSU-Prozess. Das Protokoll«, Verlag Antje Kunstmann, 2018

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Maxim Gorki Theater

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1315: Berlin - Wohnen in Berlin, Sarah Schmidt, Katharina Greve, »3 Zimmer, Küche, Bad«, 12.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Di 12.2., 19:30 Uhr

»3 Zimmer, Küche, Bad«

Themenwoche - Wohnen in Berlin



Wenn sich Mietpreisbremse und Milieuschutz als Tiger mit
Zahnschmerzen erweisen und die Ateliersuche zum Fulltime-Job für
Künstler*innen wird, lohnt sich die Frage nach der aktuellen
Arbeitssituation Berliner Schriftsteller*innen. In der Themenwoche
»Wohnen in Berlin« stellen wir Fragen nach Leben und Arbeiten in
unserer Stadt.

Den Auftakt machen Sarah Schmidt und Katharina Greve mit ihrem
Programm »3 Zimmer, Küche, Bad«, das in ungewöhnlicher Verbindung von
Comic und Roman neue Blickwinkel auf Literatur schafft. Als
Crossover-Abend aus geschriebener und gezeichneter Erzählung setzen
sich die beiden charmant, komisch, tragisch und erhellend mit einer
der wichtigsten sozialen Fragen unserer Zeit auseinander: Wie wollen
wir zusammenleben? Sarah Schmidt liest aus in ihrem Roman »Eine Tonne
für Frau Scholz«, der von den Bewohnern eines Altbaus in Berlin
erzählt. Katharina Greve beamt ihren Comic »Das Hochhaus - 102 Etagen
Leben« auf die Leinwand und leiht den Figuren ihre Stimme.

Sarah Schmidt, »Eine Tonne für Frau Scholz«, Verbrecher Verlag,
2017

Katharina Greve, »Das Hochhaus« avant-verlag, 2017

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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NAHOST/335: Türkei - Willkürjustiz gegen Herausgeber kurdischer Zeitung


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

Türkei: Pressefreiheit wird mit Füßen getreten -
Staatsanwaltschaft fordert 15 Jahre Haft für Herausgeber kurdischer
Zeitung



Göttingen, den 09. Januar 2019 - Mit scharfer Kritik hat die
Gesellschaft für bedroht Völker (GfbV) auf die Forderung der
türkischen Staatsanwaltschaft reagiert, den Herausgeber der einzigen
kurdischsprachigen Tageszeitung "Azadiya Welat", Ramazan Ölcen, mit
15 Jahren Haft zu bestrafen. "Der Berichterstattung kritischer
Journalisten mit Willkürjustiz zu begegnen beweist erneut, dass die
Pressefreiheit in der Türkei mit Füßen getreten wird", sagte der
GfbV-Türkeiexperte Kamal Sido am Mittwoch in Göttingen. "Offenbar
sollen mit derart überzogenen Strafen alle Journalisten, die die
Öffentlichkeit über die türkischen Militäroffensiven gegen die
Kurdenregionen in Nordsyrien informieren wollen, zum Schweigen
gebracht werden. So sollen wahrscheinlich auch
Menschenrechtsverletzungen und Kriegsverbrechen durch das türkische
Militär und durch die von der Türkei unterstützten syrischen
Islamisten unter den Teppich gekehrt werden."

Der Prozess gegen Ramazan Ölcen hat am Montag begonnen. Er sitzt seit
März 2016 im Gefängnis. Ihm wird wie vielen anderen inhaftierten
Journalisten vorgeworfen, "Mitglied einer terroristischen
Vereinigung" zu sein. Seine Zeitung "Azadiya Welat" wurde 1992 aus
der Taufe gehoben und im Lauf der Jahre immer wieder verboten oder es
wurden einzelne Ausgaben von der türkischen Polizei beschlagnahmt.
Mehrere Jugendliche, die die Zeitung verkauften, wurden in den 1990er
Jahren auf offener Straße erschossen. Auch Journalisten, die für die
"Azadiya Welat" schrieben, wurden damals ermordet. Im August 2016
stürmte die Polizei die Zeitungredaktion in Diyarbakir und nahm alle
27 Mitarbeiter in Gewahrsam. Im Oktober 2016 wurden "Azadiya Welt"
und 15 andere kurdische Medienunternehmen per Regierungsdekret
endgültig geschlossen.

Die türkischen Behörden haben in der Zeit nach dem Putsch vom Juli
2016 mindestens 150 Medien geschlossen. Medienleute wurden
massenweise verhaftet. Laut einem Bericht des Komitees zum Schutz von
Journalisten (CPJ) war die Türkei im Jahr 2018 zum dritten Mal "das
schlimmste Journalisten-Gefängnis der Welt". In der Türkei sitzen
mindestens 142 Journalisten im Gefängnis.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/977: Mairead Maguire nominiert Julian Assange für den Friedensnobelpreis (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Mairead
Maguire nominiert Julian Assange für den Friedensnobelpreis

Von CO-OP News, 8. Januar 2019



Mairead Maguire hat heute an das Friedensnobelpreisträgerkomitee in
Oslo geschrieben und das Komitee ersucht, Julian Assange, den
Chefredakteur von Wikileaks, für den Friedensnobelpreis 2019 zu
ernennen.

Mairead Maguire schrieb in ihrem Brief an das Friedenskomitee:

"Julian Assange und seine Kollegen bei Wikileaks haben bei zahlreichen
Anlässen gezeigt, dass sie eine der letzten Stellen für wahre
Demokratie sind und sich mit ihrer Arbeit für unsere Freiheit und
unsere Redefreiheit einsetzen. Ihre Arbeit für den wahren Frieden,
indem sie die Aktionen unserer Regierungen im In- und Ausland
öffentlich macht, hat uns Grausamkeiten gezeigt, die im Namen der
sogenannten Demokratie in der ganzen Welt verübt werden. Dazu gehörten
Aufnahmen der Unmenschlichkeit der NATO/des Militärs, die
Veröffentlichung der E-Mail-Korrespondenz, aus der der Plan des
Regimewechsels in Ländern des Mittleren Osten hervorgeht, und hat
diejenigen unter unseren gewählten Beamten gezeigt, die dafür bezahlt
werden, die Öffentlichkeit zu täuschen. Dies ist ein großer Schritt in
Unterstützung unserer Arbeit für Abrüstung und für Gewaltfreiheit
weltweit.

Julian Assange, der befürchten muss, wegen Verrats in die USA
deportiert zu werden, suchte 2012 in der ecuadorianischen Botschaft
Asyl. Selbstlos setzte er seine Arbeit hier fort und erhöhte damit das
Risiko einer Verfolgung durch die Regierung der USA. In den letzten
Monaten haben die USA den Druck auf die ecuadorianische Regierung
erhöht, ihm seine letzten Freiheiten wegzunehmen. Es ist ihm nun
untersagt, Besucher zu empfangen, Telefonanrufe oder andere
elektronische Kommunikationen entgegenzunehmen, wodurch er seiner
grundlegenden Menschenrechte beraubt wird. Dies hat Julians geistige
und körperliche Gesundheit stark belastet. Es ist unsere Pflicht als
Bürger, die Menschenrechte und die Redefreiheit von Julian zu
schützen, da er auf globaler Ebene für unsere kämpft.

Ich habe große Angst, dass Julian, ein unschuldiger Mann, in die USA
abgeschoben wird, wo er ungerechtfertigt inhaftiert wird. Wir haben
das mit Chelsea (Bradley) Manning erlebt, die angeblich Wikileaks
sensible Informationen aus den Nahost-Kriegen der NATO und den USA
beschafft hat und anschließend mehrere Jahre in Einzelhaft in einem
US-Gefängnis verbrachte. Wenn es den USA gelingt, Julian Assange
auszuliefern zu lassen, wird dies aus Furcht vor den schlimmen Folgen
Journalisten und Whistleblower auf der ganzen Welt zum Schweigen
bringen.

Julian Assange erfüllt alle Kriterien für den Friedensnobelpreis.
Durch die Veröffentlichung verborgener Informationen an die
Öffentlichkeit haben wir mehr Einblick in die Gräuel des Krieges
bekommen, sind nicht mehr so naiv, und sind uns der Zusammenhängen
zwischen Wirtschaft, dem Erwerb von Ressourcen und der Kriegsbeute
bewusster geworden.

Da seine Menschenrechte und seine Freiheit in Gefahr sind, würde der
Friedensnobelpreis für Julian viel mehr Schutz vor den Kräften der
Regierung bedeuten.

Im Laufe der Jahre gab es Kontroversen um den Friedensnobelpreis und
um einige Persönlichkeiten, denen er verliehen wurde. Leider glaube
ich, dass die Auszeichnung sich von den ursprünglichen Absichten und
Bedeutungen gelöst hat. Es war Alfred Nobels Wille, dass der Preis
Personen verliehen wird, die von Regierungen in ihrem Kampf für
Gewaltfreiheit und Frieden bedroht sind, um sie zu unterstützen und zu
schützen, indem die Öffentlichkeit über ihre prekären Situationen
sensibilisiert wurde. Durch die Verleihung des Friedensnobelpreises an
Julian Assange erhalten er und andere, wie er, den Schutz, den sie
wirklich verdienen.

Ich hoffe, dass wir damit
die wahre Definition des Friedensnobelpreises wiederentdecken können.

Ich rufe alle Menschen dazu auf, sich Julians Lage bewusst zu machen
und ihn in seinem Kampf für grundlegende Menschenrechte, Redefreiheit
und Frieden zu unterstützen."


Quelle: 

https://worldbeyondwar.org/mairead-maguire-nominates-julian-assange-for-nobel-peace-prize/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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ATTAC/1965: Soli - Attac fordert Integration in Einkommensteuertarif


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 9. Januar 2019

Soli: Attac fordert Integration in Einkommensteuertarif

Abschaffung käme nur Wohlhabenden und Reichen zugute / Große Koalition
belügt Bürgerinnen und Bürger



Attac lehnt die Abschaffung des Solidaritätszuschlages ab und fordert
stattdessen, den so genannten Soli in den Einkommenssteuertarif zu
integrieren. Das globalisierungskritische Netzwerk wirft der Großen
Koalition vor, die Bürgerinnen und Bürger über die Auswirkungen einer
Soli-Abschaffung bewusst zu belügen.

"Egal ob schrittweise oder sofort: Von der Abschaffung des Soli würden
nur die Wohlhabenden und Reichen profitieren. Die Behauptung der
Bundesregierung, damit vor allem die unteren und mittleren Einkommen zu
entlasten, ist nachgewiesen falsch", sagt Detlev von Larcher von der
bundesweiten Attac-Arbeitsgruppe Finanzmärkte und Steuern. "Statt den
Soli abzuschaffen, muss der Bund stärker die Kommunen unterstützen und
dazu beitragen, die sozialen Sicherungssysteme zu finanzieren. Der Soli
sollte in die Einkommensteuer eingegliedert werden, um die Schere
zwischen Arm und Reich nicht noch größer zu machen."

Während die SPD den Solidaritätszuschlag wie im Koalitionsvertrag
vereinbart abschmelzen will, dringt die die CDU derzeit darauf, ihn
sofort ganz abzuschaffen. Aktuell hat die Bundesregierung für einen
ersten Schritt zur Abschaffung des Soli zehn Milliarden Euro weniger
Steuereinnahmen angesetzt.

Soli-Abschaffung käme den obersten 4 Prozent zugute

Tatsächlich bezahlen laut Bundesfinanzministerium nur 52 Prozent der
Bevölkerung den Soli. Eine Studie von Stefan Bach vom Deutschen Institut
für Wirtschaftsforschung (DIW) weist nach, dass die unteren 70 Prozent
der Einkommen nicht einmal zwölf Prozent zum Aufkommen aus dem Soli
beitragen, die untere Hälfte nur 1,7 Prozent.(1) Mehr als dreiviertel
der Entlastung des aktuell geplanten ersten Schrittes würde also den
obersten 30 Prozent der Einkommen zugutekommen. Sollte es zur
vollständigen Abschaffung des Soli kommen, würden von den weiteren
Schritten nur die obersten vier Prozent der Bevölkerung entlastet. Den
Bund würde die Abschaffung des Soli mittelfristig zehn Milliarden und
langfristig 20 Milliarden Euro kosten.

Attac unterstützt den Vorschlag der Finanzexperten Katja Rietzler und
Achim Truger, versicherungsfremde Leistungen der Sozialversicherungen
wie die Mitversicherung von Familienangehörigen aus Steuermitteln zu
finanzieren, statt den Soli abzuschaffen. Die Versicherungsbeiträge
könnten dann um bis zu 4,7 Prozentpunkte fallen. Alfred Eibl vom
Attac-Koordinierungskreis: "Anders als die Abschaffung des Soli käme das
dann wirklich vor allem den unteren und mittleren Einkommen zugute."


Anmerkungen:

1) Bach, Stefan, DIW Aktuell Nr. 18 (2018):

www.diw.de/sixcms/detail.php?id=diw_01.c.610157.de

2) Rietzel, Katja / Truger, Achim, Schriftliche Stellungnahme zur
Anhörung des Finanzausschusses des Bundestags am 27. Juni 2018:

www.bundestag.de/blob/561740/ca990ac4ee7bdf86764c24d2d1803099/07imk-data.pdf

Weitere Informationen :

www.attac-netzwerk.de/ag-finanzmarkt-steuern/positionen/steuern/

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUSSTELLUNG/116: Oldenburg - Für unsere Arbeit brauchen wir?, Schlaues Haus 14.-25.01.2019


Schlaues Haus Oldenburg

Mo., 14.01. - Fr. 25.01.2019 Ausstellung

Für unsere Arbeit brauchen wir?

Ausstellungseröffnung: 14.01.2019 um 19:30 Uhr

Eine Wanderausstellung der Initiative Gesundheit und Arbeit (iga) zum
gesunden Arbeiten auch in stressigen Zeiten



Unter dem Titel "Für unsere Arbeit brauchen wir?" regt die Ausstellung
Arbeitgeber und Beschäftigte anhand von sieben Schautafeln,
Praxisbeispielen und Aktionsnischen dazu an, sich mit dem Thema Stress
auseinanderzusetzen und individuelle Handlungsoptionen zu entwickeln.
Zusätzlich erhalten sie Tipps, Handlungsempfehlungen und Informationen
zum Mitnehmen.

Betriebliche Prävention fördert die Gesundheit und Sicherheit von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. Das hat positive Auswirkungen auf
die Ressourcen und Fähigkeiten der Beschäftigten.

Arbeit darf nicht auf Kosten der Gesundheit gehen! Die Ausstellung
stellt daher die Frage: Was brauche ich für meine Arbeit?

So vielschichtig wie die Arbeitswelt, der einzelne Mensch, sind auch
die Antworten auf diese Frage. Die Ausstellung fasst auf den
Thementafeln unterschiedliche Schwerpunkte zusammen wie z. B. die
passenden Aufgaben, Wertschätzung, ein gutes Team.

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

http://www.schlaues-haus-ol.de
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VORTRAG/201: Oldenburg - Das bedingungslose Grundeinkommen, Schlaues Haus 17.01.2019


Schlaues Haus Oldenburg

Do., 17.01.2019, 18:00 -20:00 Uhr Vortrag

Das bedingungslose Grundeinkommen - Befreiung vom Arbeitszwang oder
Ausstieg aus der sozialpolitischen Verantwortung?

Dr. Ulrich Schachtschneider, Netzwerk Grundeinkommen und Franziska
Wiethold, ehem. ver.di Bundesvorstand



Über das bedingungslose Grundeinkommen wird kontrovers diskutiert und
dasselbe wollen wir in unserer Veranstaltung tun: Für wen soll es
gelten? Wie würde sich Arbeit und unsere Gesellschaft verändern?
Welche Hürden müssten genommen werden? Was passiert mit den
bestehenden sozialen Sicherungssystemen? Gäbe es weitere Alternativen?
Diese und andere Fragen wollen wir beleuchten. Auch das Publikum wird
Gelegenheit bekommen, sich durch Meinungsbilder und Fragerunden
einzubringen.

Die Veranstaltung wird durchgeführt von der Kooperationsstelle
Hochschule-Gewerkschaften der Universität Oldenburg in Zusammenarbeit
mit der Arbeitslosenselbsthilfe Oldenburg ALSO e.V. und dem AStA der
Universität Oldenburg.

Eintritt frei

Einlass: 30 Minuten vor Veranstaltungsbeginn

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

http://www.schlaues-haus-ol.de
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LESUNG/6291: Berlin - Jaroslav Rudis, »Winterbergs letzte Reise«, 26.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Di 26.2., 19:30 Uhr

Jaroslav Rudis »Winterbergs letzte Reise«

Buchpremiere



Jan Kraus, geboren im Böhmerwald an der tschechisch-deutschen Grenze,
arbeitet als Altenpfleger in Berlin und begleitet Schwerkranke in den
letzten Tagen ihres Lebens. So auch Wenzel Winterberg, der als
Sudetendeutscher nach dem Krieg aus der Tschechoslowakei vertrieben
wurde. Kraus' Erzählungen aus seiner Heimat wecken Winterberg auf und
holen ihn ins Leben zurück - und bringen ihn auf eine verrückte Idee.
Er will mit Kraus eine letzte Reise antreten, auf der Suche nach
seiner verlorenen Liebe - eine Reise, die die beiden durch die
Geschichte Mitteleuropas führt. Von Berlin nach Sarajevo über
Reichenberg, Prag, Wien und Budapest.

Das tschechische Multitalent Jaroslav Rudis, ausgezeichnet mit dem
Preis der Literaturhäuser 2018, legt im tschechischen Kulturjahr 2019
mit »Winterbergs letzte Reise« seinen ersten auf Deutsch
geschriebenen Roman vor - und eine große europäische Geschichte.

Mit ihm unterhält sich Stefanie Ericke-Keidtel vom Literaturhaus
Berlin. Ahoj!

Jaroslav Rudis, »Winterbergs letzte Reise«, Luchterhand, 2019

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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LESUNG/6290: Berlin - Michael Roes »Herida Duro«, 11.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Mo 11.2., 19:30 Uhr

Michael Roes »Herida Duro«

Buchpremiere



Herida Duro ist das einzige Kind von Zef Duro. Weil ein männlicher
Erbe fehlt, wächst sie wie ein Junge im verarmten Dorf Lazarú in
Albanien auf. Doch die Umbrüche im 20. Jahrhundert verändern das
Leben der traditionellen bäuerlichen Dorfgemeinschaft
radikal: Aus dem Dorf, wo die Partisanen kämpfen,
führt Heridas Weg in die Hauptstadt Tirana. Während
ihr Freund Gjon ein Flüchtlingsschiff besteigt, um Elend und Zensur
zu entgehen, macht Herida Karriere im »Kinostudio«, der nationalen
albanischen Filmproduktion, die jedoch ganz im Dienst des Machthabers
Enver Hoxha steht. Erst im Exil in Rom findet sie den provozierenden
Stoff für ihren ersten eigenen Film.

In seinem 13. Roman erzählt der Berliner Autor Michael Roes eine
historische Epoche jenseits der Geschlechterkategorien: Vom Rande
Europas und von den Ausgegrenzten kommt für ihn die wahre Kunst.

Es moderiert die Theaterwissenschaftlerin Christel Weiler.

Michael Roes »Herida Duro« Schöffling & Co., 2019

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1160: Berlin - Literatur trifft Wissenschaft, Annette von Droste-Hülshoff mit Zsuzsa Bánk, Karen Duve, 20.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Mi 20.2., 19:30 Uhr

Annette von Droste-Hülshoff

Reihe - Literatur trifft Wissenschaft

Zsuzsa Bánk, Karen Duve und Jochen Grywatsch

im Gespräch mit Dorothea Westphal



In »Fräulein Nettes kurzer Sommer« stellt Karen Duve die
Schriftstellerin Annette von Droste-Hülshoff (1797-1848)
als eine Frau vor, die sich zwar unerschrocken in Männergespräche
einmischte, deren Schreiben aber von ihrem Umfeld zunächst nicht
ernst genommen wurde. Im Briefroman »Schlafen werden wir später« von
Zsuzsa Bánk ringt die Lehrerin Johanna für ihre Doktorarbeit mit dem
Werk »der Droste«. Aber auch die Wissenschaft beschäftigt sich immer
wieder mit der berühmten Autorin der »Judenbuche «, so z. B. die
Literaturkommission für Westfalen in Münster. Doch wie nähert man
sich einer Dichterin aus dem 19. Jahrhundert? Über Annette von
Droste-Hülshoff, das Recherchieren und das Schreiben unterhalten sich
die beiden Autorinnen mit dem Droste-Forscher Jochen Grywatsch und
der Deutschlandfunkredakteurin Dorothea Westphal.

Sendetermine: Freitag, 8. 3. 2019 um 19:30 Uhr, und in der Nacht zum
Sonntag, 10. 3. 2019 um 00.05 Uhr. In Berlin auf UKW 89,6, DAB+,
online mit der neuen Dlf Audiothek als App.

Eine Veranstaltung in Kooperation mit Deutschlandradio Kultur

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1159: Berlin - Wohnen in Berlin, Zur Arbeitssituation von Schriftsteller*innen in Berlin, 14.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Do 14.2., 19:30 Uhr

»A Room of One's Own«

Themenwoche - Wohnen in Berlin

Zur Arbeitssituation von Schriftsteller*innen in Berlin



Wenn sich Mietpreisbremse und Milieuschutz als Tiger mit
Zahnschmerzen erweisen und die Ateliersuche zum Fulltime-Job für
Künstler*innen wird, lohnt sich die Frage nachder aktuellen
Arbeitssituation Berliner Schriftsteller*innen.

In der Themenwoche »Wohnen in Berlin« stellen wir Fragen nach Leben
und Arbeiten in unserer Stadt. - Auch wenn wir uns nicht sicher sein
können, ob Virginia Woolf die Arbeitssituation von Berliner
Schriftsteller*innen 2019 im Blick hatte als sie vor 90 Jahren ihren
Essay »A Room of One's Own« veröffentlichte, bietet uns dieser
bahnbrechende Text die Chance, gemeinsam mit Schriftsteller*innen
über die aktuelle Wohn- und Arbeitssituation in Berlin zu
diskutieren. Was bedeutet es, wenn man für das eigene Schreiben eben
nicht über diesen »room of one's own« verfügt, sich diesen nicht,
oder nicht mehr leisten kann? Welche Räume braucht es, um schreiben
zu können? Was kann und muss in Berlin passieren, um ein weniger
prekäres Arbeitsumfeld für Autor*innen zu schaffen?

Es diskutieren mit der Journalistin und Kulturwissenschaftlerin
Katharina Teutsch der Berliner Schriftsteller Jan Peter Bremer und
die Lyrikerin und Verlegerin Daniela Seel.

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1158: Berlin - Brown Bag Lunch mit T. Roth, W. Hörner, Desiderius Erasmus, Der sprichwörtliche Weltbürger, 12.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Di 12.2., 12:30 Uhr

Desiderius Erasmus: Der sprichwörtliche Weltbürger

Brown Bag Lunch



Dass ausgerechnet die AfD kürzlich eine Stiftung nach Erasmus von
Rotterdam (1466-1536) benannte, ist erstaunlich: Denn Erasmus von
Rotterdams Leben und Schreiben ist geprägt von Toleranz,
Menschlichkeit und Weltbürgerlichkeit. Also all das, was unter dem
Schlagwort »Erasmus« die Erfahrung von mittlerweile Generationen von
europäischen Student*innen subsumiert. Doch auch sie wissen nicht
immer, wer eigentlich der Schirmherr ihres Glücks ist. Nun lässt sich
eine feine Auswahl dieses großen Weltbürgers wiederlesen: In den
»Adagia« bezieht Erasmus Stellung zu Weltbürgerlichkeit,
Freigebigkeit und Herzensgüte.

Von ihm schwärmen - bei Brezeln und mitgebrachten Mittagsbroten - der
Dichter Tobias Roth und der Verleger Wolfgang Hörner.

»Desiderius Erasmus: Der sprichwörtliche Weltbürger« Das Kulturelle
Gedächtnis, 2018

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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AUSSICHTEN/8514: Und morgen, den 10. Januar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.01.2019 bis zum 11.01.2019 +++






[image: Jean-Luc 8514 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Kühl und trocken,

Jean-Luc trägt

warme Socken

unentwegt.
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FORSCHUNG/198: Wo Isis Jesus zu Hilfe holt - Volksreligion im spätantiken und frühislamischen Ägypten (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 08.01.2019

Wo Isis Jesus zu Hilfe holt



Texte voller Zaubersprüche stehen im Zentrum eines neuen
Forschungsprojekts an der Universität Würzburg. Sie verraten viel über das
religiöse Leben in Ägypten im Übergang von der traditionellen Religion zu
Christentum und Islam.




[image: Foto: © Gunnar Bartsch/Universität Würzburg]

 Das Forschungsteam in der Handschriftensammlung der Unibibliothek (v.l.):
Markéta Preininger Svobodová, Korshi Dosoo und Edward O. D. Love. 

Foto: © Gunnar Bartsch/Universität Würzburg



Was tut ein Mann, der Angst hat, eine Frau könnte ihm mit ihrer Aussage
vor Gericht schaden? Er ruft auf einem kleinen Stück Papier Engel zu
Hilfe. Diese sollen mit einem Zauber die Frau verstummen lassen. Zur
Verdeutlichung ist dem Text eine einfache Zeichnung beigefügt. Dort ist
gut zu erkennen, wie zwei Geister die Frau in die Zange nehmen und ihren
schädlichen Einfluss auf sie ausüben.

Mehr als 1000 Jahre ist es her, dass der unbekannte Mann magische Kräfte
anrief, die ihm aus seinen Schwierigkeiten heraushelfen sollten. Weil der
Zettel über die Jahrhunderte nicht verloren ging, wissen wir heute von
diesem privaten Drama. Mittlerweile liegt er gut konserviert in den
Tresoren der Würzburger Universitätsbibliothek und wird nur selten ans
Tageslicht befördert. Einem neuen Forschungsprojekt ist es zu verdanken,
dass das unscheinbare Stück Papier jetzt wieder auf Interesse stößt.

Das Forschungsprojekt

"The Coptic Magical Papyri: Volksreligion im spätantiken und
frühislamischen Ägypten" lautet der Name des Forschungsprojekts, das
soeben seine Arbeit aufgenommen hat. Angesiedelt am Lehrstuhl für
Ägyptologie der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) und
ausgelegt auf fünf Jahre, will es einen vollständigen Überblick über alle
heute bekannten magischen Texte und Textfragmente aus der Zeit von etwa
200 bis 1200 nach Christi Geburt geben - inklusive Übersetzung,
Interpretation und Einordnung in einer frei zugänglichen Datenbank.
Verantwortlich dafür ist der Nachwuchsgruppenleiter Dr. Korshi Dosoo; er
wird unterstützt von dem Postdoc Edward O. D. Love und der Doktorandin
Markéta Preininger Svobodová.

So unterschiedlich diese Texte in ihrem äußerlichen Auftritt sind - einige
sind auf Papyrus geschrieben, andere auf Pergament oder Papier;
Tonscherben finden sich darunter und Bleiamulette - so identisch ist doch
ihr Inhalt: Immer schildern sie private religiöse Praktiken, die dazu
bestimmt sind, mit den Krisen des täglichen Lebens in Ägypten fertig zu
werden. Dementsprechend lassen sich die meisten von ihnen fünf großen
Themenkreisen zuordnen: Liebe, Schutz, Heilkunst, Flüche und Divination -
also die Wahr- oder Vorhersagekunst.

Liebeszauber und Bitte um Schutz

So zeigt beispielsweise ein Pergament aus dem sechsten oder siebten
Jahrhundert nach Christus, dass sich Menschen damals bei der Partnersuche
die Hilfe höherer Mächten holten. In dem Text ruft ein gewisser Apa
Apollo, vielleicht ein Mönch, die Kräfte des Iao Sabaoth an. Er bittet
darum, nachdem er das Pergament an der Tür eines bestimmten Maure
niedergelegt habe, dass der andere Mann den Apa Apollo "von Stadt zu
Stadt" suche, bis Maure ihm "alle seine Wünsche" erfülle.

Schutz erhoffen sich die Verfasser solcher Texte beispielsweise auch vor
feindlichen Angriffen. Dann bitten sie die Götter darum, einen Gegner vor
dem Wettkampf oder einen persönlichen Feind durch Krankheit oder
Schlaflosigkeit so zu schwächen, dass von ihm keine Gefahr mehr ausgeht.
Und unter dem Stichwort "Heilkunst" finden sich Texte, die sich wie eine
Mischung aus Rezeptbuch und Zauberspruch lesen. Einerseits ist dort
erklärt, dass eine Mischung aus Salz, Goldstücken und Öl Entzündungen
heilen kann; andererseits soll der Zettel selbst - aufgerollt und um den
Hals getragen - Kinder beispielsweise vor Fieber schützen.

Eine wilde Mischung der Religionen

"Diese Dokumente dienen als wichtige Informationen für die Volksreligion -
die Realitäten, wie sie im täglichen Leben erlebt und durchgeführt wurden,
und nicht das Ideal religiöser Praktiken und Überzeugungen", erklärt
Korshi Dosoo das Interesse der Wissenschaftler an diesen Textdokumenten.
Damit geben sie Auskunft über die Entwicklung religiösen Lebens in Ägypten
in einer Zeit, die vom Übergang von der traditionellen ägyptischen
Religion zu Christentum und Islam geprägt ist.




[image: Foto: © Gunnar Bartsch/Universität Würzburg]

Mehr als 1000 Jahre ist dieses Stück Papier alt. Es sollte magische Kräfte
aktivieren und himmlische Hilfe holen.

Foto: © Gunnar Bartsch/Universität Würzburg



Welche wilden Mischungen sich daraus bisweilen ergeben, zeigt nach Dosoos
Ansicht ein Textbeispiel deutlich. Darin wird geschildert, wie der
ägyptische Gott Horus Hilfe bei seiner Mutter Isis erbittet. Er schickt
dazu drei Dämonen zu Isis, die eindeutig christliche Namen tragen. Isis
antwortet mit einem Zauberspruch, der Jesus anspricht. "Diese Widersprüche
will ich verstehen", sagt Dosoo. Aus ihnen ließe sich viel über das
soziale Gefüge und die religiöse Vorstellungswelt der damaligen Welt
herauslesen.

Täglich neue Zufallsfunde

472 dieser magischen Texte seien der Forschung heute bekannt, erklärt der
Historiker. "Allerdings stoßen wir momentan bei unserer Arbeit täglich auf
ein bis zwei neue", so Dosoo. Nur etwa 300 davon seien bislang
veröffentlicht - das aber nicht in einem zentralen Nachschlagewerk,
sondern an den unterschiedlichsten Stellen, von denen viele längst
vergessen sind. Die Suche nach ihnen nimmt deshalb aktuell einen Großteil
der Arbeitszeit von Dosoos Team ein und sie erfordert einiges an
detektivischem Geschick.

"Die meisten dieser Texte liegen heute in Sammlungen von Museen und
Universitäten weltweit", erklärt Dosoo. Vor allem in Nordamerika,
Australien und natürlich Ägypten werden die Forscher fündig -
glücklicherweise aber auch in Europa. In Berlin befinde sich die größte
Sammlung, was die Arbeit um einiges erleichtere. Als "Museumsarchäologie"
beschreibt Dosoo seine derzeitige Tätigkeit. Konkret bedeute dies: Archive
durchsuchen, Register wälzen und Kataloge durchblättern. Bisweilen hilft
auch der Zufall nach: Freunde hören von Bekannten von einem unbekannten
Textfragment, das in einer Universitätssammlung seiner Wiederentdeckung
harrt, und melden ihren Fund nach Würzburg.

Publikationen und ein Podcast

Fünf Jahre für knapp 500 kurze Texte: Das klingt nach entspanntem
Arbeiten. Tatsächlich könnte die Zeit knapp werden, sagt Dosoo.
Schließlich setzt sich das Projekt aus fünf Komponenten zusammen.
Wichtigster Teil ist der Aufbau eines ständig aktualisierten, öffentlich
zugänglichen Online-Korpus koptischer magischer Texte, der in einer
speziellen Datenbank gespeichert ist. Neue Texte will das Team sowohl
online als auch in gedruckter Form veröffentlichen und ältere Manuskripte
- wo nötig - korrigieren und ebenfalls publizieren. Darüber hinaus sind
spezifische Studien geplant zu verschiedenen Aspekten der magischen Texte,
wie etwa ihre Sprache, ihr Verständnis vom Kosmos oder die Schilderung der
rituellen Praktiken.

Und damit das neu erworbene Wissen nicht nur unter dem kleinen Kreis der
Ägyptologen bekannt wird, planen Dosoo und seine Mitarbeiter die
Veröffentlichung ihrer Ergebnisse in einem Blog und über einen Podcast.
Der soll den programmatischen Titel "You're a Wizard?" tragen und all die
Themen behandeln, die sich auf die altägyptischen, griechischen und
koptischen magischen Traditionen sowie auf das Leben und die Religion im
alten Mittelmeer im Allgemeinen beziehen. Was ist Magie? Wer waren die
Magier und was war ihre Rolle in der Gesellschaft? Wie ist das Studium der
koptischen Magie heute relevant? Diese und viele weitere Fragen wollen
Dosoo, Love und Preininger Svobodová darin - unterstützt durch zahlreiche
Gastwissenschaftler - beantworten.




Weitere Informationen unter:

http://www.coptic-magic.phil.uni-wuerzburg.de

Website des Forschungsprojekts

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 08.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TIERE/125: Pinguine - ein aufregendes Leben ... (SB)




Bei dem Eselspinguin handelt es sich um den drittgrößten unter den
Pinguinen. Nur der Kaiser- und der Königspinguin werden noch größer.
Aber warum heißt so ein auf zwei Beinen aufrecht stehendes Schwimmtier
eigentlich Eselspinguin? Äußerlich dürfte doch kaum eine Ähnlichkeit
zwischen beiden bestehen. Es sind die Laute, die diese Tiere von sich
geben. Sie gleichen dem "Iaah" eines Esels und aus diesem Grund
erhielt er in der deutschen Sprache den Namen Eselspinguin. Die
wissenschaftliche Bezeichnung lautet "Pygoscelis papua", und
andernorts wird er gelegentlich auch Rotschnabelpinguin genannt. Das
ist eigentlich leichter zu verstehen, da sein roter Schnabel wirklich
ein auffallendes Unterscheidungsmerkmal ist.




[image: Ein einzelner aufrecht stehender Eselspinguin im schwarzen 'Pinguin-Frack', nur die Unterseite der Flossen sind weiß wie der Bauch - Foto: 2008, Copyright by Samuel Blanc [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commens]

Erwachsener Eselspinguin: deutliches Merkmal ist der rote Schnabel

Foto: 2008, Copyright by Samuel Blanc [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia
Commens



Der Eselspinguin scheint gern und oft Laut von sich zu geben.
Besonders wenn er auf der Suche nach einem Weibchen ist, seine
Reviergrenzen deutlich vernehmlich kenntlich macht, Kontakt mit
seinen Jungen hält oder seine Kolonie vor Eierdieben warnt.
Lautmalerisch könnte man sein Rufen ungefähr so umschreiben: "Ah - aha
- aha - aha." Sein Rufen wird von einem leisen Zischen begleitet und weist
durchaus eine gewisse Ähnlichkeit mit dem heiseren Rufen eines Esels
auf.

Zu finden ist der Eselspinguin auf vielen antarktischen und
subantarktischen Inseln, sowie auf den eisfreien Regionen auf der
antarktischen Halbinsel. Auf den Falkland-Inseln beispielsweise leben
sehr viele dieser Tiere. Sie bilden keine besonders großen
Brutkolonien, leben eher in kleineren Gruppen in einiger Entfernung
voneinander. Ihre Nester bauen sie entweder nahe an einer Küste oder
weiter im Inland.




[image: Viele erwachsene Eselspinguine stehen dicht beieinander - Foto: 2007, by Ben Tubby [CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons]

Eine etwas größere Kolonie auf den Falkland-Inseln

Foto: 2007, by Ben Tubby [CC BY 2.0
(https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons



In den Küstengebieten suchen sie ausschließlich den felsigen und
steinigen Boden auf. Ihre Nester bauen sie aus vielen kleinen
angehäuften Kieselsteinen, manchmal auch etwas größere, die sie etwa
kreisrund anordnen. Diese Konstruktionen erreichen oft eine Höhe von
20 Zentimetern. Dort hinein legt das Weibchen 2 weiße Eier. In
Gegenden wo sehr viele Eselspinguine leben, kann der Vorrat an Steinen
schon mal etwas knapp werden. Doch diese Tiere sind einfallsreich.
Brauchen sie noch ein paar Steinchen, um ihr Nest fertigzustellen,
dann klauen sie in einem günstigen Moment, in dem der Nachbar nicht
aufpasst, die fehlenden bei ihm. Das klappt nicht immer und so kommt
es oftmals zu Streitereien um die kostbaren Steine. Derartige
Steinnester werden über viele Jahre weiter benutzt. Eselspinguine
bleiben ein Leben lang als Paar zusammen, selbst wenn sie kurze Zeit
getrennte Wege gehen, so treffen sie sich doch stets wieder an ihrem
Nest. Bei den Pinguinen, die ihre Brutstätten weiter im Inland
errichten, werden andere Nistmaterialien verwendet. Versteckt
zwischen Grasbüscheln flechten und stecken sie Gräser, Halme und
Moose zusammen. Diese Art Nester werden bei Zeiten gewechselt oder neu
errichtet, da die Gräser niedergetreten wurden und nun keinen guten
Schutz mehr bieten. Die Pinguine suchen sich einfach in der Nähe ein
neues Plätzchen, denn guter Sichtschutz ist wichtig, da die Eier und
die Küken begehrte Beute von Raubmöven sind.

Das Eselspinguinweibchen
und -männchen teilen sich das Ausbrüten der Eier, was ungefähr
5 Wochen dauert. Die Küken müssen sich ohne Hilfe ihrer Eltern aus
der Eischale befreien, für die Kleinen ist das eine ziemlich
anstrengende Angelegenheit. Nun heißt es für die Eltern, Futter für
ihre Küken herbeizuschaffen.




[image: Das Federkleid der Jungen ähnelt dem der erwachsenen Tiere, doch ist es noch eher ein Flaumfell, als ein richtiges Gefieder - Foto: 2007, by Jens Bludau [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], from Wikimedia Commons]

Junge Eselspinguine auf Peterman Island

Foto: 2007, by Jens Bludau [CC BY-SA 3.0
(https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], from Wikimedia
Commons



Leider kommt es nicht selten vor, dass nur eines der Jungen überlebt.
Das zuletzt ausgeschlüpfte ist oft schwächer und hat es zudem schwer,
sich im Ringen um Futter durchzusetzen. Gelingt es den Eltern
reichlich Nahrung zu beschaffen, können auch beide Küken überleben.
Sie werden mit Krebsen, Kleinfischen, Krill (das sind winzige Krebse)
oder Tintenfischen gefüttert, die von den Elternpinguinen in ihrem
Magen bereits vorverdaut wurden. Sie würgen die Nahrung hoch und
befördern sie in die Schnäbel der Kleinen. Die Pinguinküken wachsen
rasch heran, werden aber noch lange von den Eltern versorgt. Ihr
Erwachsenengefieder wächst ihnen im Alter von ungefähr drei Monaten.
Nun wird es bald Zeit, sich selbst auf die Nahrungssuche zu begeben.


Geschickte und rasante Jäger

Eselspinguine sind geschickte Unterwasserjäger. Wenn es nötig ist,
können sie bis zu 200 Meter tief tauchen, normalerweise jagen sie aber
nicht weiter als in 100 Meter Meerestiefe. Sie sind zwar nur die
drittgrößten der Pinguinarten, doch die allerschnellsten Schwimmer und
erreichen Geschwindigkeiten von 27 bis 36 km/h, doch normalerweise
schwimmen sie viel langsamer. Nur wenn sie jagen oder selbst vor ihren
Feinden fliehen müssen, können sie derart schnell werden. Das ist auch
gut so, denn für Seelöwen, Seeleoparden oder die Großen Schwertwale
ist der Eselspinguin eine leckere Beute. An Land sind die erwachsenen
Pinguine in Sicherheit. Dort haben sie keine natürlichen Feinde. Nur
ihre Eier und ihre Küken sind in Gefahr und müssen gut bewacht werden.
In erster Linie sind es die Möwen, die ihre Nester plündern. Doch auch
der Mensch stellt eine schwerwiegende Bedrohung für die Tiere dar. Auf
den Inseln, die großflächig und dauerhaft besiedelt werden, gehen die
Bestände der Eselspinguine zurück.


Der Mensch als gefährliche Bedrohung

Im 19. Jahrhundert nahm die Zahl der Pinguine auf einigen Inseln sehr
stark ab. Menschen sammelten ihre Eier in großen Mengen für ihre
eigene Nahrungsherstellung. Doch damit nicht genug. Unglaublich viele
erwachsene Pinguine wurden geschlachtet, um aus ihrer Fettschicht Öl
zu gewinnen, das vielseitige Verwendung fand. Beispielsweise soll die
Besatzung eines Schiffes zu diesem Zweck an die 70.000 Tiere in einem
Jahr auf den Falkland-Inseln getötet haben. In manchen Gebieten werden
immer noch die Eier von Pinguinen geraubt.

Doch haben es die Eselspinguine geschafft, sich weiter zu vermehren,
obgleich sie sich erst im Alter von 3 bis 4 Jahren das erste Mal
fortpflanzen. Dafür können sie aber auch 15 bis 20 Jahre alt werden.
Zwar schwanken die Pinguin-Bevölkerungszahlen auf den verschiedenen
Inseln und in den unterschiedlichen Regionen der Erde, doch wird ihre
Art heute als "in geringem Ausmaß gefährdet" eingeschätzt.
So kann man sich nur wünschen, dass die Menschen heutzutage weder auf
die Eier noch auf das Öl der Pinguine angewiesen sind, so dass es
keinen Grund gibt, sie zu berauben oder zu töten. Da sich die
Eselspinguine rund um die Erde zwischen dem 46. und dem 65. südlichen
Breitengrad einen Lebensraum erobert haben, könnte das die
Überlebensmöglichkeit dieser Tiere sichern.




[image: Der Kopf seitlich gezeigt mit dem weißen Fleck über den Augen und dem roten Schnabel als deutliche Unterscheidungsmerkmale zu anderen Pinguinen - Foto: 2007, by Ben Tubby [CC BY 2.0 (https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons]

Ein weiteres Merkmal ist der weiße Fleck über dem Auge

Foto: 2007, by Ben Tubby [CC BY 2.0
(https://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons





Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.medienwerkstatt-online.de/lws_wissen/vorlagen/showcard.php?id=1519&edit=0

https://www.tierchenwelt.de/pinguine/103-eselspinguin.html

https://www.ndr.de/info/sendungen/mikado/Der-Eselspinguin,eselspinguin101.html
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HÖRFUNK/476: Deutschlandfunk Kultur - Zwillinge. Zum Verwechseln ähnlich und doch nicht gleich, 11.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wer ist nun wer?

Zum Verwechseln ähnlich und doch nicht gleich

Von Corinna Thaon

Kakadu. Entdeckertag

Freitag, 11. Januar 2019, 15.05 - 15.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Hanni und Nanni, das doppelte Lottchen, Geschichten über Zwillinge
kennt man. Aber wie leben Zwillinge, die gleich aussehen, nun
wirklich? Und warum gibt es sie überhaupt? Auch Wissenschaftler haben
noch viele Fragen zu diesen ganz besonderen Geschwistern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 18. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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TREFFEN/166: Berlin - LesArt im Jungen Literaturhaus, von Lesezeichen, Lasten und Leckereien, 24.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

So 24.2., 11:00 Uhr

»Aufgeladen - von Lesezeichen, Lasten und Leckereien«

LesArt im Jungen Literaturhaus



Man sagt ihnen Starrsinn nach und ärgert sich über ihren Ungehorsam.
Ihre Genügsamkeit und Ausdauer jedoch werden geschätzt. Was alles auf
den Rücken von (literarischen) Eseln ausgetragen wird, erkunden
Kinder, Eltern und Großeltern mit Edda Eska und Frank Kurt Schulz in
Bilder- und Kinderbüchern mit und ohne Eselsohren.

Altersempfehlung: ab 6 Jahren

Eine Veranstaltung in Kooperation mit LesArt - Berliner Zentrum für
Kinder und Jugendliteratur

7 EUR / erm. 4 EUR

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFFEN/165: Berlin - Junges Literaturhaus trifft Berlinale, Kerstin Wacker, »Klappe, Cut, Hurra«, 14.02.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Februar 2019

Do 14.2., 09:00 Uhr und 11:00 Uhr

»Klappe, Cut, Hurra«

Junges Literaturhaus trifft Berlinale



Im Februar verwandelt die 69. Berlinale die ganze Stadt wieder in
eine aufregende Filmkulisse. Passend dazu stellt Kerstin Wacker ihr
erzählendes Sachbuch »Klappe, Cut, Hurra« vor, in dem es spannend
wird, als der Wunsch von Filmfan Amra in Erfüllung geht: Sie darf als
Praktikantin bei Dreharbeiten in Berlin dabei sein! Alles ist neu und
aufregend, und anfangs geht einiges schief. Doch dann taucht Amra
immer mehr in die Welt des Filmemachens ein und lernt dabei die
Menschen kennen, die hinter der Kamera arbeiten, Richy, den Angler
etwa, oder Luise, die Schärfezieherin. Und dann ist da noch Julian,
der gutaussehende Jungstar ... Eine unterhaltsame und informative
Reise hinter die Kulissen eines Filmsets!

Kerstin Wacker »Klappe, Cut, Hurra: Aufregende Drehtage in Berlin«
Wacker und Freunde, 2018

Nur für Schulklassen

Altersempfehlung: 4. - 5. Klasse

Anmeldung: ericke@literaturhaus-berlin.de

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Februar 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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MELDUNG/381: "Bestandsaufnahme Gurlitt" in Bonn und Berlin sahen mehr als 250.000 Besucher (Bundeskunsthalle)


Kunst- und Ausstellungshalle der Bundesrepublik Deutschland 

Pressemitteilung vom 8. Januar 2019

Ausstellungen zum Kunstfund Gurlitt in Bundeskunsthalle und Gropius Bau
zogen mehr als 250.000 Besucherinnen und Besucher an



Am gestrigen Montag schloss die von der Bundeskunsthalle im Gropius Bau
Berlin organisierte Ausstellung "Bestandsaufnahme Gurlitt. Ein Kunsthändler
im Nationalsozialismus" mit gut 104.500 Besuchen. Zusammen mit der ersten
Ausstellungsstation in Bonn "Bestandsaufnahme Gurlitt. Der NS-Kunstraub und
die Folgen" (3. November 2017 bis 11. März 2018), die mit gut 147.000
Besucherinnen und Besuchern erfolgreich endete, informierten sich insgesamt
251.500 Interessierte aus aller Welt über den Kunstfund Gurlitt.

Der Intendant der Bundeskunsthalle und Kurator beider Ausstellungen
resümiert: "Mehr als 250.000 Besucher haben sich die Ausstellung über
NS-Raubkunst und den Fall Gurlitt in der Bonner Bundeskunsthalle und im
Berliner Gropius Bau angesehen. Die gemeinsam mit dem Kunstmuseum Bern
zusammengestellte Schau leistete enorme Aufklärungsarbeit über den Umgang
mit Kunstwerken und ihren Sammlern während des Nationalsozialismus. Die
Ausstellung "Bestandsaufnahme Gurlitt" war ein wirksames Plädoyer für
historische Aufarbeitung mit einer starken Fokussierung auf die
menschlichen Schicksale hinter den Bildern."

Im Mittelpunkt beider Ausstellungen stand eine Auswahl von rund 250 bzw.
200 Kunstwerken, die der deutsche Kunsthistoriker, Museumsmann und
Kunsthändler Hildebrand Gurlitt (1895-1956) zusammengetragen hat. Die
Bundeskunsthalle in Bonn und das Kunstmuseum Bern haben gemeinsam diese
erste Bestandsaufnahme des über 1.500 Positionen umfassenden Kunstfunds
Gurlitt in drei Ausstellungen aufbereitet. Bereits von April bis Juli 2018
wurde die Bonner Ausstellung in veränderter Form im Kunstmuseum Bern
präsentiert.

www.bundeskunsthalle.de

 * 

Quelle:

Kunst- und Ausstellungshalle der Bundesrepublik Deutschland GmbH

Friedrich-Ebert-Allee 4, 3113 Bonn

Telefon: +49 228 9171-200, Fax: +49 228 234154

E-Mail: info@bundeskunsthalle.de

Internet: http://www.bundeskunsthalle.de
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MELDUNG/380: Mona Lisas magischer Blick nur ein Mythos (idw)


Universität Bielefeld - 08.01.2019

Mona Lisas magischer Blick nur ein Mythos

Forscher des Exzellenzclusters CITEC widerlegen wissenschaftliche
Behauptung



Wenn Betrachtende eines Portraits den Eindruck haben, die Augen der
abgebildeten Person würden ihnen folgen, spricht die Wissenschaft vom
"Mona-Lisa-Effekt". Zwei Forscher des Exzellenzclusters Kognitive
Interaktionstechnologie (CITEC) der Universität Bielefeld zeigen in einer
neuen Studie, dass dieser Effekt ausgerechnet für das weltberühmte Gemälde
"Mona Lisa" von Leonardo da Vinci nicht gilt und entlarven damit eine
wissenschaftliche Legende. Ihre Ergebnisse stellen sie in dem
Forschungsmagazin "i-Perception" vor.




[image: Die beiden Wissenschaftler vor dem Bild der Mona Lisa - Foto: © CITEC/Universität Bielefeld]

Schaut Mona Lisa ihren Betrachter an oder nicht? Dieser Frage gingen Prof.
Dr. Gernot Horstmann (l.) und Dr. Sebastian Loth vom Exzellenzcluster CITEC
nach.

Foto: © CITEC/Universität Bielefeld



"Menschen sind sehr gut in der Lage einzuschätzen, ob sie von anderen
angeschaut werden oder nicht. Das hat die Wahrnehmungspsychologie erstmals
schon in den 1960er-Jahren nachgewiesen", sagt Professor Dr. Gernot
Horstmann aus der Forschungsgruppe Neurokognitive Psychologie, die zur
Abteilung für Psychologie der Universität Bielefeld und zum
Exzellenzcluster CITEC gehört. Er ist einer der beiden Autoren der neuen
Studie und Spezialist für die Erforschung von Blickbewegungen.

"Auch bei Fotos und Gemälden können Menschen das Gefühl haben, angesehen
zu werden - und zwar dann, wenn die dargestellte Person geradeaus aus dem
Bild schaut, das ist ein Blickwinkel von null Grad", sagt Horstmann. "Bei
einem leicht seitlichen Blick fühlt man sich gerade noch angesehen, zum
Beispiel, wenn die portraitierte Person einem gewissermaßen auf das Ohr
guckt. Wenn die Blickrichtung um mehr als fünf Grad abweicht, fühlt man
sich nicht mehr angeschaut."

Eine Besonderheit des Effekts: "Um den Eindruck zu haben, von einem Bild
angesehen zu werden, müssen wir nicht frontal davor stehen", sagt Dr.
Sebastian Loth aus der Forschungsgruppe Kognitive Systeme und soziale
Interaktion, die zur Technischen Fakultät und uns links oder rechts und in
unterschiedlichen Abständen von dem Bild befinden."

Der Linguist forscht zur Kommunikation von Robotern und Avataren und
begegnete in Studien dazu immer wieder dem Begriff "Mona-Lisa-Effekt",
benannt nach dem Ölgemälde aus dem 16. Jahrhundert. "Der Effekt selbst ist
ja tatsächlich nachweisbar", sagt Loth. "Doch gerade bei Mona Lisa hatten
wir nicht das Gefühl, dass sie uns anschaut."

Um ihre Beobachtung zu überprüfen, baten die beiden Wissenschaftler 24
Testpersonen, die Mona Lisa auf einem Bildschirm anzuschauen und ihre
Blickrichtung zu beurteilen. Die Probandinnen und Probanden saßen frontal
vor dem Monitor. Anhand der Skala eines Zollstocks, der sich quer vor dem
Bildschirm befand, sollten die Testpersonen angeben, wohin der Blick der
Mona Lisa gerichtet ist. Um zu testen, ob einzelne Merkmale von Monas
Lisas Gesicht die Wahrnehmung der Blickrichtung beeinflussen,
präsentierten die Forscher 15 verschiedene Ausschnitte des Portraits - von
der Darstellung des gesamten Kopfes bis zu Ausschnitten, die nur Augen und
Nase zeigen. Jeder Ausschnitt wurde drei Mal gezeigt, die Reihenfolge war
zufällig. Außerdem veränderten die Forscher nach der Hälfte jedes
Bilddurchlaufs den Abstand des Zollstocks vom Monitor.

Insgesamt sammelten Horstmann und Loth so mehr als 2000 Einschätzungen -
und fast alle verorten die Blickrichtung nicht geradeaus, sondern rechts
aus Sicht des Betrachtenden. Das Ergebnis: "Die Testpersonen unserer
Studie haben den Eindruck, dass der Blick der Mona Lisa aus Sicht des
Betrachtenden nach rechts gerichtet ist. Der Blickwinkel liegt bei 15,4
Grad", sagt Gernot Horstmann. "Damit steht fest: Der Begriff Mona-Lisa-
Effekt ist ein Misnomer - eine Falschbezeichnung. Der Begriff
veranschaulicht das starke menschliche Bedürfnis, im Zentrum der
Aufmerksamkeit anderer Menschen zu stehen - also jemandem wichtig zu sein,
auch wenn man diese Person überhaupt nicht kennt."




[image: Ein Zollstock vor dem Bild der Mona Lisa - Foto: © CITEC/Universität Bielefeld]

Für ihre Untersuchung haben die Forscher Zollstöcke als Skala verwendet.
Die Versuchspersonen gaben an, über welche Zahl Mona Lisa ihrer Ansicht
nach hinwegschaut.

Foto: © CITEC/Universität Bielefeld



Die Frage der Blickrichtung spielt eine wichtige Rolle in der Gestaltung
von virtuellen Figuren für Assistenzsysteme oder Computerspiele. "Wenn ich
zum Beispiel in einer virtuellen Umgebung mit einem Avatar kommuniziere,
hilft mir der Blick als Teil der Körpersprache ihn besser zu verstehen",
sagt Sebastian Loth. "So kann mir der virtuelle Agent vermitteln, dass er
aufmerksam ist, oder er kann mit seinem Blick auf Objekte im Raum
hinweisen."



Originalpublikation:

Gernot Horstmann, Sebastian Loth: The Mona Lisa Illusion - Scientists See
Her Looking at Them Though She Isn't. Eye Perception,

https://journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/2041669518821702,
erschienen am 07. Januar 2019.

Weitere Informationen unter:
https://journals.sagepub.com/doi/full/10.1177/2041669518821702

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution56

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bielefeld - 08.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DA/636: Hambacher Forst - Ein Klima des wachsenden gegenseitigen Unverständnisses?


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Hambacher Forst - Ein Klima des wachsenden gegenseitigen Unverständnisses?

Betrieb & Gesellschaft

von Samuel Paideia, 7. Januar 2019



Das Verhältnis der Menschheit zur Natur hat sich in den letzten zwei
Jahrhunderten enorm verändert, insbesondere aufgrund des Fordismus und
der Massenproduktion. Die Ausbeutung der Natur erreicht einen Punkt,
an dem es kein Zurück mehr gibt und an dem ernsthafte Konsequenzen für
das Leben der Menschen auftreten.

Das kapitalistische System, in dem wir uns befinden, ist nicht nur in
der Lage, unsere Umwelt auf drastische und schnelle Weise zu
verändern, sondern macht uns gleichzeitig immer abhängiger von sich
und daher sind wir anfälliger für die immer breiteren und launischeren
Schwankungen. Im Grunde bezieht sich das gegenwärtige Konzept der
natürlichen Umwelt (in den westlichen Ländern) auf einen
utilitaristischen Begriff, der die Natur an die Grenzen der Ausbeutung
durch den Menschen bringt, ohne deren Folgen zu berücksichtigen.

Daher ist zu erwarten, dass jede Änderungsentscheidung von den
wirtschaftlichen und auch monetären Vor- und Nachteilen der Wende
abhängt. Es ist im Grunde ein Ausbalancieren, bei welchem die
Auswirkungen auf das Leben in unseren Gesellschaften abgewägt werden.
Die Auswirkungen des kapitalistischen Produktionssystems treten kurz-,
mittel- und langfristig auf. Die erste Auswirkung entsteht im Bereich
der Arbeit, da ohne Arbeit die Miete nicht gezahlt werden kann und
auch keine Kleidung und kein Essen gekauft werden können.


Unmittelbare und abstrakte Folgen des kapitalistischen Produktionssystems

Aber das ultimative Problem im Kapitalismus ist nicht die Arbeit,
sondern das Geld, oder, besser gesagt, der Geldmangel. Dieser wird von
einem Mangel der bezahlten Arbeit abgeleitet. Der Geldmangel, als Maß
des Druckes, den das Kapital ausübt, ergibt sich sehr schnell und
konkret. Es dauert nur wenige Monate oder ein bis zwei Jahre (wenn man
Arbeitslosengeld bekommt), um in eine verzweifelte Situation zu
geraten. Jede*r kann die Unmittelbarkeit der tragischen Folgen
deutlich sehen und spüren. Die auf den Klimawandel bezogenen
Umweltauswirkungen sind abstrakter und es können Jahrzehnte vergehen,
ehe das gleiche Gefühl der unmittelbaren Verzweiflung auftritt, wie in
der Situation des Geldmangels.

So könnten, auf eine vereinfachte Weise, die Konflikte zwischen der
Umweltbewegung und den Beschäftigten, egal ob sie einer Gewerkschaft
angehören oder nicht und auch die zwischen den Einwohnern erklärt
werden. Die Gemeinden befänden sich aufgrund ihrer größeren
Interessenvielfalt auf halbem Weg zwischen der Umweltbewegung und den
Gewerkschaften. Dies ist nichts Neues, da in der alten
Arbeiterbewegung dieser Widerspruch zwischen kurz- und langfristigen
Zielen schon sehr umstritten war. Arbeitnehmer*innen mögen ein
gewisses Umweltbewusstsein haben, aber sie werden nicht bereit sein,
sich und ihre Familien auf dem abstrakten Altar des Planetenguts zu
opfern und noch weniger innerhalb einer sozialen Struktur, in der sie
kaum Entscheidungsfähigkeiten haben, insbesondere aufgrund der tiefen
Einpflanzung einer Konkurrenzkultur und des unsolidarischen
Individualismus. Andererseits scheint der autoritäre und liberale
Sektor der Umweltbewegung kein ausreichendes Interesse daran zu
zeigen, sie vor dem Opfer für ein "größeres" Gut zu retten.

Wenn große Gewerkschaften auf reformistische Wege setzen, bleiben auch
die großen grünen Institutionen (Bündnis 90/DIE GRÜNEN, Greenpeace,
BUND, WWF, usw.) in ihrer reformistischen und liberalen Sicht
innerhalb des Prozesses der nachhaltigen Ausbeutung nicht zurück. Im
besten Fall glauben sie immer noch, dass der Kapitalismus gegenüber
der Umwelt "humaner" und respektvoller gestaltet oder reformiert
werden kann. Sie haben noch nicht erkannt, dass das politische
Erdbeben, das Europa zu bereisen beginnt und das den Ausstieg aus dem
Sozialstaat und das Wetten auf restriktivere Wirtschaftsmodelle
beinhaltet, autoritäre oder totalitäre politische Maßnahmen erfordert.


New Age oder grüner Malthusianismus?

Diese reformistische Sicht auf die Umwelt, manchmal sogar New Age
genannt, ist in der Tat leicht integrierbar, nicht nur durch die
Fähigkeit, sich als Ausrede für ein neues malthusianisches Modell zu
zeigen. Im schlimmsten Fall wäre dieser grüne Malthusianismus die
Verteidigung des sozialen Status quo und würde die Versuche zur
Verteilung des Reichtums auf der Grundlage eines "es ist nicht genug
für alle da" oder eines "wir sind zu viele" verhindern und
entschuldigen. Weiterhin kann so die Anti-Immigranten-Stimmung mit
einem "hier passen wir nicht alle" bevorzugt werden. Es würde
Klassizismus und Rassismus mit einem "die Armen/Ausländer haben zu
viele Kinder" äußern und es würde die Autogestión [1] auf der Suche
nach einem technokratischen "die Experten werden das Chaos verwalten"
verwerfen. Die Umwelt ist ein weiteres Produkt, das gekauft und
verkauft, privatisiert und exklusiv gemacht wird. Es wird für die
Auserwählten, die Besten, die Elite zurück behalten.

Andererseits dürfen wir nicht vergessen, dass sich hinter dem Aufstieg
des Nationalsozialismus im 20. Jahrhundert eine mächtige
naturalistische Ideologie versteckt hat, die auf dem Sozialdarwinismus
und der Ökologie von Ernst Haeckel (1834-1919) beruhte, der wiederum
von Thomas Malthus (1766-1834) stark beeinflusst wurde. Auch bei der
Gründung des bekannten Club of Rome im Jahr 1972 kann der Einfluss des
Malthusianismus beobachtet werden. [2]

Tatsächlich halten sich rechtsextreme Tier- und Umweltschutzgruppen
[3] an diese reaktionäre Linie: Der Mensch ist eine Pest, lebt auf
Kosten der Natur, ist ein dekadentes Wesen, Solidarität existiert
nicht, gegenseitige Hilfe ist eine Illusion, die Starken werden durch
Konkurrenz ausgewählt, das ist die geistige und natürliche Ordnung der
Dinge. Glücklicherweise können wir Kropotkin [4] noch lesen, um
bestimmten Argumenten entgegenzuwirken.


Verfehlte Debatten - das Beispiel Hambacher Forst

Alle diese Elemente lassen sich mehr oder weniger im Kampf um den
Hambacher Forst beobachten. Ein kleiner tausendjähriger Wald nahe der
Stadt Düren, der seit sieben Jahren von Aktivist*innen besetzt worden
ist und von dem großen internationalen Konzern RWE mit Zustimmung der
Parteien und Gewerkschaften gerodet werden soll. Der Umweltaktivismus
zeigt hier eine Stärke wie selten in den letzten Jahren. Er führt die
Fähigkeit zur Mobilisierung und zum Widerstand vor, aber er zeigt
gleichermaßen auch die Unfähigkeit dazu, sich über sich selbst hinaus
zu erweitern, vielleicht aus dem Mangel einer strategischen Sichtweise
heraus. Ich werde mich sorgfältiger ausdrücken, um diesen Schluss zu
begründen.

Seit sieben Jahren und vor allem seit der letzten Ankündigung der
Räumung der Besetzung im Hambacher Forst haben die Aktivistengruppen
eine große Organisationsfähigkeit unter Beweis gestellt. Sie haben
unterschiedliche Maßnahmen des Widerstands durchgesetzt, ihren
Forderungen Gehör zu verschaffen und eine öffentliche Debatte zu
eröffnen. Sicher bewundernswert. Dies führte dazu, dass das wahre
Gesicht gewisser Typen [5] offensichtlich enttarnt wurde, die Fassaden
nicht mehr erhalten werden konnten.

Es zeigte sich auch, dass die Gewerkschaften nicht in der Lage waren,
ihre Gemeinden vor Umweltzerstörung zu schützen und ihre eigenen
Klasseninteressen zu verteidigen. Denn ohne Umweltaktivismus gäbe es
heute weder eine Debatte über die Vor- und Nachteile der
Kohleindustrie in der Region, noch eine Diskussion über einen
unentrinnbaren Produktionswandel. Die Unbeweglichkeit dieser
Gewerkschaften und die mangelnde Selbstkritik angesichts eines
Abgrunds vor ihren Augen sind sicherlich kurzsichtig [6] und
gefährlich [7]. Darüber hinaus werden die IG BCE-Mitglieder von RWE
[8], anderen großen Unternehmen [9], der Regierung [10] und ihren
eigenen Spitzen [11] beeinflusst, anstatt zu versuchen, die Kontrolle
über ihre Arbeit und ihre Zukunft in die Hand zu nehmen. Auf diese
Weise könnten sie einen Wandel fördern, der geschehen wird, ihren
Interessen entsprechend, und dagegen kämpfen, Geiseln eines großen
Unternehmens wie RWE zu werden.

Ein bestimmter Sektor des Umweltschutzbewegung konnte eine autonome
Strömung schaffen, die, aufgrund ihrer Fähigkeit, den Konflikt am
Leben zu erhalten und nicht Teil des politischen Spiels des Parlaments
zu werden, das politische Element unter Druck setzen könnte, ohne
seine Forderungen zu delegieren. Und das trotz des großen Einsatzes
[12] des Staates und des Konzerns, um den Protest zu beenden,
hunderten Gefangenen, Angeklagten, Verletzten und sogar einen Toten
[13].

Der Aktivismus im Hambacher Forst hat wirksam dazu beigetragen, die
falsche Konsensdebatte des Parlaments zu verschärfen, in der die
verschiedenen Fraktionen oberflächlich diskutieren, ohne an die Wurzel
des Problems zu gehen, sprich, die Macht- und Wirtschaftsstruktur.


Strategische Neuorientierung des Aktivismus?

Und genau dort verfehlte auch der Aktivismus das konkrete Lesen und
Analysieren des Kontextes im Kampf gegen dieses Produktionssystem,
innerhalb der Kräfte, die hinter der parlamentarischen Fassade zum
Vorschein kommen und in den von der Wirtschaftsstruktur geführten
sozialen Beziehungen, auf denen die Kohleförderung sitzt. Er folgt
einer unvollständigen Strategie.

RWE und die Regierung andererseits haben eine sehr klare Strategie, da
sie noch nicht einmal eine Einigung über die Zukunft des Sektors
erzielen wollten. Sie wollten der Kohlekommission einfach nur ihre
Interessen aufzwingen, deshalb entschieden sie sich für Druck und
Sabotage [14], [15]. Da der Aktivismus nicht mit Polizeigewalt
gestoppt werden konnte, werden Gemeinden und Aktivismus gegeneinander
ausgespielt, um den Widerstand zu schwächen. Da der Polizei-Einsatz
Sympathien hervorrief, wie die Demo am 06.10.2018 mit ca. 50.000
Teilnehmer*innen zeigte, entschied sich die NRW-Regierung dafür, zu
anderen Taktiken überzugehen: Diffamierung, Spaltung und innere
Konfrontation.

Die Erfahrung des Kampfes in anderen Bergbauregionen beweist uns, dass
nur eine starke und vereinigte Gemeinschaft solchen
Unternehmensmonstern und den Staaten, die sie verteidigen,
entgegenstehen kann. Und sogar in diesen Fällen ist der Puls der
Auseinandersetzung sehr hart und ausdauernd [16], [17]. Normalerweise
besteht die erste Strategie des Unternehmens darin, den Zusammenhalt
des Blockes aus der Umweltschutz-, Einwohner- und Arbeiterbewegung zu
brechen, so wie sie versuchen Streiks zu brechen oder die
Beschäftigten aufzuteilen. Dies setzen sie durch die Förderungen
entgegengesetzter Interessen durch, oder durch den Gegensatz
verschiedener Gruppierungen in der Gewerkschaft oder durch versteckte
Unterdrückung mit öffentlichen oder privaten Truppen.

RWE fördert aber gerade die entgegengesetzten Interessen. Der
Sozialpakt der Region zeigte sich vor allem am 24.10.2018 in der
Mobilisierung von ca. 30.000 Menschen deutlich zugunsten von RWE und
zugunsten der Sicherung von Arbeitsplätzen und in einer Ablehnung der
Strategie, die den Aktivist*innen unterstellt wurde. Die meisten
Beteiligten waren Arbeiter*innen und Nachbarn*innen, die von
Unsicherheit geprägt waren.

Wenn dabei der Glaube entsteht, dass diese Menschen manipulierbare
Zombies mit unbegründeten Ängste sind, dann wird vergessen, was
Politiker*innen für eine Handvoll Stimmen angesichts der
bevorstehenden Wahlen opfern können und was für eine tatsächliche
Macht ein Unternehmen wie RWE auf dem Territorium und auf die
Menschen, die dort leben, ausüben kann. Anders gesagt, der
Arbeitsmarkt und seine Machtverhältnisse wurden unterschätzt, wenn
nicht komplett ignoriert. Eine Macht, die auf der Abhängigkeit durch
Enteignung beruht. Diese Abhängigkeit ist nicht zufällig und, ohne
andere vorhandene ideologische Elemente ignorieren zu wollen, die
grundlegende Triebkraft dieser Demo.


Beschäftigungsverhältnisse als Entwicklungsmerkmale

Ein Blick auf bestimmte Daten, die sich aus den aktuellen
Arbeitsbeziehungen ergeben, kann uns helfen, das Problem teilweise zu
erklären. Die Arbeitslosenquote (einschließlich der Quote der
Unterbeschäftigten [18]) in den an die Mine angrenzenden Gebieten
[19]) variiert etwa zwischen 7% und 10% [20]. Die Stille Reserve [21]
und die Teilzeitquote [22] sind in der Statistik nicht berücksichtigt.

Und dies obwohl sie ausschlaggebende Faktoren für diese Entwicklung
sind, die in den letzten Jahren in Deutschland ständig zugenommen
haben und die auf eine größere Schwierigkeit hindeuten, einen
Arbeitsplatz zu finden, der menschenwürdige Lebensbedingungen
ermöglicht. Es wird geschätzt, dass die Zahl der geleisteten
Arbeitsstunden pro Jahr seit 1991 um 12,9% [23] zurückgegangen ist
(hätten stattdessen die Arbeitsstunden zugenommen, hätte dies die
Arbeitslosenquote erhöht) und dass die Zahl der Personen mit einer
"atypischen Beschäftigung" [24] seit dem Jahr 2003 in diesen Regionen
ununterbrochen gewachsen ist. Laut dem WSI ist die folgende Zunahme zu
verzeichnen: im Rhein-Kreis Neuss von 28,6% auf 36,8%; in der
Stadtregion Aachen von 35,3% auf 44,4%; im Kreis Düren von 35,3% auf
46,9%; und im Rhein-Erft-Kreis von 31,7% auf 41%. Dabei üben Frauen
den größten Teil der gesamten "atypischen Beschäftigung" aus, der
zwischen 67,9% und 75,9% liegt.

Diese Daten zeigen deutlich, dass die Veränderungen im Kohle-Abbau
auch bedeutende soziale Auswirkungen auf die Region haben werden. Die
Debatten werden sich daher darum drehen, wie diese Auswirkungen
verteilt sind und wer diese aufteilt. Das Fehlen eines neuen
Sozialpakts über das "Wer und Wie" dieser Auswirkungen, zusammen mit
den Missverständnissen und dem gegenseitigem Misstrauen der
Akteur*innen, hat zu einer zunehmenden Polarisierung zwischen Umwelt-,
Nachbarschafts- und Arbeiter*innenorganisationen geführt. Hinzu kommt
noch die bereits bekannten Dualität von Stadt-Dorf und
Heimwelt-Fremdwelt, die in bestimmten Situationen schon aufgetaucht
ist, in denen die lokale Bevölkerung die Aktivist*innen aus den
umliegenden Städten als eine Art von Eindringlingen zu sehen beginnt.


Polarisierung der Akteur*innen

Diese Polarisierung gegen die Umweltbewegung, die sich sowohl in der
Oktober-Demo als auch in anderen vorangegangenen [25], [26], [27] und
nachfolgenden [28], [29], [30] Ereignissen gezeigt hat, hatte einen
Mangel an einer neuen strategischen Sicht der Umweltaktivist*innen zur
Folge. Eine Sicht, die, wenn sie weder anarchistisch noch autonom ist,
wenigstens basis-demokratisch sein kann, indem die Stimmen von
Arbeiter*innen und Nachbar*innen die Grundlage des Wandels werden.
Eine gewaltsame Eskalation des Konflikts würde zu einer Isolation des
Kampfes durch seine Kriminalisierung [31], [32], [33] führen und fast
jede Einflussmöglichkeit beenden. Es fehlte pädagogische Arbeit mit
den Arbeiter*innen und Bewohner*innen der betroffenen Gemeinden und
den Gewerkschaften. Bisher fehlte eine systematische politische
Bildung und die Bewusstseinsarbeit. Die Ursache war nicht der Mangel
an Aktivität. Der Aktivismus hat hart und intensiv zur Verteidigung
des Hambacher Forstes beigetragen. Tatsächlich gab es seit 2012 rund
700-800 [34] Veranstaltungen, Aktivitäten, Aktionen usw. Die große
Mehrheit hat sich jedoch an der Mobilisierung des rein aktivistischen
Sektors beteiligt, was wichtig, aber nicht das Wichtigste ist und auch
nicht das Grundsätzliche. Deshalb fanden die meisten dieser Aktivität
in den üblichen Bereichen des politischen Aktivismus statt. Fast alle
Infoveranstaltungen wurden in deutschen Großstädten (meistens in Köln)
und sogar in Nachbarländern organisiert. Im Grunde sind sie die Blasen
des ideologischen Komforts. Darin schließt sich die wirklich soziale
Debatte enorm ab.

Dies erklärt, woher der Aktivismus im Hambacher Forst kommt, denn
dieser ist meist städtisch. Die Maßnahmen, die auf die Herstellung von
Kontakten zu der betroffenen Arbeiter- und
Nachbarschaftsorganisationen abzielen, sind jedoch sehr gering, es
sind etwa 20, von denen die große Mehrheit auf die Vorführung von
Filmen und Dokumentationen beschränkt ist. Die wenigen Ereignisse,
deren Ziel es war, die Probleme der lokalen Bevölkerung [35]
anzugehen, können an einer Hand abgezählt werden. Veranstaltungen mit
Fokus auf Arbeiter*innen und Gewerkschaften waren fast nicht vorhanden
und wenn, sind sie zu spät [36] gekommen.

Obwohl einige lokale Nachbarschaftssektoren ihre Unterstützung zeigen,
ist das Unverständnis zwischen ihnen und den
Arbeiter*innenorganisationen vor Ort zu groß, so dass es zum aktuellen
Zeitpunkt unmöglich ist, Maßnahmen zwischen Arbeiter*innen und
Umweltschützer*innen zu koordinieren. Auf diese Weise kann dem Diskurs
der Medien, der Parteien und der Gewerkschaftsführung nichts
entgegengesetzt werden.

Es ist nicht so, dass eine solche pädagogische Arbeit sehr einfach
wäre oder die Lösung für alle Probleme gewesen wäre, sondern dass
dieser Ideenkampf außerhalb der Aktivistenkreisen nicht einmal
ernsthaft in Betracht gezogen wurde. Wie ist es möglich, dass nach
sieben Jahren Aktivismus in der Region, auf diesen Weg nicht
nachdrücklich gesetzt wurde?


Wege zu einer pädagogischen Kultur

Der Mangel an pädagogischen Konzepten ist noch weniger
nachvollziehbar, da es zusätzlich gewisse Sympathien in der
Bevölkerung für den Kampf gegen RWE gibt und lokale Organisationen
(Umweltschutz- und Nachbarschaftsorganisationen), welche als
Katalysatoren für einen möglichen Dialog hätten dienen können, schon
vorhanden sind. Es ist aber auch nicht so, dass diese lokalen
Organisationen intensiver daran gearbeitet hätten, die politische
Bildung und die Bewusstseinsarbeit voranzutreiben, als es die
Aktivist*innen taten, da nur einige von den Dutzenden von
Veranstaltungen, die von ihnen durchgeführt wurden, sich auf offene
Diskussionen konzentrierten.

Tatsächlich waren nur wenige Aktivitäten der Initiative "Buirer für
Buir" [37] oder des BUND-Kreisverbandes Düren auf ein öffentliches
Gespräch mit den Nachbarn*innen [38] ausgerichtet und hatten sogar ein
paar mal Vertreter der betroffenen Gewerkschaften [39] dabei. Das ist
eindeutig unzureichend, da die in solchen Debatten vorhandenen
Perspektiven innerhalb des bereits vereinbarten liberalen Rahmens
diskutiert werden. Das heißt, Diskussionen über den Wandel von oben
mit wenig oder keiner wirklichen Beteiligung von unten. Es geht nicht
darum, mit der Gewerkschaftsführung zu diskutieren. Die Parteien sind
auch nicht die Strukturen, die das Problem wirklich lösen können.
Warum haben also die Aktivisten nicht diese lokale Unterstützung gegen
RWE intensiver genutzt, um diese Debatten außerhalb ihrer Komfortzonen
zu fördern, zu gestalten, an ihnen teilzunehmen und ihre Argumentation
jenseits von Liberalismus und Sozialdemokratie offenzulegen?

Dies ist einfach ein Mangel an einer Kultur der Pädagogik und der
Bewusstseinsarbeit, und dies scheint eher das Ergebnis einer
übermäßigen Kultur der Avantgarde und einer Vorliebe für den
gemütlichen Isolationismus zu sein, der meiner Meinung nach keine
Zukunft hat. Darüber hinaus ist dies verwurzelt in einer
intellektuellen Umweltethik mit leichten Anflügen von Klassismus in
ihren sektiererischsten Formen [40].

Wenn der Aktivismus und die Umweltbewegung allgemein in Firmen,
Betrieben und Gemeinden pädagogisch tätig sein möchten, ist es
notwendig, dass sie in den Arbeitskämpfen mitwirken. Sie müssen
wissen, wie sie funktionieren und wie sie gewonnen werden können. Es
darf nicht vergessen werden, dass der Wandel eines Wirtschaftssektors
zu Arbeitskonflikten führen wird, die sich aus der neuen
wirtschaftlichen und nicht nur monetären Umverteilung ergeben. Solche
Umverteilungen bringen zwangsläufig einen politischen und sozialen
Konflikt hervor. Das mangelnde Interesse des Umweltaktivismus an
Arbeitskämpfen zeitigt seine Folgen im Hambacher Forst in seiner
ganzen Härte. Genau das ist es, was der Kampf im Hambacher Forst auf
den Tisch bringt: Umweltprobleme, die die möglichen Sozial- und
Arbeitsbedingungen beanspruchen. Am Ende geht es darum, die sozialen
Beziehungen zu ändern, die ein von der Natur und den Menschen
zerstörerisches Produktionssystem zum Wohle einiger weniger
aufrechterhalten. Wenn die RWE-Beschäftigten weder in Parteien noch in
ihre Gewerkschaftsführung vertrauen, warum sollten sie dies
stattdessen gegenüber grünen Institutionen tun, die sich innerhalb des
gleichen liberalen wirtschaftlichen Rahmens bewegen?

Es ist traurig zu sehen, dass a priori natürlich Verbündete gespalten
und sogar miteinander konfrontiert sind. Sicherlich haben sie
kurzfristig gemeinsame Ziele. Zum einen ist den Beschäftigten bewusst,
dass die Kohleindustrie nicht langfristig dauern wird und sie eher
früher als später mit einer wirtschaftlichen Umstrukturierung
(Entlassungen) des Unternehmens konfrontiert werden, wenn RWE nicht
die gewünschte Rentabilität erzielt. Es wäre naiv eine anständige
Behandlung von RWE zu erwarten. Die Beschäftigten sind für RWE nur
Zahlen.

Daher ist die Diskussion nicht so sehr, ob dieser Wandel stattfinden
wird, sondern wann und wie er abläuft und wer ihn leiten wird. Auf der
anderen Seite sind nicht wenige Bewohner*innen (viele auch
Beschäftigte) sich der Nachteile der Kohleindustrie bewusst:
Auswirkungen auf ihre Häuser (Schäden, Erdbewegungen, Abwertung ihrer
Häuser und Wohnungen), Auswirkungen auf ihre Umgebung (Landschaft,
Wasser, Luft, etc.), Reduzierung von Anbaugebieten, usw. Dem
widerspricht natürlich das Geld, das von RWE in die Gemeinden fließt,
die Abhängigkeit der Gemeinschaft und Gesellschaft vom Konzern. Wie
kann die Region von RWE unabhängig werden? Und wie könnte der
Aktivismus den Gemeinden in ihrer Unabhängigkeit helfen, so dass sich
ihre Ziele überschneiden und sich nicht widersprechen?

In den ersten Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts, einer Zeit mächtiger
und kämpfender Gewerkschaften, wurde eine einfache, aber genaue
Pädagogik aufgestellt, die sich in drei Fragen zusammenfassen lässt,
denen sich die Arbeiter*innen stellen sollten:

Wie arbeiten wir? (in Bezug auf die Arbeitsbedingungen -
Arbeitsstunden, Arbeitssicherheit, usw.)

Für wen arbeiten wir? (in Bezug darauf, wer von unserer Arbeit
profitiert - wie viel Geld fliesst und wohin, usw.)

Was machen wir? (in Bezug darauf, welche Waren oder Dienstleistungen
wir produzieren, wie nützlich diese sind, warum wir diese und keine
anderen herstellen, was für Folgen sie haben, usw.)

Wenn diese Fragen in den Gewerkschaften selbst nicht mehr gestellt
werden, sollten sie vielleicht von außen gestellt und zu einer
aufrichtigen Reflexion aufgefordert werden. Einer Reflexion, aus der
die Umweltbewegung klüger werden würde und gestärkt hervortreten
könnte. Tatsächlich wissen die Beschäftigten am besten, wie ihr Sektor
funktioniert. Wie kann ein solcher Wandel erfolgen, damit normale
Menschen nicht zu Opfern werden? Sind erneuerbare Energien selbst eine
Alternative zum kapitalistischen Produktivismus? Wenn es den
Gewerkschaften immer noch an Umweltbewusstsein mangelt, fehlt es den
Umweltschutzorganisationen dann nicht auch an sozialem Bewusstsein? Es
wird keinen ökologischen Wandel geben, wenn es keinen sozialen Wandel
gibt und umgekehrt, weil sie nur zusammen gedacht werden können. Und
sie müssen Hand in Hand gehen.


Der Bruch einer Stütze ist der Bruch des Widerstands selbst

Es ist sehr wahrscheinlich, dass RWE diese Situation ausnutzt, um den
Konflikt eskalieren zu lassen. Wie schon gesagt, RWE wird mit einer
Umstrukturierung des Unternehmens drohen, um seinen Aktiengewinn zu
erhalten, und Druck auf den Aktivismus und die Umweltschutzbewegung
auszuüben. Ebenso ist es nicht töricht zu glauben, dass der mögliche
Gewinnrückgang bei Protestaktionen oder sogar durch die frühere
Schließung der Aktivität durch Subventionen oder finanzielle
Unterstützung durch Steuern oder durch die Gewährung einer
privilegierten Position in der sogenannte Energiewende stattfinden
wird. Die Regierung in NRW, egal welche Fraktion an der Macht ist,
wird das gewährleisten. Der gewählte Euphemismus dafür wird keine
Rolle spielen. RWE und der Staat könnten auf ein noch schmutzigeres
Spiel wetten, die Polizei zu einem großen Teil vor Ort abziehen und
Auseinandersetzungen zwischen den Aktivismus und den Gewerkschaften
provozieren. Den Docht zwischen dem einen und dem anderen anzuzünden,
scheint plausibler als noch vor einigen Monaten. Der Aktivismus und
die Umweltschutzorganisationen können diesen Kampf alleine nicht
gewinnen, sie brauchen die Unterstützung der Arbeiter- und
Nachbarschaftsorganisationen. Der Bruch einer der drei Stützen von
Aktivist*innen, Arbeiter*innen und Nachbar*innen, ist der Bruch des
Widerstands selbst.

Sind wir nicht alle diese Stützen gleichzeitig? Wenn sich die
Polarisierung verkapselt, ist es wahrscheinlich, dass die Basis von
konservativen und rechten Parteien in der Region kurzfristig zunehmen
wird [41]. Aus einer von-unten-nach-oben Perspektive scheint es nicht
vernünftig zu sein, den legalistischen Weg zu wählen, der
hauptsächlich von grünen Institutionen und Parteien durchgeführt wird,
da sowohl der legalistische Weg als auch die grünen Institutionen und
Parteien aller Couleur am Ende eine von-oben-nach-unten Perspektive
verfolgen.

Aber auch eine autonome "externe" Aktion außerhalb der Gesellschaft,
die sich nicht als Teil dessen fühlt, scheint keine vernünftige Option
zu sein. Ob die Umweltschutzbewegung den Kohleabbau im Hambacher Frost
kurzfristig stoppen kann oder nicht, wenn es keine Kultur der
Pädagogik und der Bewusstseinsarbeit gibt, muss man vor der Realität
einer Niederlage sehen: einer stärkeren Distanzierung der Forderungen
der befreienden Umweltschutzbewegung gegenüber den Forderungen der
Arbeitswelt und der Gemeinden. Was mittel- und langfristig nicht
belanglos ist, denn dies hat die Öffnung eines Raumes für
Öko-Konservatismus, oder sogar für Öko-Faschismus, zur Folge und wird
den Übergang zu einer gerechteren und freien Gesellschaft noch
schwieriger machen.


Anmerkungen:

[1] Der Begriff bezeichnet die Kontrolle von Projekten und Betrieben
durch basis- oder räte-demokratisch organisierte Gruppen. Der Begriff
deckt sich weder ganz mit dem der "Selbstverwaltung" noch mit dem der
"Partizipation".

[2] "Die Grenzen des Wachstums. Bericht des Club of Rome zur Lage der
Menschheit, 1972."

[3] Nicht nur bekannte rechtsextreme Parteien wie NPD oder Le Front
National, sondern auch Tierschutzgruppen wie Offensiva Animalista in
der Schweiz, Patriotas Españoles contra la Tortura Animal (PECTA) in
Spanien, Fronte Animalista in Italien, Mouvement écologiste
indépendant (MEI) in Frankreich, usw.

[4] Kropotkin, Peter: "Gegenseitige Hilfe in der Tier- und
Pflanzenwelt."

[5] "Der Hambacher Forst ist nicht zu retten, egal was die
Kohlekommission entscheidet." RWE-Vorstandschef Rolf Martin Schmitz.

[6] "Von einer vernünftig organisierten Energiewende wird abhängen, ob
diese Unternehmen Deutschland auch zukünftig als attraktiven Standort
wahrnehmen. Davon hängt auch ab, ob wir auch in Zukunft eine
wettbewerbsfähige Innovations- und Produktionspipeline im eigenen Land
haben." Michael Vassiliadis, IG BCE Vorsitzende.

[7] "Hambi weg und Grothus raus". Demo von Gewerkschaftsmitgliedern
der IG BCE vor Waldschützerin Haus (ca. 100 Teilnehmer).

[8] "Ich kann dafür nicht fast 5.000 Arbeitsplätze aufs Spiel setzen.
Das kann und will ich als Konzernchef nicht verantworten, um mein
Image zu verbessern. Das geht nicht." Drohungen des RWE-Chefs Rolf
Martin Schmitz am 27.09.2018 in der Presse.

[9] "Monsanto-Deal ist gut für Bayer und für die Welt" Michael
Vassiliadis, IG BCE Vorsitzende

[10] "Klimaziel erreichen und Industrieland bleiben: Das ist die
Aufgabe unserer Generation." Armin Laschet, Nordrhein-Westfalens
Ministerpräsident bei der Demo vom 24.10.2018

[11] In Bezug auf die Erhöhung des Mindestlohnes: "(...) einen solchen
Sprung in der Bezahlung muss der Arbeitsmarkt erst einmal verkraften."
Michael Vassiliadis, IG BCE Vorsitzende.

[12] Polizeiensatz fast 380 000 Stunden und Millionenkosten nach
bisher größtem Einsatz in NRW (von 13.09.2018 bis zum 8. Oktober).

[13] Journalist Steffen M. (27).

[14] "Dass das jetzt, während die Kommission intensiv arbeitet,
durchgeführt werden muss, kann ich nicht anders sehen als Affront
gegen die Kommission." Kommissionsmitglied Reiner Priggen.

[15] "Aber solange diese Kommission jetzt tagt, ist es ja nicht sehr
ratsam, dass man Fakten schafft und sagt, wir als Konzern machen das
so, weil wir denken, das ist die richtige Antwort. Das ist eine
unnötige Provokation auch in dieser Kohlekommission, die dazu führen
kann, dass diese Kommission platzt. Wenn das das Ziel ist, halte ich
es für höchst bedenklich, dass man diese Strategie verfolgt. Ich hätte
mir das anders gewünscht. Ich hätte mir gewünscht, man würde erst mal
reden und dann roden, um dann entsprechend zu sehen, welchen Tagebau
brauchen wir tatsächlich." DIW-Energieexpertin Claudia Kemfert.

[16] Wackersdorf ist ein gutes Beispiel sowohl für die Vereinigung
verschiedener Interessen als auch für die Einmischung des
Öko-Faschismus: Hubert Weinzierl. Mehr Infos über Hubert Weinzierl im
folgenden Artikel von Peter Bierl in: Schwarzer Faden 2/93: "Feindbild
Mensch: Ökofaschismus und New Age."

[17] In Cajamarca (Kolumbien) lehnte die Gemeinde im März 2017 einen
Goldbergbau-Megaprojekt namens La Colosa durch ein lokales Referendum,
nach zehnjährigen Kampf, trotz aller Hindernisse der Regierung und des
südafrikanischen Konzerns Anglo Gold Ashanti, massiv ab.

[18] In der Unterbeschäftigung werden zusätzlich zu den registrierten
Arbeitslosen auch die Personen erfasst, die nicht als arbeitslos im
Sinne des Sozialgesetzbuches (SGB) gelten, weil sie Teilnehmer*innen
an einer Maßnahme der Arbeitsförderung oder kurzfristig erkrankt sind.

[19] Nach der Gebietsaufteilung der Bundesagentur für Arbeit:
Aachen-Düren, Brühl und Mönchengladbach.

[20]Quelle: Bundesagentur für Arbeit.

[21] Als Stille Reserve werden Personen bezeichnet, die unter
bestimmten Bedingungen bereit wären, eine Arbeit aufzunehmen, sich
aber bei der Arbeitsverwaltung nicht als arbeitslos melden.

[22] Teilzeitbeschäftigung entsteht, wenn die regelmäßige
Wochenarbeitszeit kürzer ist als die einer vergleichbaren
Vollzeitbeschäftigung. Laut dem Wirtschafts- und
Sozialwissenschaftlichen Institut (WSI) liegt die Teilzeitsquote in
Westdeutschland bei 48,7% unter Frauen und bei 10,7% unter Männer.

[23] Laut dem Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB)
sind die geleisteten Arbeitsstunden je erwerbstätiger Person von 1.545
im Jahr 1991 auf 1.354 im Jahr 2017 gesunken.

[24] Dazu werden Leiharbeit/Zeitarbeit, geringfügige
Beschäftigungsverhältnisse, Teilzeitbeschäftigung und befristete
Beschäftigungsverhältnisse gezählt.

[25] "Wir Buirer sagen: wir haben die Schnauze voll. Wir leben hier!
Und Ihr?". Protestzug durch Buir am 17.10.2018 (ca. 100 Teilnehmer).

[26] "Die Kollegen haben Angst um ihre Zukunft und Arbeitsplätze".
Protest der IG BCE am 15.10.2018 (ca. 4.000 Teilnehmer).

[27] "Wir Bergleute sind keine Nazis". Demo der RWE-Bergarbeiter am
12.10.2018 vor Landtag (ca. 150 Teilnehmer).

[28] "Manheim ist unsere Heimat - eure nicht. Ruhe und Frieden. Gegen
Öko-Terror." Demo am 30.10.18 gegen Aktivisten in Manheim (800-1.000
Teilnehmer).

[29] "Ich bin unbeteiligter Dritter und habe jetzt den Schaden. Ich
habe weder was mit Wald noch mit RWE zu tun. Es war gerade alles
frisch gesät. Meine ganze Saat ist jetzt kaputt." "Ende Gelände"-
Sprecherin Karolina Drzewo zum EXPRESS: "Der Landwirt kann gerne auf
uns zukommen. Wir kommen gerne für den Schaden auf. Unsere Aktionen
sollen auf keinen Fall negative Auswirkungen auf die Landwirte haben."

[30] "Ohne gute Arbeit, kein gutes Klima! Wir sind laut für unsere
Jobs!" Demo am 14.11.2018 von rund 1.000 RWE-Mitarbeiter.

[31] Einige Journalisten verfolgen dieses Ziel. "Das habe dazu
geführt, dass die vielen Demokraten sich auch räumlich nicht von den
wenigen Extremisten distanzierten. Und dies wiederum habe zur Folge
gehabt, dass zahlreiche Gewaltdelikte begangen und nicht aufgeklärt
werden konnten." Journalist Till-Reimer Stoldt in welt.de

[32] Selbstverständlich auch die Polizei durch diffamierenden
Berichte, z. B. in Bezug auf den Todesfall: "Wir waren fassungslos und
wütend, dass die Personen im Baumhaus in Anbetracht dieser Situation
den Abgestürzten und die Retter derart verhöhnten. Auf unsere
Ansprache an die Personen, dass ihr Verhalten unfassbar sei,
reagierten die Personen nicht."

[33] "Mir geht es ja gar nicht um diejenigen, die sich da als
Aktivisten um ein Anliegen kümmern, sondern mir geht es um die
Kriminellen, die im Wald sind, die die Gewalttäter sind, die
Straftäter, die andere Menschen angreifen, die Unsicherheit
verbreiten." NRW-Innenminister Herbert Reul (CDU)

[34]Quellen: Hambacher Forst offizielle Netzwerke (Blog, usw.)

[35] Ein super Beispiel ist das Netzwerk Bergbaugeschädigter e.V.:
"Ziel des Netzwerks Bergbaugeschädigter ist die Verbesserung von der
bisher allein in der Hand von der RWE Power AG befindlichen Prüfung,
Feststellung und Regulierung von Bergschäden im Stadtgebiet und Umfeld
von Mönchengladbach, den Kreisen Erft, Düren, Neuss, Heinsberg, Aachen
sowie angrenzenden Regionen."

[36] z.B. der offene Brief an die Angestellten von RWE und die IG BCE
vom 06.09.2018 oder die Aktionsgruppe Marximale Verwirrung.

[37] "Die "Initiative Buirer für Buir" existiert seit Mitte 2006 als
Zusammenschluss engagierter Bürgerinnen und Bürger und wurde am
21.12.2007 als Verein mit einer seinen Zielen entsprechenden Satzung
gegründet. (...) Buir ist durch seine Randlage am Tagebau Hambach
besonderen natur- und umweltschädigenden Belastungen ausgesetzt. Dies
führt zu Einschränkungen der Lebensqualität der Menschen."

[38] Ein gutes Beispiel dafür ist das "Listening Project - Unser Dorf
redet" in Buir vom 11.11. bis zum 17.11.2018

[39] Als Beispiel: Forum "Wie gehts weiter ohne Braunkohle?" am
24.09.2016. Organisation: BUND Kreisverband Düren. Teilnahme: IG BCE,
BUND, verschiedenen Bürgerinitiativen, Verbände, Unternehmen, Ende
Gelände, Klima Allianz.

[40] Nur so kann man den Ton eines solchen Schreibens an die
Mitgliedschaft der IG BCE, voller Befehle, Beleidigungen und
Paternalismus verstehen: "Farbe und Steine gegen die IGBCE."

[41] "Grüne müssen sich von Öko-Extremismus distanzieren."
Stellvertretender Innenpolitischer Sprecher der AfD-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Martin Hess.


URL:
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KAZ/290: 100 Jahre Sozialpartnerschaft - 100 Jahre im Dienst der Konterrevolution
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Proletarier aller Länder und unterdrückte Völker vereinigt euch!

100 Jahre Sozialpartnerschaft - 100 Jahre im Dienst der Konterrevolution



Am 16. Oktober feierten im Schlüterhof des Deutschen Historischen
Museums die Spitzenvertreter von Gewerkschaften und Unternehmerbänden
"100 Jahre Sozialpartnerschaft". Die Festrede hielt der erste
Repräsentant des Staates, Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier.

Zu dem Festakt eingeladen hatten Ingo Kramer, Präsident des Bunds
Deutscher Arbeitgeber (BDA), und Reiner Hoffmann, Vorsitzender des
Deutschen Gewerkschaftsbundes (DGB). Unter den Gästen saßen
Bundesarbeitsminister Hubertus Heil (SPD), Bundeswirtschaftsminister
Peter Altmaier (CDU) und die französische Arbeitsministerin Muriel
Pénicaud.

Bemerkenswert ist vor allem das Datum, das die Veranstalter zum
Ursprung der "Sozialpartnerschaft" erklärten: das Stinnes-ien-Abkommen
vom 15. November 1918. Die soll mit dem Arbeitsgemeinschaftsabkommen
zwischen freien und christlichen Gewerkschaften auf der einen und den
großen Unternehmerverbänden auf der anderen Seite "begonnen" haben -
für Bundespräsident Frank-ter Steinmeier ein "wahrhaft historisches
Ereignis", von dem, wie er bedauernd hinzufügte, "nicht mehr viele" in
Deutschland wüssten. Leider, denn damals sei eigentlich die Weiche in
Richtung "Wohlstand", "Demokratie" und "soziale Marktwirtschaft"
gestellt worden. Man solle sich doch nur einmal Länder anschauen, in
denen diese "Sozialpartnerschaft" nicht so "ausgeprägt" sei - "wilde
Arbeitskämpfe" und "politische Streiks".[1]

Man hätte dafür auch Ereignisse der Nachkriegszeit zum Anlass nehmen
können. Etwa die "Konzertierte Aktion", die 1967 gegründet wurde, um
die Kontrolle über die aufbrechenden Arbeitskämpfe und Jugendrevolten
aufrecht zu erhalten. Sie hätte es ermöglicht, unter Verweis auf die
damals zugestandenen Lohnerhöhungen und Sozialreformen ein paar blasse
Erinnerungen an einen steigenden Lebensstandard wachzurufen. Doch den
Veranstaltern ging es offenbar nicht um solche Erinnerungen. Sie
entschieden sich für ein Ereignis, das verheerende Folgen für die
Arbeiterklasse hatte und das deutlich macht, welche reaktionären Ziele
die "Sozialpartnerschaft" tatsächlich verfolgt.

Das Stinnes-Legien-Abkommen stellte die Weichen für die blutige
Niederschlagung der revolutionären Aufstände, die sich nicht mit dem
Sturz des Kaisers zufrieden geben wollten und eine sozialistische
Gesellschaft anstrebten. Es setzte die verhängnisvolle Entwicklung in
Gang, die 1933 in der Nazi-Barbarei gipfelte. Die Feier im Schlüterhof
ist ein unmissverständliches Signal, dass sich rechte
Gewerkschaftsführer Unternehmerverbände und Staat darauf vorbereiten,
ggf. wieder mit derselben Brutalität gegen die Arbeiterklasse vorgehen
zu wollen.

Das Stinnes-Legien-Abkommen wurde sechs Tage nach dem Kieler
Matrosenaufstand, dem Beginn der deutschen Novemberrevolution, von 21
Arbeitgeberverbänden und 7 Gewerkschaften in Mühlheim/Ruhr vereinbart.
Es hatte die Aufgabe, der revolutionären Welle die Spitze zu brechen
und die Forderung nach Sozialisierung abzuwehren, die in der
Arbeiterklasse weit verbreitet war.

Millionen von Arbeitern waren in den vorangegangenen Tagen aus den
Betrieben auf die Straßen großer und kleiner Städte geströmt. Nach
vier Jahren blutigen Gemetzels für die Eroberungsziele der deutschen
Banken und Großindustriellen machten sie den Kapitalismus für die zwei
Millionen Gefallenen, vier Millionen Verwundeten und eine Million
zivilen Opfer von kriegsbedingten Hungersnöten und Seuchen
verantwortlich und forderten die Enteignung der Konzerne, die
Arbeiterkontrolle in den Betrieben und die Übergabe der politischen
Macht an die neu gebildeten Arbeiter- und Soldatenräte.

Diese revolutionäre Bewegung im Keim zu ersticken war das gemeinsame
Ziel von Stinnes und Legien und der zur Vertragsunterzeichnung nach
Mülheim/Ruhr geeilten Konzern- und Gewerkschaftsführer. Die
Gewerkschaftsführer sicherten den um ihre Macht bangenden Herren des
Kapitals zu, dass sie energisch gegen alle sozialistischen
Bestrebungen in der Arbeiterklasse vorgehen und das Privateigentum an
den Produktionsmitteln verteidigen werden. Dafür bekamen sie ein
Linsengericht - die Anerkennung der Gewerkschaften als Vertreter der
Arbeiterschaft, die Einführung von Betriebsräten in Großbetrieben und
sogar den Achtstundentag. Aber selbst diese Zugeständnisse waren im
Vertrag mit so vielen Einschränkungen versehen, dass sie zu nichts
verpflichteten.[2]

Schon bei seiner Unterzeichnung 1918 war das Abkommen aus Sicht der
Unternehmer "eine ganz kolossale Errungenschaft" und seine Bedingungen
"viel günstiger als erwartet".[3] In den nächsten Wochen wurde diese
Einschätzung auf furchtbare Weise bestätigt. Die vom
sozialdemokratischen Reichskanzler Friedrich Ebert und
Reichswehrminister Gustav Noske auf die Arbeitermassen gehetzte
mörderische Soldateska leistete ganze Arbeit. Zehn Jahre später
bildete sie den Kern von Hitlers Sturmabteilung (SA) gegen die
Arbeiterbewegung.

Der reaktionäre Charakter des "Festaktes" im Schlüterhof wird
besonders deutlich, wenn man einen Blick auf die Biografien der
Namensgeber des Stinnes-Legien-Abkommens wirft.

Carl Legien (1861-1920) war seit dem Fall der
Sozialistengesetze 1890 Vorsitzender der Generalkommission der
Deutschen Gewerkschaften (vergleichbar dem heutigen DGB). In dieser
Funktion trug er die Hauptverantwortung für die bedingungslose
Unterstützung der Gewerkschaften für den Ersten Weltkrieg. Diese
hatten bereits am 2. August 1914, zwei Tage vor der Kriegserklärung
der deutschen Reichsregierung, ihren Burgfrieden mit dem Kapital
verkündet und zwei Wochen später formell zugesagt, für die Dauer des
Krieges jeden Streik und alle anderen Formen politischer Opposition zu
unterdrücken.

In den letzten Kriegsjahren, als sich offener Protest und Streiks
gegen den Krieg ausbreiteten, arbeiteten Legiens
Gewerkschaftsfunktionäre als Betriebspolizisten eng mit den Polizei-
und Militärbehörden zusammen. In den Fabriken identifizierten sie
Teilnehmer und Anführer dieses Widerstands, die umgehend an die Front
geschickt wurden.

Unter der Militärdiktatur von Generalfeldmarschall Paul Hindenburg,
der Generale Ludendorff und Groener nahmen Gewerkschaftsführer
verantwortliche Positionen in den zentralen Ämtern der Kriegsführung
ein, im Kriegswirtschaftsamt, im Kriegsernährungsamt und sogar im
obersten, rein militärischen Kriegsamt der Obersten Heeresleitung
(OHL).

Legien arbeitete bereits damals auch persönlich eng mit General
Groener und Vertretern der Industrie zusammen. Auf allen Ebenen der
Industrie wirkten die durch das Hilfsdienstgesetz zum ersten Mal
staatlich anerkannten Gewerkschaften und ihre Funktionäre in
Kriegsausschüssen und Schlichtungsstellen mit der OHL und den
Unternehmern zusammen, um für eine effiziente Verteilung der
Arbeitskräfte zwischen Schützengräben und Werkbänken sowie einen
reibungslosen Nachschub von Munition und Lebensmitteln an die Front zu
sorgen.

Hugo Stinnes (1870-1924) war einer der wichtigsten
Industriemagnaten des Kaiserreiches. Als Kriegsgewinnler und
Kriegstreiber personifizierte er die hemmungslose, über Millionen
Leichen gehende Gier des Kapitals. Mit seinen zahlreichen, eng
miteinander verflochtenen Betrieben der Montan-, Schwer- und
Metallverarbeitungsindustrie und Energiegewinnung war er gleich nach
Kriegsbeginn zum wichtigsten Lieferanten des Heeres aufgestiegen. Er
unterstützte die weitreichenden Pläne, die Eisen- und Kohlereviere in
Belgien, Luxemburg und im französischen Lothringen, aber auch Gebiete
in Osteuropa, dem Baltikum und der Ukraine zu annektieren, wie es
Fritz Fischer in seinem Buch "Griff nach der Weltmacht" dokumentiert
hat.[4]

Angesichts der unerwartet langen Dauer des Kriegs forderte Stinnes die
Deportation Zehntausender männlicher Arbeiter und Jugendlicher aus dem
besetzten Belgien nach Deutschland zur Ausbeutung in seinen Betrieben
und bekam sie.

Vier Wochen nach der Unterzeichnung des Vertrags mit Legien empfing
Stinnes Waldemar Pabst, den Befehlshaber der
Garde-Kavallerie-Schützen-Division, in seiner Villa in Mülheim/Ruhr zu
einer persönlichen Unterredung. Er sicherte ihm die großzügige
Finanzierung seiner brutalen Truppe zu. Einen weiteren Monat später,
am 15. Januar 1919, ermordeten Pabst und seine Soldateska die
KPD-Führer Rosa Luxemburg und Karl Liebknecht.

Stinnes Generaldirektor Friedrich Minoux hielt auch später ständig
Verbindung zu Pabst und sorgte für die wirtschaftliche Absicherung von
dessen Aktivitäten - beim Kapp-Putsch, in der Organisation Consul (OC)
sowie bei der Ermordung des Zentrumspolitikers Matthias Erzberger und
des Außenministers Walther Rathenau, wo Pabst die Hände im Spiel
hatte.

Aber auch die anderen, von Reichskanzler Friedrich Ebert (SPD) und
Reichswehrminister Gustav Noske (SPD) zur blutigen Niederschlagung der
Revolution nach Berlin gerufenen Freikorps wollten finanziert sein. Am
10. Januar 1919 gründete Stinnes zu diesem Zweck mit Spitzenvertretern
der deutschen Wirtschaft den "Antibolschewistenfonds" in Höhe von 500
Millionen Reichsmark. Gleichzeitig beteiligte er sich mit einem
Millionenbetrag an der Finanzierung des Medienkonzerns von Alfred
Hugenberg, der seine Leser mit nationalistischer und faschistischer
Ideologie aufhetzte. Nur ein Jahrzehnt später sollte diese
Propagandamaschine dann vollständig Hitler und der NSDAP zur Verfügung
stehen.

Diese Gestalten sind von den im Schlüterhof versammelten "Spitzen der
Gesellschaft" gefeiert worden. Bundespräsident Steinmeier stellte
Stinnes und Legien in seiner Rede als leuchtende Vorbilder dar: "Was
mit dem Stinnes-Legien-Abkommen vor 100 Jahren begonnen hat, ist
historisch weder erledigt noch erschöpft".

Er forderte Unternehmer und Gewerkschaften auf, die damals begonnene
Zusammenarbeit für die Zukunft "stark zu machen". Dies sei zwingend
erforderlich, und zwar nicht einfach aufgrund einer abstrakten
Theorie: "Denken Sie nur an die größte Wirtschaftskrise der
vergangenen Jahre, vom Zusammenbruch der Investmentbank Lehman
Brothers in Amerika bis zur Dramatik der Staatschuldenkrise in Europa.
Diese Krise hatte enorme Auswirkungen auch auf die deutsche
Wirtschaft, von den Banken über die Dienstleister bis hinein in den
Mittelstand und die klassische Industrie."

In der Tat ist es diese weltweite, unlösbare Krise des Kapitalismus,
die die Vertreter von Unternehmern, Gewerkschaften und Staat zum
Schwur auf ein gemeinsames konterrevolutionäres Handeln
zusammengetrieben hat. Weltweit nehmen seit der Finanzkrise 2008 die
Konflikte zwischen den imperialistischen Großmächten dramatisch zu.
Auch innerhalb der EU verschärfen sich die Auseinandersetzungen. Die
herrschenden Kreise Deutschlands rüsten erneut zum "Griff nach der
Weltmacht". Frank-Walter Steinmeier, vormals Architekt der Agenda 2010
und Bundesaußenminister, gehört mit zu den Architekten der Rückkehr
des deutschen Militarismus.

Auf dem "Arbeitgebertag" am 22. November in Berlin holte Ingo Kramer,
Präsident des Unternehmerverbands BDA, zum Rundumschlag aus:
Vorschlägen von SPD und Grünen, Hartz-Bezieher weniger Sanktionen
auszusetzen, erteilte er eine Absage: "Am Grundsatz des Förderns und
Forderns darf nicht gerüttelt werden." Im Interview mit der
Süddeutschen Zeitung sagte er: "Die Agenda 2010 hat maßgeblich dazu
beigetragen, Deutschland zur europäischen Wachstumslokomotive zu
machen". Steigende Sozialleistungen sind für ihn Teufelswerk: Mit der
jüngsten Rentenerhöhung habe die Bundesregierung "Füllhornpolitik"
betrieben.[5]

Fraktion Ausrichtung Kommunismus

Karlchen


Anmerkungen

[1] jW 17.10.2018, Konsenz statt Klassenkampf.

[2] Der Achtstundentag sollte in den verschiedenen Industriezweigen
nur "entsprechend den Verhältnissen des betreffenden Gewerbes"
eingeführt werden. Ein unveröffentlichtes Geheimprotokoll des
Vertrages legte sogar fest, dass der Achtstundentag nur gelten solle,
wenn sich auch die Nachbarländer Deutschlands zu seiner Einführung
bereit erklärten. Siehe dazu: Gerald D. Feldmann, Armee, Industrie und
Arbeiterschaft in Deutschland 1914 bis 1918, Berlin/Bonn 1985, S. 418
f.

[3] Bergwerksdirektor Geheimrat Ewald Hilger auf den Beratungen des
Vereins der Eisen- und Stahlindustriellen (VdESI) einen Tag vor
Unterzeichnung des Abkommens, zitiert nach Gerald D. Feldmann, ebda.

[4] Fritz Fischer, Griff nach der Weltmacht - Die Kriegszielpolitik
des kaiserlichen Deutschland 1914/18. Düsseldorf 1961, Neuauflage
2013, S. 143 ff.

[5] jW 23.11.2018, Merkel gibt ihr Bestes.
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2336: Schuldenberge und Spardiktate - Europas ungelöste Probleme


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 1 · Januar 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

Schuldenberge und Spardiktate

Europas ungelöste Probleme

von Ingo Schmidt



"Das Geld erklärt dem ganzen Menschengeschlecht den Krieg"

 (Pierre de Boisguillebert, 1704)  



Brexit-Verhandlungen und der Haushaltsstreit zwischen Brüssel und
Rom sind die jüngsten Auflagen der politischen und wirtschaftlichen
Krisen, die ein Fortschreiten der marktradikalen Integration Europas
behindern.


Im Sommer 2015 beugte sich die griechische Linksregierung dem
Spardiktat von Euro-Gruppe und EU-Kommission. Für das offizielle
Europa war die Sache damit erledigt. Den Haushaltsregeln der Eurozone
war Geltung verschafft worden, die Risikoaufschläge auf griechische
Staatsanleihen gingen zurück. Investoren fassten wieder Mut und nahmen
ihre Geschäfte wieder auf. Sofern die Eurokrise als Schuldenkrise
verstanden wird, war sie vorbei. Vorläufig wenigstens.

Dafür hatte die gemeinsame Machtdemonstration der Eurokratie und der
Regierungen der exportstarken Euro-Ländern ein unerwartetes Echo auf
der politischen Rechten. Statt über Spardiktate aus Brüssel und Berlin
klagten die Rechtsregierungen in Polen und Ungarn nun über
"Flüchtlingsdiktate". Im Nicht-Euro-Land Großbritannien konnte die
Rechte den weithin verbreiteten Unmut über die Sparpolitik der
Konservativen in eine Frage der Unabhängigkeit von Brüssel und des
Schutzes vor osteuropäischer Arbeitsmigration umdeuten.

Versuche der Linken, dem Brexit eine kapitalismuskritische
Stoßrichtung zu geben, waren weniger erfolgreich, führten aber auch in
Großbritannien zu einer quer zum politischen Spektrum liegenden
Anti-Europa-Front - vergleichbar denen, die in Frankreich und den
Niederlanden 2005 erfolgreich für ein Nein zur EU-Verfassung
mobilisiert hatten.

Seit die italienische Rechtsregierung erklärt hat, ihren Wählerauftrag
auch gegen Brüsseler Haushaltsregeln zu erfüllen, ist auch die Angst
vor einer neuerlichen Schuldenkrise in der Eurozone zurückgekehrt.


Reformstau

Im Frühjahr 2015 schlug Yanis Varoufakis, damals Verhandlungsführer
für die Regierung von SYRIZA, der Euro-Gruppe und der EU-Kommission
vor, die Sanierung von in Schieflage geratenen Banken in der gesamten
EU dem Europäischen Stabilitätsmechanismus zu überlassen.
Staatsschulden jenseits der im Stabilitätspakt festgelegten Obergrenze
von 60 Prozent des Bruttoinlandsprodukts sollten von der Europäischen
Zentralbank (EZB) übernommen und am Rentenmarkt gehandelt werden.

Darüber hinaus forderte er zur Überwindung der wirtschaftlichen und
sozialen Krise in Griechenland ein Investitionsprogramm von der
Europäischen Investitionsbank und ein soziales Sofortprogramm von der
Kommission.

Varoufakis bezeichnete diesen Forderungskatalog als "bescheidenen
Vorschlag" zur Lösung der Euro-Krise. Viele Linke sahen darin den
Ausverkauf von SYRIZA an die Eurokratie, diese wiederum sah darin
einen Frontalangriff auf den heiligen Markt. Und schlug gnadenlos
zurück.

Statt der von Varoufakis geforderten Ausgabenprogramme wurden weitere
Spardiktate durchgesetzt. Die EZB hat im Zuge ihres
Euro-Rettungsprogramms zwar so ziemlich jedes Ramschpapier aufgekauft,
das private Investoren nicht haben wollten. Aber die Forderung,
Schulden jenseits der 60-Prozent-Marke an die EZB zu übertragen und
den dadurch entlasteten Regierungen wieder etwas politischen Spielraum
zu verschaffen, fiel unter den Verhandlungstisch.

Zur Stabilisierung des Bankensystems wurden einheitliche
Aufsichtsrichtlinien unter der Regie der EZB und ein
Abwicklungsmechanismus für insolvente Banken geschaffen. Dieser kann
in Ausnahmefällen auf Mittel des Europäischen Stabilitätsmechanismus
zurückgreifen.

Die seit Ausbruch der Euro-Schuldenkrise 2010 erfolgten Reförmchen
haben zwei Dinge gemeinsam: Die schon vorher bestehenden
Haushaltsregeln wurden noch einmal verschärft und das Prinzip, dass
EU- bzw. Euro-weite Regeln von den Regierungen der Mitgliedsländer
umgesetzt werden müssen, wurde beibehalten.


Schuldenprobleme

Obergrenzen für die Staatsverschuldung zäumen das kapitalistische
Schuldenpferd von hinten auf. Die griechische Staatsschuld beträgt mit
178 Prozent gemessen am Bruttoinlandsprodukt fast das Dreifache des
zulässigen Werts. 2008 - vor Ausbruch von Großer Rezession und
Euroschuldenkrise - lag der Schuldenstand bei 108 Prozent. Auch nicht
wenig, entscheidend ist aber die Explosion der Staatsschuldenquote als
Folge der Krise.

Ein sinkendes Bruttoinlandsprodukt erhöht diese Quote selbst bei
gleichbleibendem Schuldenstand. Gleichzeitig sinkende Steuereinnahmen
führen bei bestehenden Zahlungsverpflichtungen des Staates zu höherer
Kreditaufnahme. Wird nun versucht, die Schuldenquote durch
Ausgabenkürzungen und eine geringere Neuverschuldung zu senken, kommt
es zu einem weiteren Rückgang des Inlandsprodukt. Die erhoffte Senkung
der Schuldenquote bleibt aus.

Seit SYRIZA 2015 vor den Euro-Sparkommissaren kapitulierte, ist die
Quote zwar nicht weiter gestiegen - aber eben auch nicht gesunken.

In Griechenland hat sich in den letzten zehn Jahren im Zeitraffer
wiederholt, was sich seit Beginn der 80er Jahre in ganz Europa bzw.
allen westlichen Ländern abgespielt hat. Die im Namen der
Haushaltskonsolidierung erfolgten Kürzungen von Sozialleistungen,
öffentlichen Diensten und Investitionen haben entgegen der bekundeten
Absicht zu einem massiven Anstieg der Schulden geführt. Betrug die
Staatsschuldenquote in den 15 damaligen EU-Mitgliedsländern 1980 noch
39 Prozent, so ist dieser Wert mittlerweile auf 85 Prozent gestiegen.
In den USA gab es einen Anstieg von 41 auf 108 Prozent und in Japan
von 50 auf 234 Prozent.

Nicht einmal eine Senkung der gesamten Sozialausgaben ist den
Sparkommissaren gelungen. Deren Anteil am Bruttoinlandsprodukt ist
zwar von Land zu Land verschieden, aber seit den frühen 80er Jahren in
allen Ländern ziemlich konstant. Aufgrund der stark gestiegenen
Einkommensungleichheit ist jedoch die Zahl der Anspruchsberechtigten
erheblich gestiegen, sodass die Sozialleistungen pro Kopf gesunken
sind. Daher rührt das weit verbreitete Gefühl, dass der Sozialstaat
für die, die ihn brauchen, nicht mehr funktioniert.


Schuldenabbau über Export

Das Heraussparen aus der Krise hat offensichtlich nicht funktioniert.
Erfolgreicher war das Herausexportieren - in einigen Ländern.

Rezessionsbedingt stieg die Staatsschuldenquote in Deutschland 2010
auf einen Höchstwert von 81 Prozent, ist seither aber wieder auf 60
Prozent gesunken. Ähnlich in den Niederlanden, wo die Quote von 60 auf
53 Prozent gefallen ist. In Irland wurde erst 2012 ein Höchstwert von
120 Prozent erreicht. Seither ist die Schuldenquote aber schon wieder
auf 66 Prozent gefallen.

In allen drei Fällen war der Export der entscheidende Wachstumsmotor.
Auch wenn er nach der Krise mit geringerer Umdrehungszahl lief als vor
der Krise - im Zusammenspiel mit einer Ausgabenpolitik, die die
Nettoneuverschuldung bei null hielt, reichte auch ein geringes
Wachstum, um die Schuldenquote nach unten zu drücken.

Der über Exporte betriebene Schuldenabbau hat freilich seinen Preis:
Lohnzurückhaltung und außenwirtschaftliche Ungleichgewichte. An der
Lohnschraube darf nicht gedreht werden, weil steigende Lohnkosten den
Export gefährden würden.

Dieses Argument wird von Unternehmern gern und erfolgreich auch dort
angewendet, wo der Absatz - wie beispielsweise im Maschinenbau
- weniger von Kosten und Preisen bestimmt wird als von der Fähigkeit,
spezielle Kundenwünsche befriedigen zu können. Sozialleistungen,
öffentliche Dienste und Investitionen dürfen nicht steigen, weil die
öffentliche Hand andernfalls statt schwarzer Null wieder rote Zahlen
schreiben würde.

Wenig überraschend bestätigt sich bei dieser Sachlage das Gefühl, dass
der Sozialstaat nicht mehr funktioniert und dass man sich für Export
und Weltmarkt abrackert, von den damit verbundenen Wachstumserfolgen
aber abgehängt ist.


Der unheimliche Weltmarkt

Der Weltmarkt ist noch undurchschaubarer als der heimische, dem
Anspruch nach durch nationale Gesetze im Zaum gehaltene Markt. Ihm
haftet etwas Unheimliches an, das ihn zum idealen Anknüpfungspunkt für
rechtspopulistische Bedrohungsszenarien macht.

Aus den Tiefen des Weltmarkts taucht, so will es die fremdenfeindliche
Propaganda, die Bedrohung durch ausländische Konkurrenz und
Flüchtlinge auf. Dazu noch die Südeuropäer, die sich auf Pump einen
feinen Lenz gemacht haben und die Rechnung den hart arbeitenden und
brav steuerzahlenden Exportnationen auftischen wollen.

Die auf internationale Wettbewerbsfähigkeit und Schuldenabbau
festgelegte Wirtschaftspolitik verstärkt die ohnedies bestehenden
Gefühle der Unsicherheit und überlässt es den Rechtspopulisten, ihnen
einen politischen Ausdruck zu verleihen.

Das gilt in etwas anderer Form auch in den Schuldnerländern, deren
Unternehmen im internationalen Wettbewerb hoffnungslos hinter den
Export- und Gläubigerländern hinterherhinken.

Fand sich in Griechenland mit SYRIZA noch eine linke Kraft, die der
Unterwerfung unter die Spardiktate aus Brüssel und Berlin etwas
entgegenzusetzen versuchte, hat sich die italienische Linke an dem
Versuch einer "Unterwerfung mit sozialem Antlitz" aufgerieben. Die
italienische Rechte ist in die Bresche gesprungen und versucht nun den
Aufstand gegen die Euro-Haushaltsregeln, an dem die griechische Linke
gescheitert ist. Mit einem Unterschied: Varoufakis und seine Genossen
wussten sehr genau, dass sie gegen die organisierte Macht des Kapitals
und dessen politische Repräsentanten kämpften und haben ihre
Anhängerschaft entsprechend mobilisiert.


Unterschiedliche Feindbestimmungen

Gegen Euro-Diktate lehnt sich auch die Regierung von Conte, Salvini
und Tria auf, unterschlägt aber, dass diese Diktate dem von den
Mehrheitsfraktionen des Kapitals bevorzugten politischen Kurs
entsprechen. Das Kapital als realer Gegenspieler von Schülern und
Studenten, Arbeitern, Arbeitslosen und Rentnern wird durch das
Feindbild der Arbeitsmigranten und Flüchtlinge ersetzt.

Hierin sind sich die Rechten im Schuldnerstaat Italien mit ihren
Gesinnungskameraden in Gläubigerstaaten wie Deutschland und den
Niederlanden einig. Die wirtschaftlichen Ursprünge der Unsicherheit,
Angst und Wut, die zu dieser rechten Feindbestimmung führen, sind
jedoch in Gläubiger- und Schuldnerstaaten nicht deckungsgleich.

Sicher sind die Profitansprüche des Kapitals die letztliche Ursache
allen Ungemachs der arbeitenden Klassen. Aber der in den
Gläubigerstaaten herrschende und von der Rechten eifrig bestärkte
Eindruck, die Bevölkerung der Schuldnerstaaten liege einem auf der
Tasche, ist ökonomisch falsch. Über die statistisch unbedeutenden
Struktur- und Regionalfonds hinaus gibt es keine über die EU
organisierte Umverteilung von ökonomisch stärkeren in schwächere
Regionen.

Der durch die Spardiktate garantierte Schuldendienst stellt aber
tatsächlich einen massiven Einkommens- und teilweise auch
Vermögenstransfer von den Schuldner- in die Gläubigerstaaten dar. Nur
kommt bei den arbeitenden Klassen in den Gläubigerstaaten wenig bis
nichts von diesen Transfers an. Das meiste fließt an das große Geld,
dessen Besitz in den Gläubigerstaaten konzentriert ist, obwohl sich
auch in den Schuldnerstaaten eine erkleckliche Zahl von Kapitalisten
findet, die froh sind, dass Brüssel und Berlin die Sparkommissare
geben und dafür auch noch die Rolle des Buhmanns übernehmen.
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VORWÄRTS/1424: Michel Poittevin über die aktuelle innenpolitische Situation in Frankreich und die «Gilets jaunes»


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 41/42 vom 20. Dezember 2018

«Wir liessen uns nicht einschüchtern»

Interview mit Michel Poittevin von Peter Nowak



Michel Poittevin ist aktiv in der französischen Basisgewerkschaft
Solidaire SUD, die einen Arbeitskampf bei McDonald's in Marseille
unterstützt. Ein Gespräch mit ihm - auch über die aktuelle
innenpolitische Situation in Frankreich und die «Gilets jaunes».


Frage: Ihre Gewerkschaft unterstützt einen Arbeitskampf bei
McDonald's in Marseille. Ist es nicht schwierig, gerade dort
Beschäftigte zu organisieren?

Michel Poittevin: 2012 gab es die erste Auseinandersetzung in
der Filiale von McDonald's de Saint-Barthélémy in Marseille. Die
Beschäftigten konnten so ein 13. Monatsgehalt und andere
Verbesserungen durchsetzen. Die erkämpften Rechte wurden infrage
gestellt, als in der Filiale der Besitzer wechselte. Dabei muss man
wissen, dass McDonald's ein Franchisemodell eingeführt hat. Die
FranchisenehmerInnen zahlen an McDonald's Miete und eine
Umsatzbeteiligung. Mit den Franchisemodell sollen die erkämpften
ArbeiterInnenrechte zurückgerollt werden. In dieser McDonald's-Filiale
entwickelte sich daraus 2017 ein monatelanger Streik. Er wurde nicht
nur in ganz Frankreich bekannt. Sogar im Ausland wurde darüber
berichtet. Auch in grossen US-Zeitungen gab es Artikel.

Frage: Warum bekam die Auseinandersetzung gerade in dieser
Filiale eine solche Bedeutung?

Michel Poittevin: Der Grund liegt sicher an dem besonderen
Charakter dieser McDonald's-Filiale. Sie ist in dem Stadtteil im
Norden von Marseille gut sichtbar und mit etwa 70 Beschäftigten auch
sehr gross. Sie ist für viele BewohnerInnen des Stadtteils ein
wichtiger sozialer Ort. Das liegt auch an der Politik, die die soziale
Infrastruktur in dem von Menschen mit geringen Einkommen bewohnten
Viertel vernachlässigt. Die meisten Beschäftigten wohnen auch im
Stadtteil. Der Arbeitskampf wurde so auch im Stadtteil unterstützt.

Frage: Wie hat die McDonald's-Zentrale auf die

Auseinandersetzungen reagiert?

Michel Poittevin: Geld spielt für McDonald's keine Rolle. Die
Gewinnspanne der Filialen in Frankreich ist gross. So versuchte das
Management, die Beschäftigten mit grosszügigen Abfindungen zur
Kündigung zu bewegen. Zudem wollte man sich im Stadtteil bei der
muslimischen Bevölkerung beliebt machen, indem man ankündigte, dass
die Filiale Halal-Produkte verkaufte. Das kam aber bei der Bevölkerung
nicht gut an. Viele sagten, wenn sie halal essen wollten, brauchten
sie nicht zu McDonald's zu gehen. Sie erkannten, dass man damit die
Rechte der Beschäftigten zurückrollen wollte. Der Kampf hatte Erfolg.
Die Betriebsübernahme wurde schliesslich gerichtlich verboten. Darauf
beschloss McDonald's, dass die Filiale in ihren Besitz bleibt.
Allerdings sollten vier Beschäftigte entlassen werden. Darunter ist
ein langjähriger Gewerkschafter, der eine zentrale Rolle in dem
Arbeitskampf gespielt hat. Ihm wurde von McDonald's 700.000 Euro
Abfindung angeboten, wenn er auf seinen Job verzichtet. Er hat das
Angebot zurückgewiesen und damit deutlich gemacht, dass er sich nicht
kaufen lässt.

Frage: Es gab aber nicht nur solche Angebote. Mit welchen
anderen Methoden wurde gegen die GewerkschafterInnen vorgegangen?

Michel Poittevin: Angesichts der Weigerung der Beschäftigten,
sich kaufen zu lassen, kam es zu gewaltsamen Aktionen, wie ich sie als
langjähriger Gewerkschafter noch nicht erlebt habe. Es begann mit
Drohungen und endete mit körperlicher Gewalt. Der Höhepunkt war eine
Szene, als einem gewerkschaftlichen Aktivisten eine Knarre an den Kopf
gehalten wurde.

Frage: Wie reagierte Ihre Gewerkschaft darauf?

Michel Poittevin: Wir machten diese besonders brachiale Form
von Union-Busting öffentlich. So organisierten wir eine Versammlung,
in der wir die Gewalt gegen GewerkschafterInnen bekannt machten. Als
klar wurde, dass wir uns davon nicht einschüchtern liessen, hörten die
Drohungen auf.

Frage: Wie ist der aktuelle Stand der Auseinandersetzung?

Michel Poittevin: Es ist jetzt zu einer juristischen
Auseinandersetzung geworden. Es geht um die Rechtmässigkeit der
Entlassungen der vier KollegInnen.

Frage: Die Bewegung der «Gilets jaunes», der gelben Westen,
macht in den letzten Wochen Schlagzeilen. Hat Sie das Auftauchen
dieser Bewegung überrascht?

Michel Poittevin: Nein, die soziale Bewegung in Frankreich hat
die Strasse nie verlassen. Es gab sie bei dem konservativen
Präsidenten Sarkozy ebenso wie beim Sozialdemokraten Hollande. Doch
diese sozialen Bewegungen waren immer stark geprägt von den
Gewerkschaften. Die Bewegung der «Gilets jaunes» mobilisiert offen
unter dem Motto «Weder Parteien noch Gewerkschaften». Das ist das Neue
in der gegenwärtigen Situation.

Frage: Was ist der Grund für diese antigewerkschaftliche
Haltung?

Michel Poittevin: Das ist auch eine Folge der Politik von
Macron, aber auch seiner Vorgänger. Es gab unverhohlene Angriffe auf
das Sozialsystem, auf die ArbeiterInnenrechte, die Zerschlagung des
öffentlichen Dienstes. Es gab eine Politik der Umverteilung von unten
nach oben. Viele Menschen sehen, dass für sie, trotz des von Macron
gepflegten Redens über den Fortschritt, nichts herausspringt. Der
Graben zwischen Stadt und Land wächst. Die Ideologie der Ich-AG, des
Kleinunternehmertums, hat auch in den Köpfen vieler Menschen Einzug
gehalten. In dieser Situation ist eine Bewegung entstanden, die wir
als linke GewerkschafterInnen nicht einschätzen können. Es haben sich
Menschen organisiert, die nicht oder kaum gewerkschaftlich organisiert
sind und das auch nicht wollen.

Frage: Wie verhalten sich die Gewerkschaften dazu?

Michel Poittevin: Gewerkschaften sind dort ebenso wenig
erwünscht wie Parteien. Aber es können sich natürlich
Gewerkschaftsmitglieder als Einzelpersonen beteiligen. Darüber gibt es
zurzeit bei den verschiedenen Gewerkschaften grosse
Auseinandersetzungen. Es gibt SUD-Mitglieder, die sich an den
Protesten beteiligen. Ich sehe den Grund auch darin, dass es lange
keinen erfolgreichen gewerkschaftlichen Kampf und Streik mehr in
Frankreich gegeben hat. Da wollen sich manche endlich wieder an einer
Bewegung beteiligen, die auf die Strasse ist. Ich halte das für eine
gefährliche Entwicklung. Ich lehne eine Beteiligung ab.

Frage: Warum beteiligen Sie sich nicht daran?

Michel Poittevin: Mehrere der Personen, die für die «Gilets
jaunes» sprechen, vertreten Positionen wie sie auch vom Front National
oder anderen rechten Gruppierungen zu hören sind. Ich befürchte, dass
sich hier nach italienischem Vorbild eine französische Variante der
Fünf-Sterne-Bewegung etablieren könnte.

Frage: Gibt es historische Parallelen zu dieser Bewegung in
Frankreich?

Michel Poittevin: In den 1950er Jahren formierte sich unter
Führung des Ladenbesitzers Pierre Poujade eine mittelständische
Anti-Steuerbewegung. Bei den Wahlen 1956 zogen die PoujadistInnen
unter dem Namen «Union zur Verteidigung der Handwerker und
Geschäftsleute» mit 12 Prozent in das französische Parlament ein. Die
heterogene Bewegung ist schnell wieder zerfallen. Einer der
Abgeordneten war Jean Marie Le Pen, der bald den Front National eine
eigene rechte Partei aufbaute. Bei den «Gilets jaunes» könnte es sich
um eine neopoujardistische Bewegung handeln.

Frage: Wie könnte eine linke Alternative jenseits von Macron
und gelben Westen aussehen?

Michel Poittevin: Die Gewerkschaften in Frankreich müssten sich
endlich an einen Tisch setzen und ein gemeinsames Aktionsprogramm
gegen die Politik von Macron ausarbeiten. Für mich ist es ein
historisches Versagen, wenn sich Gewerkschaften wie die CGT oder die
SUD nicht auf gemeinsame Aktionen einigen können. Das ist besonders
gefährlich in einer Zeit, in der die Rechte erstarkt. Das könnte sich
schon bei den Europawahlen im nächsten Jahr zeigen.

Frage: Gibt es neben den «Gilets jaunes» nicht auch linke
Proteste in Frankreich?

Michel Poittevin: Ja, in Marseille, wo ich lebe und
gewerkschaftlich aktiv bin, gab es grosse Demonstrationen gegen die
Wohnungsnot. Es war auch ein Protest gegen eine Stadtpolitik, die sich
nur für die Bedürfnisse des Tourismus in der Stadt einsetzt.
Gleichzeitig stehen in Marseille Tausende Wohnungen leer. Sie wurden
für unbewohnbar erklärt und zugemauert. Dagegen sind die Menschen auf
die Strasse gegangen und organisieren sich.
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DOKUMENTATION/1582: WDR - Die größten Naturkatastrophen im Westen, 11.01.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 8. Januar
2019

Als das Wetter verrücktspielte

Die größten Naturkatastrophen im Westen

Ein Film von Lothar Schröder

11.01.2019, 20.15 - 21.45 Uhr | WDR Fernsehen



Das vergangene Jahr hat es gezeigt. 2018 war alles dabei: Orkan
Friederike, Hochwasser von Königswinter bis Emmerich, sommerliche
Dürre im ganzen Land, ein zerstörerischer Tornado in Viersen und
Regen-Überschwemmungen in Wuppertal. So konzentriert, innerhalb eines
Jahres hat es das noch nicht gegeben.

Wetterkatastrophen wird es in Zukunft häufiger geben. Da ist sich
ARD-Meteorologe Sven Plöger sicher. Mehr Starkregen, der ganze
Stadtteile überflutet. Stärkere Orkane, die Dächer abdecken und Bäume
entwurzeln. Lang anhaltende Dürresommer, die der Landwirtschaft die
Ernte verderben.


Der Jahrhundert-Orkan

Am 18. Januar 2007 fegte Orkan Kyrill mit mehr als 200 km/h über das
Land. 25 Millionen Bäume wurden allein in Nordrhein-Westfalen
entwurzelt, die meisten davon im Sauerland und Siegerland. Kyrill
kostete viele Menschen die Existenz und manche sogar das Leben.

Ein Erdbeben erschütterte die Aachener Region. Am 13. April 1992
wackelte die Erde und zerstörte viele Häuser in Heinsberg. Selbst am
Rhein waren die Wellen zu spüren. Kreuzblumen des Kölner Doms stürzten
zu Boden. Zwei Jahre später flogen an einem heißen Sommertag
faustgroße Hagelkörner auf den Dom und die Stadt. Sie durchlöcherten
Glasdächer und Fenster und zerbeulten tausende von Autos.


Regen ohne Ende

In Münster waren es im August 2014 "nur" Regentropfen, dafür eine
unglaubliche Menge. Teilweise fielen 290 Liter auf den Quadratmeter
und überfluteten in kurzer Zeit das gesamte Stadtgebiet. Es goss
heftig und ohne Unterbrechung, von drei Uhr nachmittags bis
Mitternacht. Zwei Menschen ertranken dabei.


Hitze ohne Ende

Jahrhundertsommer 2003: Bei Rekordtemperaturen war der Rhein in
Düsseldorf nur noch 75 Zentimeter tief!

Der Jahrhundertsommer 2003 war genau das Gegenteil und das erste
Wetterereignis, das Wissenschaftler in direkten Zusammenhang mit dem
Klimawandel setzten. Mit 70.000 Toten war es eine der schlimmsten
Naturkatastrophen in der Geschichte Europas. Von Mai bis September
blieb es heißer und trockener als jemals zuvor.


Der Rhein läuft über

Und denkt man in Köln an die Weihnachtszeit 1993 graut es heute noch
vielen Menschen: Das Jahrhunderthochwasser. Schon zwei Tage vor
Heiligabend standen Häuser in der Kölner Altstadt unter Wasser. In
Bonn war der Ortsteil Beuel sogar 400 Meter landeinwärts geflutet. Das
bedeutete für Tausende: Festliche Tage ohne Strom und Heizung.


Schnee-Katastrophe im Münsterland

Am 25. November 2005 ging eine Milliarde Tonnen Neuschnee auf das
Münsterland nieder und blieb auch auf den Stromleitungen liegen. Unter
der Last des klebrigen Schnees brachen 82 Masten zusammen -
Stromausfall bei 250.000 Menschen. Ochtrup im nördlichen Münsterland
bibberte fast eine Woche lang.

Die Dokumentation blickt zurück auf die heftigsten Unwetter der
letzten 25 Jahre, ergänzt mit Analysen und Bewertungen von Sven
Plöger.

Redaktion: Adrian Lehnigk
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FEATURE/1173: Deutschlandfunk Kultur - Hormone, die geheimen Drahtzieher des Körpers (2/2), 10.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Hormone - Die geheimen Drahtzieher des Körpers (2/2)

Von Liebe, Stress und Jugendwahn

Von Jennifer Rieger

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 10. Januar 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



In der ersten Hälfte des 20. Jahrhunderts entdeckten die Pioniere der
Hormonforschung einen Botenstoff nach dem anderen: Adrenalin, Insulin,
Testosteron, Östrogen - um nur einige der bekanntesten zu nennen.
Dadurch ergaben sich nicht nur neue Möglichkeiten in der Medizin. Das
neue Wissen um die Hormone trug auch zu gesellschaftlichem Wandel bei -
 angefangen mit den ersten Verjüngungsversuchen im frühen 20.
Jahrhundert bis zur Antibabypille, die Frauen mehr Kontrolle über ihre
Körper gab. Doch auch heute leiden Menschen unter hormonellen
Störungen, die oft erst spät erkannt werden. Ist die Hormonforschung
an ihre Grenzen gestoßen? Oder müssen wir die Wechselwirkungen
zwischen den Botenstoffen des Körpers und dem Umfeld, in dem wir
leben, besser verstehen lernen?
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MUSIK/2804: Deutschlandfunk - Der britische Gitarrist Albert Lee, 11.1.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der britische Gitarrist Albert Lee

Aufnahme vom 7.11.2017 bei den Jazztagen Leverkusen

On Stage

Freitag, 11. Januar 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Albert Lee aus Leominster in England hat schon mit beinahe allen
Musikern gespielt, die in Blues, Rock und Country Rang und Namen haben
- eigentlich war er eine ganze Zeit seiner langen Karriere "nur" als
Sideman unterwegs: von Bo Diddley, Eric Clapton über Joe Cocker,
George Harrison, Jimmy Page. Durch sein flüssiges Spiel mit
klassisch-klarem Ton ist Albert Lee in jeder Band erkennbar - und das
seit mehr als 50 Jahren. Dass er auch als Frontmann seiner eigenen
Band überzeugt, konnte er auch auf der Leverkusener Bühne beweisen.
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FORSCHUNG/3970: Protein UBQLN4 beeinflusst DNA-Reparatur (idw)


Uniklinik Köln - 03.01.2019

Protein UBQLN4 beeinflusst DNA-Reparatur



Die Arbeitsgruppe um Univ.-Prof. Dr. Christian Reinhardt, Klinik I für
Innere Medizin, hat ein Protein identifiziert, das den Reparaturweg von
DNA-Schäden maßgeblich beeinflusst und einen neuen Ansatzpunkt für eine
zielgerichtete Tumortherapie ermöglicht. Die Ergebnisse wurden heute
(03.01.2019) in der renommierten Fachzeitschrift Cell veröffentlicht.

Tagtäglich wird unsere DNA sowohl durch äußere als auch innere Faktoren
beschädigt. Bei der Entscheidung, wie Brüche in der DNA behoben werden
sollen, müssen Zellen zwischen zwei unterschiedlichen Reparaturwegen
wählen. Der eine Reparaturweg ist für die Zelle zwar mühelos aber
störanfällig, der andere aufwändig und nicht immer möglich. Das Urteil ist
wichtig, denn eine falsche Entscheidung könnte weitere DNA-Schäden
verursachen und zur Entstehung von Krebs führen.

Wissenschaftler der Uniklinik Köln fanden nun heraus, dass das Protein
UBQLN4 die Entscheidung über das Einschlagen beider Reparaturwege
maßgeblich steuert. Der Verlust dieses Proteins begünstigt die fehlerfreie
Reparatur, das übermäßige Vorhandensein unterdrückt diese. Die
Abhängigkeit einer intakten, fehlerfreien Reparatur wird bereits heute in
der Behandlung von Tumoren klinisch eingesetzt. Mutationen in Genen der
fehlerfreien Reparatur (z.B. BRCA1 oder BRCA2), die häufig in Ovar- und
Mamma-Karzinomen auftreten, führen zu einem sehr guten Ansprechen auf
PARP1-Inhibitoren.

"In zahlreichen aggressiven Tumoren der Lunge, der Haut, aber auch bei
bösartigen Tumoren des Nervengewebes von Kindern haben wir eine erhöhte
Menge von UBQLN4 in den Krebszellen gefunden", sagt Dr. Ron Jachimowicz,
Erstautor dieser Studie, die nun im renommierten Fachjournal Cell
erschienen ist. "Die daraus resultierende Hemmung der fehlerfreien
Reparatur bietet uns möglicherweise einen molekularen Ansatzpunkt, um
diese aggressiven Tumore in Zukunft mit PARP1-Inhibitoren effektiver zu
behandeln."

Das internationale Forscherteam bestehend aus Wissenschaftlern der Länder
Spanien, Israel, USA und Deutschland wurde durch die Identifikation
mehrerer, von Geburt an erkrankter Kinder auf das Protein UBQLN4
aufmerksam.

"Die Genanalyse ergab, dass bei diesen Kindern eine einzelne Mutation für
das Vorliegen ihrer Erkrankung verantwortlich ist. Diese Mutation im
UBQLN4-Gen führte zum kompletten Verlust des Proteins", sagt Prof.
Reinhardt, Leiter dieser Studie. "UBQLN4 ist ein kleines Protein welches
dabei hilft, andere Proteine zum Proteasom, der Abbaufabrik der Zelle, zu
bringen", so Prof. Reinhardt weiter. Um den genauen Mechanismus von UBQLN4
in der Reparatur von DNA-Schäden zu verstehen, verursachte sein Team
absichtlich DNA-Schäden in isolierten Zellen der Patienten, als auch in
genetisch veränderten Zellen und verfolgte die Reparatur der DNA-Schäden
im Detail.

"Wir konnten beobachten, wie der Verlust von UBQLN4 in der Zelle zu einer
massiven Anreicherung von Proteinen führte, die an der fehlerfreien
Reparatur beteiligt sind", sagt Dr. Jachimowicz. Als direkte Ursache
identifizierten die Wissenschaftler eine Interaktion von UBQLN4 mit dem
Schlüsselprotein MRE11, das sobald es aktiviert wurde, den Startschuss für
die fehlerfreie Reparatur gibt. "Ab dem Punkt ist der Prozess unumkehrbar.
Wird dieser Reparaturweg gestartet, kann der fehleranfällige Weg nicht
mehr ausgeführt werden", so der Wissenschaftler.

Das Forscherteam konnte zeigen, dass UBQLN4 an MRE11 bindet und zu seinem
Abbau führt. Fehlt UBQLN4 jedoch in der Zelle, kommt es zu einer
übermäßigen MRE11 Aktivierung und zu einer übermäßigen Auslösung der
fehlerfreien Reparatur. Die fehlerfreie Reparatur kann allerdings nicht in
diesem Ausmaß in jeder Zelle korrekt ausgeführt werden. Die DNA-Schäden
bleiben unrepariert und die Zelle geht schließlich in den Zelltod über.

"Wir waren nicht besonders überrascht als wir feststellten, dass
aggressive Tumore vermehrt UBQLN4 produzieren und so möglicherweise durch
die Hemmung der fehlerfreien Reparatur weitere Mutationen ansammeln", sagt
Prof. Reinhardt. "Unsere Studie zeigt, dass UBQLN4 ein entscheidender
Faktor in der Regulation der DNA-Schadensantwort ist. Die Arbeit weist
auch auf die aufregende Möglichkeit hin, den vermeintlichen
Überlebensvorteil von aggressiven Tumorzellen durch die erhöhte Menge an
UBQLN4 als Achillesferse für die gezielte Therapie mit den bereits
klinisch zugelassenen PARP1-Inhibitoren zu nutzen."

Die Arbeiten an diesem Projekt wurden durch die Deutsche
Forschungsgemeinschaft und das Else-Kröner Forschungskolleg maßgeblich
gefördert.


Originalpublikation:

Zitation: Jachimowicz et al., UBQLN4 Represses Homologous Recombination
and Is Overexpressed in Aggressive Tumors, Cell (2019)

DOI: https://doi.org/10.1016/j.cell.2018.11.024

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1051
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VORSORGE/799: Hausmittel für den Winter (Securvital)


Securvital 1/2019 - Januar-März

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Hausmittel für den Winter

Abwarten und Tee trinken

von Norbert Schnorbach



Husten, Halsweh, Heiserkeit: Was kann man mit natürlichen Mitteln
dagegen tun?

Mit einem inneren Kältegefühl fängt es oft an. Dann läuft die Nase,
der Kopf wird dumpf, die Kehle kratzig. Das sind typische
Erscheinungen In der kalten und nassen Jahreszeit mit Schmuddelwetter,
trockener Heizungsluft und kalten Füßen. Dann ist der Körper besonders
anfällig gegen Infektionen. Erwachsene werden durchschnittlich zwei-
bis dreimal von Erkältungen und grippalen Infekten heimgesucht, Kinder
noch öfter.

Um möglichst erkältungsfrei durch die Wintermonate zu kommen, sind
bewährte Hausmittel hilfreich. Sie können eine Infektion verhindern
oder auch die Beschwerden lindern, wenn der Hals schon kratzt und die
Nase verstopft ist. Das erste Gebot beim Anzeichen einer Erkältung
ist, sich zu schonen und den Alltag ein wenig ruhiger zu gestalten.
Denn Stress belastet das Immunsystem zusätzlich, ebenso wie Rauchen
und zu wenig Schlaf.

Die meisten Erkältungen laufen nach dem gleichen Muster ab: Drei Tage
kommen sie, drei Tage bleiben sie und drei Tage gehen sie. Daran kann
auch ein Arzt nicht viel ändern. Antibiotika in den meisten Fällen
auch nicht. Sie wirken nicht gegen die üblichen Virenerreger, sondern
nur gegen bakterielle Entzündungen.

Selbstheilungskräfte

Den Kranken ist vor allem mit einer Linderung der Beschwerden
geholfen. Falls jedoch Fieber und Gliederschmerzen hinzukommen, deutet
das auf eine echte Virusgrippe hin, bei der ärztlicher Rat gefragt
ist, und nicht nur einen einfachen grippalen Infekt. Während der
Schnupfensaison kann man mit einfachen und wirkungsvollen Mitteln das
Immunsystem und die Selbstheilungskräfte unterstützen. So sind zum
Beispiel Inhalationen mit Wasserdampf, warme Fußbäder oder ein
Erkältungsbad mit ätherischen Ölen oft eine Wohltat. Auch viel trinken
hilft dem Organismus. Abwarten und Tee trinken ist - trotz allem, was
die Pharmazie an Erkältungsmitteln anzubieten hat - nicht die
schlechteste Schutzmaßnahme in der Schnupfenzeit.

Zur Vorbeugung und zur Linderung von Erkältungen sind Kräutertees
besonders empfehlenswert. Fenchel- und Salbeitee zum Beispiel wirken
beruhigend auf den Hals. Lindenblütentee hilft gegen Hustenreiz.
Thymian wirkt antibakteriell. Auch Kamillen-, Holunder- und
Hagebuttentee sind wohltuende Hausmittel in der kalten Jahreszeit. Das
gilt auch für Inhalationen und Nasenspülungen mit warmer
Kochsalzlösung. Sie befeuchten die Schleimhäute in den oberen
Atemwegen und hindern Erkältungsviren und Bakterien daran, sich so
stark ausbreiten, dass das Immunsystem überfordert wird.

Für Inhalationen gibt es spezielle Geräte, aber die gute alte Methode
mit der Nase im Wasserdampf und einem Handtuch über dem Kopf tut es
auch. Mit dem Dampf lassen sich ätherische Öle inhalieren, zum
Beispiel Kamille, Eukalyptus, Kampfer, Latschenkiefer oder
Pfefferminze. Wer die Dämpfe als unangenehm empfindet, kann die Öle
auch in Form von Erkältungsbädern anwenden. Kommt der Schnupfen mit
Fröstelgefühl und kalten Füßen, helfen ansteigende Fußbäder. Dabei
stellt man die Füße bis über die Knöchel in eine Wanne mit lauwarmem
Wasser und lässt langsam heißes Wasser zulaufen, bis einem wohlig warm
wird. Danach Wollsocken anziehen und ab ins Bett.

Zwiebelsäckchen

Bei kratzigem Hals helfen viele Lutschpastillen. Auch Zwiebelsaft, der
aus frischen Zwiebeln einfach zuzubereiten ist, hat eine lange
Tradition als Hausmittel gegen Husten. Bei Ohrenschmerzen können
Zwiebelsäckchen hilfreich sein. Dafür hüllt man frisch gehackte
Zwiebeln in Stoff und legt sie auf das schmerzende Ohr. Die Zwiebel
enthält ebenso wie Meerrettich und Senf schwefelhaltige Glykoside, die
über die Haut aufgenommen werden und eine desinfizierende Wirkung
haben.

Etwas in Vergessenheit geraten, aber in vielen Fällen hilfreich sind
Wickel mit Quark oder Honig. Für andere Variationen nimmt man
gedünstete Zwiebeln, Meerrettich, zerstoßene Senfkörner oder gekochte
Kartoffeln. Sie werden in ein feuchtes Baumwolltuch eingeschlagen, auf
Hals oder Brust gelegt und mit mehreren Tüchern umwickelt. Solche
Brust- oder Halswickel wärmen und fördern die Durchblutung.

Wer nun an einem kalten Dezembertag friert und fröstelt, kann sich
vielleicht mit einem Lindenblütentee etwas Gutes tun. Die Blüten der
Linde haben einen feinen Duft und helfen beim Durchwärmen.

 * 
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DEMENZ/420: Defekte Immunzellen im Gehirn verursachen Alzheimer (idw)


Deutsches Zentrum für Neurodegenerative Erkrankungen e.V. (DZNE) - 08.01.2019

Defekte Immunzellen im Gehirn verursachen Alzheimer



Mutationen des Gens TREM2 können das Risiko, an Alzheimer zu erkranken,
erheblich erhöhen. In einer aktuellen Studie beleuchten Wissenschaftler
des Deutschen Zentrums für Neurodegenerative Erkrankungen (DZNE) und der
Ludwig-Maximilians-Universität München, warum TREM2 für die Gesundheit des
Gehirns so wichtig ist. Sie zeigen, dass TREM2 Immunzellen des Gehirns
dazu aktiviert, vor allem im frühen Krankheitsstadium toxische
Ablagerungen zu beseitigen. Die in der Zeitschrift "Nature Neuroscience"
veröffentlichte Studie hat wichtige Implikationen für die Entwicklung
neuer Medikamente.

Ein Kennzeichen der Alzheimer-Erkrankung ist die Bildung toxischer
Ablagerungen, sogenannter Plaques, im Gehirn. Spezialisierte
Immunzellen, genannt Mikroglia, schützen das Gehirn, indem sie es von
Plaques reinigen. TREM2 ist der zentraler Schalter bei der Aktivierung
dieser Zellen und damit ein wichtiges Zielmolekül für neue
therapeutische Ansätze. Um diese therapeutischen Möglichkeiten weiter
auszuloten, untersuchten die Münchner Wissenschaftler den genauen
Krankheitsverlauf in Mäusen mit und ohne funktionstüchtigem TREM2-Gen.

Früh im Krankheitsverlauf sammeln sich in Mäusen mit gesundem TREM2
Mikroglia um kleine Plaques und verhinderten so, dass sie sich
vergrößern oder ausbreiten. "Wir konnten zeigen, dass Mikroglia
gezielt von Amyloid-Plaques angezogen werden. Sie umzingeln einzelne
Plaques und zerlegen diese dann Stück für Stück", erklärt
Studienleiter Christian Haass, Sprecher des Münchener Standorts des
DZNE und Professor an der Ludwig-Maximilians-Universität München.
Fehlte den Mäusen hingegen das TREM2, konnten Mikroglia diese wichtige
Aufgabe nicht korrekt ausführen. Eine therapeutische Aktivierung von
TREM2 im frühen Krankheitsstadium könnte demnach helfen, der Bildung
von Amyloid-beta Proteinaggregaten entgegenzuwirken.

Die Studienergebnisse zeigen jedoch auch, dass bei einer solchen
Therapie Vorsicht geboten ist. Während TREM2 im frühen
Krankheitsstadium die Plaquebildung verhindert, scheint das Molekül in
einem späteren Stadium eine entgegengesetzte Wirkung zu haben. Im
späteren Krankheitsverlauf wuchsen die Plaques bei Mäusen mit TREM2
schneller, als bei Mäusen ohne TREM2. Auch hierfür fanden die
Wissenschaftler eine Erklärung: TREM2 sorgt in den Mikroglia für die
Produktion eines Stoffes namens ApoE, der die Aggregatbildung
verstärkt. "Unsere Studie zeigt, dass man enorm vorsichtig sein und
einen neuen Therapieansatz in Tiermodellen genau untersuchen muss,
bevor man ihn an Menschen testet", sagt Haass. "Nach unseren
Ergebnissen könnte es dramatische Folgen haben, wenn wir über das Ziel
hinausschießen und die Mikroglia überaktivieren".

"In der Zukunft wird es wichtig sein, dass man die Krankheit
stadienspezifisch behandelt", sagt Haass. Eine Aktivierung der
Mikroglia über TREM2 wäre beispielsweise eine Strategie, mit der man
nach den aktuellen Studienergebnissen in einer frühen Phase der
Erkrankung ansetzen sollte. Haass und seine Kollegen arbeiten bereits
an der Entwicklung von Antikörpern, die TREM2 stabilisieren und so zu
einer Aktivierung der Mikroglia führen. In mehreren Tiermodellen und
mit verschiedenen experimentellen Ansätzen testen die Wissenschaftler
nun mögliche therapeutische Strategien und Kombinationstherapien mit
anderen Medikamenten.

"Alle wichtigen Genveränderungen, die mit einem erhöhtem Risiko für
Alzheimer verbunden sind, führen zu Veränderungen der Plaquebildung",
betont Haass. Das legt nahe, dass diese Proteinaggregate die
Alzheimerkrankheit verursachen. Die aktuelle Studie stützt die
Hoffnung, dass es möglich ist, dieser Plaquebildung mit einer
Aktivierung von TREM2 entgegenzuwirken und zeigt gleichzeitig, auf
welche möglichen Risiken Wissenschaftler bei einem solchen Ansatz
achten müssen.


Originalveröffentlichung

Loss of TREM2 function increases amyloid seeding but reduces plaque-associated 
ApoE.

Parhizkar et al. (2019). Nature Neuroscience. 

DOI: 10.1038/s41593-018-0296-9

https://www.dzne.de/aktuelles/presse-und-oeffentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/presse/defekte-immunzellen-im-gehirn-verursachen-alzheimer/ 

(Vollständige Meldung)

https://www.dzne.de/en/news/public-relations/press-releases/press/detail/defective-immune-cells-in-the-brain-cause-alzheimers-disease/ 

(Englische Fassung)


Originalpublikation:
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NEBENWIRKUNG/289: Impfungen - Schwere Nebenwirkungen (Securvital)


Securvital 1/2019 - Januar-März

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Impfungen

Schwere Nebenwirkungen



Kritiker der Massenimpfungen gegen die Schweinegrippe, die ab 2009
durchgeführt wurden, fühlen sich im Nachhinein bestätigt durch
Berichte über enorme Nebenwirkungen des Impfstoffs Pandemrix. Rund
5.000 schwere Nebenwirkungen wurden festgestellt, berichtet die
Fachzeitschrift "British Medical Journal", darunter viele Fälle von
unheilbarer Narkolepsie bei Kindern und Jugendlichen in Europa. Damals
hatten staatliche Stellen zur Impfung aufgerufen und große Mengen
Pandemrix vom Pharmahersteller GlaxoSmithKline aufgekauft, um 30
Millionen Europäer zu impfen. Die Behörden wollten die Risiken der
Impfkampagne nicht sehen, meint der Herausgeber des pharmakritischen
"Arzneitelegramms", Wolfgang Becker-Brüser, der frühzeitig vor
Pandemrix gewarnt hatte. "Man wollte impfen, wollte den Impfstoff
loswerden, den man gekauft hatte. Mitlerweile hat Pandemrix die
Arzneimittelzulassung verloren.

 * 

Quelle:

Securvital 1/2019 - Januar-März, Seite 26

Das Magazin für Alternativen im Versicherungs- und Gesundheitswesen

Herausgeber: SECURVITA GmbH - Gesellschaft zur Entwicklung

alternativer Versicherungskonzepte

Lübeckertordamm 1-3, 20099 Hamburg

Telefon: 040/38 60 800, Fax: 040/38 60 800

E-Mail: presse@securvita.de

Internet: www.securvita.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / SOZIALES





PSYCHOLOGIE/181: Posttraumatische Belastungsstörung - Flashbacks durch das Spielen von Tetris abschwächen (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 08.01.2019

Posttraumatische Belastungsstörung: Flashbacks durch das Spielen von Tetris abschwächen



Eine Intervention, die das Spielen des Computerspiels Tetris beinhaltet,
könnte Menschen mit Posttraumatischer Belastungsstörung (PTBS) helfen,
unwillkürlich wiederkehrende bildliche Erinnerungen an die traumatischen
Erlebnisse abzuschwächen. Zu diesem Schluss kommt ein Team der
Ruhr-Universität Bochum zusammen mit einer Forscherin des Karolinska Institutet
in Schweden nach einer Studie mit 20 Patientinnen und Patienten mit PTBS.
Nach der Intervention ging die Anzahl an sogenannten Flashbacks für die
belastenden Ereignisse zurück.

Das Team um Prof. Dr. Henrik Kessler und Dr. Aram Kehyayan von der Klinik
für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie im
LWL-Universitätsklinikum Bochum berichtet über die Ergebnisse gemeinsam mit
Prof. Dr. Emily Holmes vom Karolinska Institutet im Journal of Consulting
and Clinical Psychology, online veröffentlicht Ende Dezember 2018.

Zu wenig Therapieplätze

Eines der gravierendsten Symptome der PTBS sind unwillkürlich
wiederkehrende bildliche Erinnerungen an die traumatischen Erlebnisse.
"Die PTBS lässt sich mit den verfügbaren Therapien gut behandeln", sagt
Henrik Kessler, Oberarzt und Traumatherapeut. "Allerdings gibt es viel
mehr Patientinnen und Patienten als Therapieplätze." Deswegen suchen die
Forscher nach Methoden außerhalb der konventionellen Behandlungen, die die
Symptome lindern können.

Vor rund zehn Jahren fand Emily Holmes mit ihrem Team heraus, dass das
Computerspiel Tetris durch Horrorfilme ausgelöste Flashbacks bei gesunden
Personen unterdrücken kann, wenn es kurz nach dem Betrachten des Filmes
gespielt wird. In der aktuellen Studie testeten die Wissenschaftler, ob
dieser Effekt auch Patienten mit PTBS helfen kann, bei denen die Ursache
der belastenden Erinnerungen oft Jahre zurückliegt.

Spezielle Intervention

An der Studie nahmen 20 Patientinnen und Patienten mit komplexer PTBS
teil, die zu einer regulären Therapie für sechs bis acht Wochen stationär
in der Klinik für Psychosomatische Medizin und Psychotherapie waren. Neben
den üblichen Einzel- und Gruppentherapien absolvierten sie eine spezielle
Intervention. Sie schrieben eine ihrer belastenden Erinnerungen auf ein
Blatt. Dann zerrissen sie den Zettel - ohne über den Inhalt zu sprechen -
und spielten anschließend für 25 Minuten Tetris auf einem Tablet.

Die Patienten gaben stets mehrere verschiedene Flashbacks an, zum Beispiel
Gewalterfahrungen in unterschiedlichen Situationen, deren Auftreten sie
über die Wochen in ein Tagebuch notierten. Pro Intervention, die von Woche
zu Woche stattfand, fokussierten sie immer nur den Inhalt eines
spezifischen Flashbacks.

Weniger Flashbacks

Nur die Häufigkeit des Flashbacks, dessen Inhalt in der Woche fokussiert
wurde, ging spezifisch in den Tagen und Wochen nach der Intervention
zurück. Für die noch nicht fokussierten Flashbackinhalte blieb die Anzahl
der Flashbacks relativ konstant. Über die Wochen wurden so nacheinander
verschiedene Flashbackinhalte fokussiert, deren Häufigkeit zeitgenau
jeweils in der Folge sank. Insgesamt ging die Anzahl der Flashbacks für
die jeweils fokussierte Situation um durchschnittlich 64 Prozent zurück.
Flashbacks, deren Inhalt nie fokussiert wurde, gingen nur um elf Prozent
zurück. Die Intervention wirkte insgesamt bei 16 der 20 getesteten
Patienten.

Vermutete zugrunde liegende Mechanismen der neuen Intervention

Die Forscher nehmen an, dass der Erfolg der Methode auf folgendem
Mechanismus beruht: Wenn Patienten sich detailliert ein Bild der
belastenden Erinnerung machen, aktiviert das vermutlich Gebiete für
räumlich-bildliche Verarbeitung im Gehirn; vergleichbare Areale könnten
auch für das Spielen von Tetris bedeutsam sein. Beide Aufgaben benötigen
also vergleichbare und begrenzte Ressourcen, es kommt zur Interferenz.

Immer wenn ein Patient den Inhalt eines Flashbacks bewusst wiedererinnert,
wird die damit verbundene Gedächtnisspur kurzzeitig labil. Wenn in dieser
Zeit eine Interferenz stattfindet, könnte die Gedächtnisspur abgeschwächt
wieder eingespeichert werden, vermuten die Wissenschaftler.

Weitere Studien in Arbeit

"In unserer Studie wurde die Intervention zwar von einem Teammitglied
begleitet, aber dieses hat keine aktive Rolle eingenommen und die
verschriftlichten traumatischen Erinnerungen nicht gelesen", erklärt
Kessler. "Unsere Hoffnung ist, dass wir eine Behandlung ableiten können,
die Menschen auch allein durchführen könnten, wenn kein Therapieplatz
verfügbar ist. Die Intervention kann jedoch eine komplexe Traumatherapie
nicht ersetzen, sondern lediglich ein zentrales Symptom, die Flashbacks,
lindern."

Die Forscher weisen außerdem darauf hin, dass weitere Untersuchungen mit
Kontrollbedingungen und an einer deutlich größeren Anzahl Patienten
notwendig sind, um die Wirksamkeit der Methode zu bestätigen. Diese
Studien führt das Team um Kessler und Kehyayan aktuell durch. Außerdem
gehen sie in Grundlagenstudien den genauen Mechanismen des Effekts bei
gesunden Menschen weiter auf den Grund.


Originalpublikation:

Henrik Kessler, Emily A. Holmes, Simon E. Blackwell, Anna-Christine
Schmidt, Johanna M. Schweer, Anna Bücker, Stephan Herpertz, Nikolai
Axmacher, Aram Kehyayan: Reducing intrusive memories of trauma using a
visuospatial interference intervention with inpatients with Posttraumatic
Stress Disorder (PTSD), in: Journal of Consulting and Clinical Psychology,
2018

DOI: 10.1037/ccp0000340

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum - 08.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MUSIK / FAKTEN





MELDUNG/278: Proberaumnot im Süden Hamburgs akut (Suedkultur)


Suedkultur - Pressemitteilung vom 7. Januar 2019

Alte Wache 17 kündigt Proberäume auf: 

Proberaumnot im Süden akut



Seit Jahren fordert die Kulturinitiative SuedKultur Kreativräume für
Kulturschaffende. Ob Musikproberäume oder Ateliers - seit Jahren
verschlechtert sich die Situation. Und nun nimmt sie mit der Aufkündigung
der Proberäume in der Alten Wache in der Nöldekestraße 17 die Not noch akut
zu.

Knapp vierzig Musiker stehen schon in den nächsten Wochen vor einem
massiven Problem. Die Initiative SuedKultur erhielt Ende der vergangenen
Woche einen Hilferuf aus der Nöldekestraße 17 in Harburg. Die einstige
Polizeiwache wurde vor einigen Jahren an ein privates Orchester veräußert,
das dort auch Proberäume für etliche Harburger Musiker*innen zuließ. Nun
ändern sich in weiteren Teilen des Gebäudes die Mietverhältnisse und den
Bands wurde kurzerhand gekündigt.

10 Bands mit rund 60 betroffenen Musikern stehen nun unmittelbar vor einem
massiven Problem. Denn wo kann geprobt werden? Ohne Proben keine Auftritte.
Ohne Auftritte keine Konzertmöglichkeit. Ein harter Schlag für Harburgs
Kulturlandschaft.

Bands wie Yellow Carpet, Trashkat, Stillleben, die Betty Ford House Band, A
Life in a Minute, die zuweilen auch zum Programm der jährlichen SuedKultur
Music-Night beitragen, aber auch ein afghanisches Musikprojekt stehen vor
dem Aus.

"Seit Jahren warnen wir vor der ohnehin schlechten Proberaumsituation im
Süden Hamburgs und stellten Anträge, um Leerstand zwecks Umfunktionierung
zu Proberäumen zu ermitteln. Nun fällt das Kind in den Brunnen", so Heiko
Langanke, der das Thema für die Initiative SuedKultur seit Jahren verfolgt.
"Mittlerweile gibt es selbst Kontakte zu potenziellen Investoren, um etwa
Gebäude zu kaufen und langfristig zu Proberäumen umzubauen. Aber all das
verpufft, wenn es seitens des Bezirkes weder ein Bewusstsein oder gar eine
grundlegende Unterstützung gibt."

Und das betreffe nicht nur Proberäume für Musik sondern auch Ateliers etwa
die für Bildende Kunst. "Das Thema stiefmütterlich zu behandeln ist grob
fahrlässig. Denn im Grunde sind es die Arbeitsplätze von Kulturschaffenden.
Man muss sich mal vorstellen, sie bekämen ihre Büros gekündigt, sollen aber
weiter Arbeitsergebnisse produzieren ...", so Langanke, der schon 2010 an
einer Konzeption zur Umnutzung der Alten Wache arbeitete. Damals stand die
Nöldekestraße 17 jahrelang beheizt leer und befand sich noch im Besitz der
Stadt Hamburg.

Neben den rund 60 Musikern, die nun durch die Aufkündigung der Proberäume
in der Nöldekestraße betroffen sind, fällt auch die Raumnutzung eines
St.-Pauli-Fanclubs und des Tischkickervereins Side-kick e.V. weg, zu dem
alleine 60 aktive Mitglieder zählen.

Konkret fordert Heiko Langanke die Bezirksverwaltung und -politik nun auf,
konkret zu handeln. "Es braucht eine klare Bedarfsermittlung an dringend
nötigen und mittelfristig wünschenswerten Arbeitsräumen für
Kulturschaffende. Daraus kann man dann eine erste Planung erstellen. Das
wurde in den letzten Jahren versäumt, obwohl SuedKultur immer eine
Unterstützung angeboten hatte", so Langanke. Zur sofortigen Abhilfe sei
denkbar, das alte WC-Häuschen am Schwarzenbergplatz gegenüber der TUHH
umzunutzen (statt abzureißen und sogar noch Geld für weitere Raumverluste
aufzuwenden). Auch das alte, denkmalgeschützte WC-Häuschen an der
Buxtehuder Straße, das jüngst durch die Neuen Liberalen durch seinen
sichtbaren Verfall in die Schlagzeilen geriet, könne sofort umgenutzt
werden. Das wird zwar etwas kosten. Aber auch Kultur gibt es eben nicht
umsonst.

Zudem: laut Globalrichtlinie zur Stadtteilkultur ist der Bezirk
verpflichtet, nicht nur kulturelle Raumbedarfe zu ermitteln sondern auch
Abhilfe zu schaffen. Dass das in den letzten Jahren schlichtweg nicht
gemacht wurde, darf nicht zum Problem der betroffenen Kulturszene werden.
Es braucht dafür einen festen Ansprechpartner in der Bezirksverwaltung
sowie eine feste Einbindung der Kreativgesellschaft Hamburg, die für solche
Raumbedarfe eigens mal von der Hansestadt Hamburg ins Leben gerufen wurde.

Wer über Leerstände weiß oder selbst welche hat, die eine mögliche Nutzung
als Musikproberäume erlauben, kann sich bei der Initiative SuedKultur
melden.

 * 

Quelle:

Suedkultur - Initiative Kulturschaffender des Hamburger Südens

E-Mail: kontakt@sued-kultur.de

Internet: www.sued-kultur.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8941: Aus aller Welt - 09.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Irans geistliches Oberhaupt kritisiert US-Führung

Das geistliche Oberhaupt des Iran, Ayatollah Ali Chamenei, hat
Kabinettsmitglieder von US-Präsident Donald Trump als Idioten erster
Klasse bezeichnet. Aussagen von US-Beamten widersprechen der Logik,
twitterte der Ayatollah am Mittwoch in dem Kurzmitteilungsdienst.
Kürzlich habe ein US-Vertreter dem Iran empfohlen, von Saudi-Arabien
die Achtung der Menschenrechte zu lernen. Wie sonst kann man solche
Menschen bezeichnen, wenn nicht als Clowns?

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8941: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kölner Rocker-Krieg - Polizeipräsident kündigt härteres Vorgehen an

Die Kölner Polizei hat ein härteres Vorgehen gegen rivalisierende
Rockerbanden angekündigt. Polizeipräsident Uwe Jacob begründete die
Entscheidung mit der Zunahme an bewaffneten Auseinandersetzungen
zwischen den Gruppierungen, die die öffentliche Sicherheit in der
Stadt gefährden. Als wären wir hier im Wilden Westen, wird hier
rumgeballert, sagte Jacob zu den Rocker-Kriegen.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8938: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA errichten Militärbasen im Irak

Die USA sollen 14 Militärstützpunkte im Irak errichtet haben, vier
davon im kurdischen Gebiet. Das berichtete die arabischsprachige
Nachrichtenseite al-Maloumeh unter Berufung auf den irakischen
Sicherheitsexperten Safa al-Asam. In der irakischen Provinz al-Anbar
an der Grenze zu Syrien sei noch eine weitere moderne Basis geplant.

9. Januar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8940: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Habeck wendet sich von sozialen Medien ab

Grünen-Chef Robert Habeck übt scharfe Kritik an dem Internetdienst
Twitter. Das Medium habe sich zu einem Instrument der Spaltung
entwickelt, sagte der Politiker in einem Gespräch mit der
Wochenzeitung "Die Zeit". Bestes Beispiel sei US-Präsident Donald
Trump. Habeck hatte Anfang der Woche sein Twitter- und sein
Facebook-Konto gelöscht, nachdem private Daten von ihm und seiner
Familie ausgespäht und ins Internet gestellt worden waren. Zudem
hatte er selber wiederholt umstrittene Inhalte verbreiten lassen.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8939: Tragisches und Kurioses - 09.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Feuer auf deutschem Containerfrachter außer Kontrolle

Seit nunmehr sechs Tagen brennt es auf dem Hapag-Lloyd-Frachter
"Yantian Express". Am Montag konnten alle Besatzungsmitglieder
unverletzt von Bord geholt werden. Die Seeleute befinden sich nach
Angaben der Hamburger Reederei auf dem Offshore-Schlepper "SMIT
Nicobar", der den Havaristen im Nordatlantik zeitweilig auf den Haken
genommen hatte. Am Dienstag mußte die Schlepptrosse wegen der
schlechten Wetterlage allerdings gelöst werden. Explosionen und eine
stürmische See behindern immer wieder die Löscharbeiten. Das Feuer
soll sich inzwischen vom Vorschiff auf den Mittelschiffsbereich
ausgedehnt haben. Die "Yantian Express" treibt derzeit etwa 650
Seemeilen östlich von Halifax, der Hauptstadt der kanadischen Nova
Scotia. Es besteht die Gefahr, daß Teile der Containerladung ins Meer
rutschen. Der 320 Meter lange Frachter soll auch Gefahrgut geladen
haben.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8024: Aus Forschung und Technik - 09.01.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erste Ariane-6-Rakete soll im Sommer 2020 abheben

Die europäische Weltraumagentur ESA verabschiedet sich von ihrer
erfolgreichen Trägerrakete Ariane 5. Im Juli kommenden Jahres soll
erstmals der stärkere Nutzlastträger Ariane 6 starten. Laut
ESA-Angaben lassen sich die Startkosten mit dem neuen Träger um die
Hälfte reduzieren.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8037: Aus aller Welt - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Mutmaßlichen Kollaborateuren im Gazastreifen droht die Todesstrafe

Im Gazastreifen sind 45 Personen unter dem Verdacht festgenommen
worden, mit Israel kollaboriert zu haben. Das meldete das
Innenministerium in Gaza. Bei einer Verurteilung droht ihnen die
Todesstrafe. Auf einem im Internet von dem Ministerium
veröffentlichten Video gestehen mehrere Festgenommene eine
Zusammenarbeit mit dem israelischen Inlandsgeheimdienst Schin Bet
ein. Die Festnahmen erfolgten nach einer verdeckten Operation
israelischer Soldaten in der Enklave im November. Der Einsatz war
aufgeflogen, und es kam zu einem Feuergefecht mit Kämpfern der
palästinensischen Hamas. Bei der weiteren Eskalation des Konflikts
wurden sieben Palästinenser und ein Israeli getötet.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7996: Medizin und Gesundheitswesen - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesbürger sorgen sich wegen möglicher Pflegebedürftigkeit

Die Mehrheit der Bundesbürger sieht sich für den Pflegefall nicht
hinreichend abgesichert. Nicht weniger als 56 Prozent der Teilnehmer
einer Onlineumfrage sahen sich nicht ausreichend versichert für den
Fall, daß sie im Alter Pflege benötigen. Weiter schätzen 63 Prozent, 
im Alter pflegebedürftig zu werden. Angesichts der herrschenden 
Pflegekatastrophe ist dieses Ergebnis keine wirkliche
Überraschung.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8025: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Berliner Senat läßt Normen für Schweinehaltung prüfen

Der rot-rot-grüne Berliner Senat läßt nach eigenen Angaben vom
Mittwoch die Normen in der Tierschutz-Nutztierhaltungsverordnung
(TierSchNutztV) für die Schweinehaltung vom Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) überprüfen. Die Abfassung des rund 300 Seiten starken
Normenkontrollantrags hat über ein Jahr in Anspruch genommen. Der
Senat hat verfassungsrechtliche Bedenken unter anderem hinsichtlich
der vorgegebene Mindestfläche pro Tier im Schweinestall. Der
Gesetzgeber schreibt für 50 bis 110 Kilogramm schwere Mastschweine
eine Mindestfläche von 0,75 Quadratmetern vor. Der Berliner Senat
fordert demgegenüber genügend Platz für jedes Schwein, daß es
artgerecht ruhen kann, und zwar nicht auf Beton. Außerdem sollen
Zuchtsauen nicht in Kastenständen gehalten werden. Zudem müssen
eventuell Grenzwerte für die bei der Schweinemast entstehenden
schädlichen Gase eingeführt werden. Berlin ist mit rund 1000
Schweinen nicht gerade das Bundesland mit der höchsten Dichte an
Schweineställen. Bundesweit werden rund 30 Millionen Schweine
gemästet, davon unter einem Prozent in echter Freilandhaltung.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7948: Sprache, Kunst und Medium - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Edgar Reitze eröffnet ein eigenes "Heimat Kino"

Die im Hunsrück angesiedelte "Heimat"-Reihe von Filmregisseur Edgar
Reitze war in Deutschland ein riesiger Erfolg.

Nach einem Bericht von Deutschlandfunk Kultur können Fans ab
Donnerstag die Filme künftig im kleinen "Kino Heimat" in der
Geburtsstadt Morbach des inzwischen 86jährigen Filmemachers schauen.

Wie es hieß, wollte Reitze selbst zur Eröffnung kommen. Eingerichtet
wurde der Vorführraum, der 30 Besucher aufnehmen kann, in der früheren
Garage des Elternhauses. Im Wohnhaus lädt seit 2013 das "Café Heimat"
ein, in dem auch Requisiten und Dokumente zu den Filmen ausgestellt
sind.

Im Kinoprogramm werden nicht nur Reitzes Arbeiten zu sehen sein,
sondern auch dessen Lieblingsfilme, sowie internationale Kurzfilme,
denen das besondere Interesse des Filmemachers und -Theoretikers gilt.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8015: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Kurdische YPG nehmen acht IS-Kämpfer in Ostsyrien gefangen

Die kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG) haben im Osten
Syriens nach eigenen Angaben vom Mittwoch ein aus Deutschland
stammendes Mitglied der Miliz Islamischer Staat (IS) sowie sieben
Kombattanten aus Usbekistan, Rußland und den USA gefangengenommen.
Der 31jährige Mann soll aus Dortmund stammen, wie die
Nachrichtenagentur dpa unter Berufung auf einen YPG-Sprecher meldete.
Die YPG geben die Zahl der von ihr gefangenen ausländischen
Dschihadisten mit rund 1000 an. Hinzu kommen 550 Frauen und 1200
Kinder.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8029: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Minister Altmaier beruft neuen Energiestaatssekretär

Bundeswirtschaftsminister Peter Altmaier hat nach eigenen Angaben
Andreas Feicht, den Vorstandsvorsitzenden der Wuppertaler Stadtwerke,
zum beamteten Staatssekretär für Energie und Digitales berufen. Der
Posten war seit März 2018 vakant. Der 47jährige Betriebswirt soll ab
Februar für die Umsetzung der Energiewende und der Beschlüsse der
Kohlekommission zuständig sein und an einem neuen Klimaschutzgesetz
mitarbeiten. Feichts künftige Aufgaben hat bislang Staatssekretär
Ulrich Nußbaum mit übernommen. Die Nachfolge Feichts bei der WSW
Wuppertaler Stadtwerke GmbH, der WSW mobil und der WSW Energie &
Wasser AG ist noch nicht geregelt.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7998: Tragisches und Kurioses - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Erzieherische Maßnahme aus dem Ruder gelaufen

Weil sie nicht schlafen gehen wollte, hat in Mecklenburg-Vorpommern
ein Vater seine neunjährige Tochter am späten Abend in Stralsund ins
Auto gesetzt, war mit ihr nach Rügen gefahren, um sie dort
auszusetzen. Der genervte 31jährige Mann wollte dem Kind einmal
demonstrieren, wie es ist, wenn man allein ist.

Nach einem Bericht der Ostsee-Zeitung bekam er wohl Bedenken und fuhr
gemeinsam mit deren Mutter nach Altefähr, wo er das Mädchen
zurückgelassen hatte. Doch da war die Kleine nicht zu finden. Diese
hatte längst bei Anwohnern geklingelt und erzählt, was passiert war.
Die Leute riefen die Polizei, die das Mädchen in ihre Obhut genommen
hatten.

Durch Telefonate kam die Familie wieder zusammen. Die Polizei übergab
das Mädchen der Mutter. Wegen der Aussetzung erhielt der Vater eine
Strafanzeige.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8026: Arbeit, Soziales und Familie - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Ernährungsreport 2018

Laut aktuellem Ernährungsreport des Bundesministeriums für Ernährung
und Landwirtschaft geben 84 Prozent der Bürger und Bürgerinnen in
Deutschland an, daß sie es für richtig hielten, wenn die Menge von
Lebensmittelabfällen reduziert würde, um eine ausreichende Ernährung
auf der Welt sicherzustellen. Fast drei Viertel der vom
Meinungsforschungsinstitut Forsa für den Report im Oktober und
November 2018 befragten 1000 Personen halten es für sinnvoll, dafür
selber weniger Fleisch zu essen. Weniger als ein Drittel essen
täglich Fleisch und Wurst. Den umfangreichen Ernährungsreport 2018
hat die für Ernährung und Landwirtschaft zuständige Bundesministerin
Julia Klöckner am Mittwoch in Berlin vorgestellt.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8007: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Strengere Dieselregel für die deutsche Binnenschiffahrt

Es ist lediglich eine Frage der Zeit, bis alle Dieselfahrzeuge aus
deutschen Innenstädten verbannt sind. Im Gegensatz dazu gelten für
deutsche Binnenschiffe weniger strenge Abgasnormen als für Autos.
Das soll sich schon bald ändern. In einem gemeinsamen Antrag fordern
die Koalitionsfraktionen, Rußfilter für alle Binnenschiffe inklusive
Fahrgastschiffen verpflichtend zu machen. Außerdem soll die
Regelungen für Umweltzonen, die aktuell für Autos gelten, auf Schiffe
ausgeweitet werden. SPD, Grüne und Linke fordern in dem Zusammenhang
eine Nutzungspflicht für Stromtankstellen an den Bundeswasserstraßen.
Auch hierzu soll es eine Bundesratsinitiative geben.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8014: Märkte und Finanzen - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Munich Re meldet Rekordschaden durch Feuer in Kalifornien

Der weltgrößte Rückversicherer Munich Re gibt den im letzten Jahr
aufgelaufenen gesamtwirtschaftlichen Schaden der Waldbrände in
Kalifornien mit 24 Milliarden Dollar an. Davon waren 18 Milliarden
Dollar versichert. Die Schadenssumme beträgt ein Vielfaches
derjenigen früherer Jahre. Aber auch 2017 war durch Feuersbrünste an
der Westküste der USA ein enormer Schaden entstanden. Munich Re sieht
in dem zweimaligen Auftreten derartiger Brände ein Anzeichen für den
stattfindenden Klimawandel. Die Feuerschäden in den kalifornischen
Bergregionen sind nicht nur auf die zunehmend höhere
Besiedlungsdichte zurückzuführen. Das heißere Wetter in Kalifornien
hat dazu geführt, daß die von Bränden betroffenen Flächen größer
geworden sind. Die Flammen konnten sich schneller ausbreiten als
früher.

9. Januar 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8030: Aus Forschung und Technik - 09.01.2019 (SB)




VOM TAGE



Vorsicht bei Android-Apps mit ACR

In jüngster Zeit sind eine Vielzahl mobiler Geräte ins traute Heim
eingezogen, um die Nutzer mit der weiten Welt des Internets zu
verbinden. Allerdings ist dieser Weg keine Einbahnstraße. Nicht
wenige Apps spionieren die Nutzer regelrecht aus. Die Apps verwenden
dafür eine Software namens Automated Content Recognition (ACR). Diese
ermöglicht es, Audio-Aufnahmen von TV-Shows und Filmen aufzugreifen.
Und das gilt auch, selbst wenn die App überhaupt nicht aktiv genutzt
wird, sondern lediglich im Hintergrund läuft. Insgesamt sollten rund
1000 Mobile Games sowie Social Apps und Messenger-Dienste mit der
Technologie versehen sein. Das Start-up Alphonos verweist darauf, daß
die Aufzeichnungen ausdrücklich mit Genehmigung der Nutzer
stattfinden. So bittet die mit ACR versehene App unter anderem um die
Nutzung des Mikrofons. Viele Apps sind auch mit dem Hinweis versehen,
daß die Technik zum Einsatz kommt. Weiter sollen die Nutzer jederzeit
die Möglichkeit haben, die Aufnahmeberechtigung zu widerrufen.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/389: Neue Einblicke in die Sternenkinderstube im Orionnebel (idw)


Universität zu Köln - 08.01.2019

Neue Einblicke in die Sternenkinderstube im Orionnebel

Team unter Kölner Beteiligung zeigt: Winde eines jungen Sternes verhindern
die Bildung neuer Sterne in der Nachbarschaft / Publikation in Nature



Der Sternwind eines neugeborenen Sterns im Orionnebel verhindert, dass
weitere neue Sterne entstehen. Zu diesem Ergebnis kommt ein
internationales Team unter Leitung von Wissenschaftlern und
Wissenschaftlerinnen der Universitäten Leiden und Köln, sowie unter
Beteiligung des Sonderforschungsbereiches 956 "Bedingungen und
Auswirkungen der Sternentstehung - Astrophysik, Instrumentierung und
Labor" anhand von Daten des Stratosphären-Observatoriums für Infrarot-
Astronomie (SOFIA) der NASA. Dies ist überraschend, da man bisher davon
ausging, dass andere Prozesse wie etwa explodierende Sterne, sogenannte
Supernovae, für die Regulierung der Sternenentstehung verantwortlich sind.
Die Beobachtungen mit SOFIA legen allerdings nahe, dass junge Sterne Winde
erzeugen, die das für die Entstehung neuer Sterne erforderliche Material
wegwehen. Die Publikation "Disruption of the Orion Molecular Core 1 by the
stellar wind of the massive star θ1 Ori C" wurde im Fachjournal Nature
veröffentlicht.

Der Orionnebel ist einer der am besten erforschten und meist kartierten
Objekte des Nachthimmels. Er ist die Sternenkinderstube, die der Erde am
nächsten liegt und liefert wichtige Erkenntnisse darüber, wie Sterne
entstehen. Ein Gasschleier macht diesen Nebel besonders eindrucksvoll,
verhindert aber auch die Sicht auf die Sternbildungsprozesse. Infrarotes
Licht kann diesen Schleier allerdings durchdringen, so dass spezielle
Observatorien wie SOFIA die Geheimnisse der Sternentstehung lüften können.
Im Herzen des Nebels liegt eine kleine Gruppe junger, massiver und
leuchtender Sterne. SOFIA-Beobachtungen mit dem hochauflösenden Empfänger
für Ferninfrarot-Spektroskopie GREAT (German Receiver for Terahertz
Frequenciues) enthüllen erstmals, dass die starken Sternwinde des hellsten
jungen Sterns Theta Orionis C eine große Menge Material aus der Wolke, in
der der Stern entstanden ist, weggefegt hat. Dies kann man sich vorstellen
wie bei einem Schneepflug, der die Straße räumt, indem er Schnee während
der Fahrt an den Rand drückt. "Dieser Wind ist für eine riesige Blase rund
um die zentralen Sterne verantwortlich" erklärt Cornelia Pabst von der
Universität Leiden (Niederlande), die Hauptautorin der Studie. "Er
durchbricht die Wolke und verhindert so die Geburt neuer Sterne."

"Die großräumige Orion C+ Beobachtung zeigt, dass solche großräumigen
Beobachtungen mit SOFIA/upGREAT möglich sind. Im Vergleich zu früheren
Instrumenten erlaubt der Multipixel-SOFIA/upGREAT Empfänger die
Beobachtung großer Regionen in kürzerer Zeit, etwa 80-mal schneller als
mit dem Einzelpixel-HIFI-Empfänger der ESA Cornerstone Herschel Mission",
sagt Ronan Higgins, der Projektleiter von Kölner Seite.

SOFIA ist ein modifiziertes Flugzeug Boeing 747 SP, das mit einem 2.7
m-Durchmesser Teleskop ausgestattet ist. Es ist ein gemeinsames Projekt
der NASA und des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR). Da die
Boeing über dem Großteil des Wasserdampfes der Erdatmosphäre fliegt, der
ansonsten Infrarotlicht abblockt, können sie die physikalischen
Eigenschaften von Sternenwinden erforschen. Wissenschaftler nutzen das
GREAT-Instrument an SOFIA, um die Spektrallinien ionisierten Kohlenstoffs
zu ermitteln und so eine Art chemischen Fingerabdruck erstellen zu können.
GREAT/upGREAT, der "German Receiver for Astronomy at Terahertz
Frequencies", wurde durch ein Konsortium deutscher Forschungsinstitute
(MPI für Radioastronomie/MPIfR, Bonn und KOSMA/Universität zu Köln, in
Zusammenarbeit mit dem DLR-Institut für Planetenforschung, Berlin, und dem
MPI für Sonnensystemforschung, Göttingen) entwickelt und gebaut.
Projektleiter für GREAT (PI) ist Jürgen Stutzki (Universität zu Köln),
stellvertretender Projektleiter (Co-PI) ist Bernd Klein (MPIfR Bonn). Die
Entwicklung des Instruments ist finanziert mit Mitteln der beteiligten
Institute, der Max-Planck-Gesellschaft, der Deutschen
Forschungsgemeinschaft und der Deutschen Raumfahrtagentur."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/555: Biodiversität - Koexistenz durch verzögerte Anpassung (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 07.01.2019

Biodiversität - Koexistenz durch verzögerte Anpassung



Bodenbakterien müssen immer wieder auf variable Umweltbedingungen
reagieren - aber am besten nicht zu schnell. Wie LMU-Forscher zeigen, kann
eine verzögerte Anpassung für das Überleben der Gesamtpopulation positiv
sein.

In einem einzigen Gramm Boden können bis zu 10.000 verschiedene Arten von
Bodenbakterien existieren. Wie diese biologische Vielfalt trotz
unterschiedlicher ökologischer "Fitness" einzelner Arten erhalten bleibt,
ist eine der grundlegendsten Fragen der Ökologie. Lässt man im Labor ein
Gemisch aus Bodenbakterien gleichzeitig wachsen, setzt sich schließlich
der am stärksten wachsende Stamm durch und alle anderen sterben aus. Der
LMU-Physiker Professor Erwin Frey hat mit seiner Mitarbeiterin Dr.
Marianne Bauer untersucht, warum dies in der Natur nicht der Fall ist. Wie
die Wissenschaftler im Fachmagazin Physical Review Letters berichten,
führt die verzögerte Anpassung an wechselnde Lebensumstände zu einer
stabilen Koexistenz verschiedener Spezies.

Der Boden ist ein komplexer Lebensraum, der von einem labyrinthartigen
Porensystem durchzogen ist. Über diese Poren können Bakterien abhängig vom
Wassergehalt sowohl mit benachbarten Populationen in Kontakt kommen als
auch Nährstoffe ausgetauscht werden. "Uns hat interessiert, ob die
räumliche Variabilität die Stabilität der Populationen beeinflussen kann",
sagt Marianne Bauer. Dazu untersuchten die Wissenschaftler mithilfe
mathematischer Simulationen ein vereinfachtes System, in dem die
Bakterienpopulation nur aus zwei Spezies besteht. In dem Modell ist eine
Spezies für die gesamte Population nützlich, etwa indem sie für alle
hilfreiche Enzyme produziert, wächst aber langsamer als die andere
Spezies. Unter Laborbedingungen würde in diesem Fall die langsamer
wachsende Spezies mit der Zeit aussterben.

In ihrem neuen Modell gehen die Wissenschaftler davon aus, dass die
Individuen beider Spezies sich nur verzögert an schwankende
Umweltbedingungen anpassen, also ihre Wachstumsgeschwindigkeit noch einige
Zeit beibehalten, auch wenn sie beispielsweise in Bereiche mit anderen
Nährstoffangeboten oder pH-Werten gelangen. Wie die Simulationen zeigten,
wirkt sich diese verzögerte Anpassung positiv auf die Gesamtpopulation
aus, sodass beide Spezies langfristig koexistieren. Das Wachstum beider
Spezies hängt von der Verfügbarkeit der Enzyme ab, daher können in einer
lokalen Population mit vielen "langsamen" Bakterien die langsam wachsenden
Individuen sogar schneller wachsen als schnell wachsende Individuen in
einer Umgebung, in der es nur sehr wenige langsam wachsende Bakterien -
und damit nur wenig Enzyme - gibt. "Da über die Poren ein Austausch
zwischen den Populationen möglich ist, können letztlich in einer Pore
verschiedene Individuen einer Spezies mit ganz verschiedenen
Wachstumsraten vorkommen. Dadurch können beide Spezies überleben", sagt
Bauer. "Dies funktioniert bei einem breiten Spektrum verschiedener
Porensysteme und auch bei überraschend hohen Unterschieden der
Wachstumsgeschwindigkeiten."

Nach Ansicht der Wissenschaftler bedeutet die stabile Koexistenz der
beiden Spezies über große Parameterbereiche darauf hin, dass verzögerte
Reaktionen auf Veränderungen des Lebensraums ein signifikanter Faktor für
den Erhalt der biologischen Vielfalt sein können. "Deswegen sind
Experimente, die mögliche räumliche Strukturen berücksichtigen, besonders
interessant, um Biodiversität in realistischen Systemen zu untersuchen",
sagt Frey.


Publikation:

Delays in Fitness adjustment can lead to coexistence of hierarchically
interacting species

Marianne Bauer and Erwin Frey

Physical Review Letters 2018

https://journals.aps.org/prl/abstract/10.1103/PhysRevLett.121.268101
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1602: Clevere Tiere upgraden ihr Genom (idw)


Universität Wien - 08.01.2019

Clevere Tiere upgraden ihr Genom

Puzzlestein in der Evolution der Tintenfische entschlüsselt



Kopffüßer wie Tintenfisch, Oktopus oder Nautilus sind nicht nur bekannt
für ihre einzigartigen Fähigkeiten zur Tarnung und Lösung komplexer
Aufgaben, sie besitzen auch die größten Gehirne unter den wirbellosen
Tieren. Ein Team um den Evolutionsbiologen Oleg Simakov von der
Universität Wien hat nun das erste Tintenfischgenom analysiert und mittels
Vergleich mit dem zuvor veröffentlichten Oktopusgenom eine bemerkenswerte
Umstrukturierung der Kopffüßergenome offenbart. Die Ergebnisse der Studie
erscheinen aktuell in der Fachzeitschrift PNAS.




[image: Schwimmender Tintenfisch - Foto: © Elizabeth Ellenwood]

Einst als mystische Feinde gefürchtet beeindrucken Tintenfische die
Menschheit unter anderem aufgrund ihrer Tarnungen.

Foto: © Elizabeth Ellenwood



Im Laufe der Jahrhunderte haben Kopffüßer sowohl BiologInnen als auch die
breite Öffentlichkeit fasziniert. Während sie von vielen alten Völkern als
mystische Feinde gefürchtet wurden, erlangten sie erst kürzlich Aufsehen
aufgrund ihrer einzigartigen Fähigkeiten sich schnell in ihrer äußeren
Umgebung zu tarnen und, dank des großen Gehirns, komplexe Aufgaben zu
lösen. Dennoch stellte sich stets die Frage, wie die Tiere diese
einzigartige Komplexität erreichen konnten. Das Verständnis der zugrunde
liegenden molekularen Mechanismen wurde bislang durch das Fehlen
genomischer Daten erschwert.

Ein internationales Forschungsteam um Oleg Simakov vom Department für
Molekulare Evolution und Entwicklung der Universität Wien, Jamie Foster
von der Universität von Florida und Spencer Nyholm von der Universität von
Connecticut hat nun den entscheidenden Schritt getan, um diese wichtige
Lücke zu schließen. Dazu sequenzierten und anaylsierten die
WissenschafterInnen das Genom des hawaiianischen Bobtail-Tintenfisches
(Euprymna scolopes). Zusammen mit dem bereits vorhandenen Genom des
Oktopusses zeigt dieses, dass der letzte gemeinsame Kopffüßervorfahre eine
umfassende Reorganisation des Genoms durchgemacht hat.

"Wir haben herausgefunden, dass dieses 'Upgrade' einige Schlüsselgene
hervorgebracht hat, die möglicherweise zur Entwicklung des komplexen
Gehirns beigetragen haben. Gleichzeitig war diese Reorganisation offenbar
mit der Ausdehnung der Genomgröße verbunden, die zusätzlich bei den
Tintenfischen und Oktopussen unabhängig stattfand", erklärt Simakov. Im
Rahmen der Studie zeigen die WissenschafterInnen insbesondere die
genomischen Signaturen der Evolution eines einzigartigen Organs, dem
Leuchtorgan, auf. Dieses bildet eine Symbiose mit einem bestimmten
Bakterienstamm, Vibrio fischerii, der Licht emittiert, und kommt nur bei
sehr wenigen Tintenfischarten vor. Euprymna kontrolliert damit die
Lichtemission und setzen es sowohl zum Jagen, als auch zum Täuschen seiner
Raubtiere ein.




[image: Leuchtorgan von oben aufgenommen - Foto: © Elizabeth Ellenwood]

Besonders die genomischen Signaturen des Leuchtorgans bringen spannende
Erkenntnisse.

Foto: © Elizabeth Ellenwood



"Mit unserer Analyse zeigen wir, dass das Leuchtorgan dem Auge nicht nur
genetisch ähnlich ist, sondern viele der augenspezifischen Gene teilt und
dupliziert", erklärt Hannah Schmidbaur, Co-Autorin und PhD-Studentin in
der Gruppe von Simakov. Diese Art der Evolution scheint für das
Leuchtorgan einzigartig zu sein, und liefert somit Erkenntnis über die
Entstehung dieser komplexen Symbiose. Mit den Ergebnissen der Studie
konnten die WissenschafterInnen eine Grundlage für das Verständnis der
Entstehung der Komplexität bei den Kopffüßern schaffen und legen damit den
Grundstein zur weiteren Erforschung dieser vielfältigen, jedoch noch wenig
untersuchten Tiergruppe.


Publication in "PNAS":

"Symbiotic Organs Shaped by Distinct Modes of Genome Evolution in
Cephalopods": Belcaid et al, Proceedings of the Academy of Sciences
(PNAS).
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





EUROPA/943: Glücksfall deutsch-französische Freundschaft


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Januar 2019

Glücksfall deutsch-französische Freundschaft



Zum Kabinettsbeschluss am heutigen Mittwoch über den neuen
deutsch-französischen Vertrag können Sie den stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Andreas Jung, wie folgt
zitieren:

"Die deutsch-französische Freundschaft ist ein Glücksfall. Daher
begrüße ich die Erneuerung des Freundschaftsversprechens mit dem
Aachener Vertrag. Unsere Zeit stellt uns vor neue Herausforderungen,
auf die wir gemeinsam Antworten geben müssen. Der neue Vertrag bringt
uns dabei mit Initiativen in wichtigen Bereichen voran und schafft
eine gute Grundlage, auf die jetzt aufgebaut werden kann. Wir müssen
unserer Partnerschaft neue Impulse geben und den Rahmen, den der
Vertrag gibt, mit Leben füllen. Entscheidend sind konkrete
Fortschritte wie etwa die Vereinbarungen in dem
Grenzregionen-Kapitel, die Errichtung eines 'deutsch-französischen
Zukunftswerks', die Einführung eines Bürgerfonds zur Unterstützung
der Städtepartnerschaften oder die Etablierung einer mehrjährigen
Vorhabenplanung. Wir werden die parlamentarische Dimension der
Zusammenarbeit mit einem Deutsch-Französischen Parlamentsabkommen
stärken und die Umsetzung des Aachener Vertrags mit Nachdruck
unterstützen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3436: Ausbau unserer Cybersicherheitsarchitektur weiter vorantreiben


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Januar 2019

Ausbau unserer Cybersicherheitsarchitektur weiter vorantreiben



Zu der aktuellen Diskussion zu dem in der vergangenen Woche bekannt
gewordenen Daten-Leak können Sie den innenpolitischen Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg, wie folgt zitieren:

"Ein herzlicher Dank und ein großes Lob gehen an unsere
Sicherheitsbehörden, allen voran das Bundeskriminalamt und die
Zentralstelle zur Bekämpfung der Internet- und Computerkriminalität!
Auch wenn der tatsächliche Hintergrund offenbar banaler ist als viele
es zunächst vermuteten, zeigt dieser Fall erneut die hohe Bedeutung
einer effektiven Bekämpfung der Internetkriminalität und wie wichtig
IT-Sicherheit insgesamt ist.

Für die Union gilt dies nicht erst seit diesem Vorfall: Wir haben in
der Vergangenheit mit einem konsequenten Ausbau des Bundesamtes für
Sicherheit in der Informationstechnik und des Bundeskriminalamtes im
Bereich der IT sowie dem IT-Sicherheitsgesetz den Ausbau unserer
Cybersicherheitsarchitektur vorangetrieben. Dies werden wir
fortsetzen: mit einem Ausbau des Cybersicherheitszentrums und einem
IT-Sicherheitsgesetz 2.0. Man darf gespannt sein, ob die Opposition
dann immer noch nach mehr Staat im Netz ruft oder - wie in der
Vergangenheit - doch wieder nur reflexartig den Überwachungsstaat an
die Wand malen wird."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag
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SOZIALES/1945: Kinderarmut entgegentreten - Verbesserungen beim Kinderzuschlag und beim Bildungs- und Teilhabepaket


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Januar 2019

Kinderarmut entgegentreten - Verbesserungen beim Kinderzuschlag
und beim Bildungs- und Teilhabepaket

Familienstärkungsgesetz passiert Bundeskabinett



Am morgigen Mittwoch wird das Bundeskabinett das
Familienstärkungsgesetz beschließen. Mit dem Gesetz sollen
Verbesserung beim Kinderzuschlag und beim Bildungs- und Teilhabepaket
erreicht werden. Dazu erklären die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine Schön, und der
familienpolitische Sprecher, Marcus Weinberg:

Nadine Schön: "Mit einem familienpolitischen Maßnahmenpaket
wollen CDU/CSU in dieser Legislaturperiode diejenigen besonders
unterstützen, die arbeiten und Kinder erziehen. Dazu gehören neben
der Erhöhung von Kindergeld und Kinderfreibetrag, dem Baukindergeld,
dem Gute-Kita-Gesetz im nächsten Schritt auch das
"Starke-Familien-Gesetz". Wir wollen Familien dabei unterstützen, ein
selbstbestimmtes und eigenverantwortliches Leben zu führen. Mit dem
Kinderzuschlag unterstützen wir zielgerichtet diejenigen, die mit
geringen Einkommen arbeiten und die aber durch den Bedarf ihrer
Kinder in Hartz IV fallen würden. Der Kinderzuschlag ist somit eines
der wirkungsvollsten Instrumente, um Kinderarmut zu bekämpfen. Leider
kennen und beziehen ihn nur wenige Familien. Darüber hinaus verlieren
Familien den Zuschlag vollständig, sobald sie eine bestimmte
Einkommensgrenze überschreiten. Das kann dazu führen, dass die
Familie trotz Gehaltserhöhung weniger Geld zur Verfügung hat als
vorher. Das ändern wir jetzt. Familien erhalten den Kinderzuschlag
künftig leichter, sie werden bei der Antragstellung durch
Videoberatung und Netzwerkmanager unterstützt und sollen den Antrag
künftig auch digital einreichen können. Die Leistung läuft mit
steigendem Einkommen langsam aus. Wer zusätzliches Einkommen
verdient, darf künftig mehr davon behalten. Ein wichtiges Signal,
dass sich Leistung auch lohnt.

Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, entbürokratisieren und
verbessern wir auch das Bildungs- und Teilhabepaket. Der Eigenanteil
für Schülerbeförderung und Mittagessen fällt künftig weg. Das
entlastet Träger und Kommunen von Bürokratie und Leistungsbezieher
von Kosten. Als Union setzen wir uns dafür ein, dass Kinder aus
Familien im Leistungsbezug künftig noch besser unterstützt werden,
wenn sie in Vereinen aktiv sein wollen: Den Zuschuss von zehn Euro
für Vereinsbeiträge wollen wir erhöhen, das Verfahren vereinfachen.
Denn Teilhabe gelingt in Vereinen und Verbänden besonders. Das wollen
wir besser unterstützen. Dafür setzen wir uns im parlamentarischen
Verfahren ein."

Marcus Weinberg: "Mit dem Familienstärkungsgesetz bringt die
Koalition ein wichtiges Maßnahmenpaket zur Bekämpfung von Kinderarmut
auf den Weg. Das Gesetz setzt eine der zentralen Forderung von
CDU/CSU für die Zukunft unserer Kinder, die wir im Koalitionsvertrag
festgehalten haben, um. Mit den Verbesserungen beim Kinderzuschlag,
wie der Erhöhung, der Berechnung und Antragstellung der Leistung,
schaffen wir notwendige Rahmenbedingungen für Erwerbsanreize für
Eltern; denn die Erwerbstätigkeit der Eltern ist eine elementare
Voraussetzung, um Kinder aus der Armut zu holen.

CDU/CSU werden sich im parlamentarischen Verfahren für weitere
Erleichterungen für Eltern bei der Antragstellung und beim Verfahren
stark machen. Denn es kann nicht sein, dass - wie aktuelle
Berechnungen der Bundesfamilienministerin vorsehen - auch nach der
Kinderzuschlagsreform lediglich 35 Prozent der Berechtigten diese
wichtige familienpolitische Leistung in Anspruch nehmen. Wir müssen
alles dafür tun, dass möglichst alle Berechtigten den Kinderzuschlag
und das Bildungs- und Teilhabepaket kennen und auch in Anspruch
nehmen. Nur so können wir unser Ziel, Kinderarmut mit wirksamen
Maßnahmen umfangreich zu verhindern, erreichen. Außerdem werden wir
prüfen, welche Möglichkeiten es gibt, die soziokulturelle Teilhabe
der betroffenen Kinder verstärkter sicherzustellen. Der Anteil der
Unterstützung bei Angeboten der Bildung, der Kultur oder des Sports
muss erhöht werden."

 * 

Quelle:
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VERKEHR/737: Kontrolle von Diesel-Fahrverboten muss verhältnismäßig sein


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Januar 2019

Kontrolle von Diesel-Fahrverboten muss verhältnismäßig sein



Zur der am heutigen Mittwoch im Kabinett beschlossenen Gegenäußerung
der Bundesregierung bezüglich der Änderung des
Straßenverkehrsgesetzes, um Diesel Fahrverbote kontrollieren zu
können, können Sie den für Verkehr zuständigen stellvertretenden
Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange, wie folgt
zitieren:

"Bei den Kontrollen von Diesel-Fahrverboten ist Verhältnismäßigkeit
das Gebot der Stunde. Die Bürgerinnen und Bürger fordern zurecht,
dass es keine flächendeckende Überwachung geben darf. Das wäre auch
absurd. Das gibt es ja bei Geschwindigkeitskontrollen oder ähnlichem
auch nicht. Wir wollen die Autofahrer schließlich nicht
kriminalisieren, sondern gehen davon aus, dass sich die allermeisten
korrekt verhalten. Zudem hat das Thema Datenschutz für uns einen
hohen Stellenwert. Jedoch müssen Kommunen und Länder auch die
Möglichkeit haben, Beschränkungen zu kontrollieren. Darum soll jetzt
im Gesetzentwurf explizit von 'stichprobenartigen' Kontrollen die
Rede sein. Das ist eine sinnvolle Klarstellung."

 * 

Quelle:
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VERKEHR/736: Bürokratieentlastung bei Fahrzeugzulassungen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Januar 2019

Bürokratieentlastung bei Fahrzeugzulassungen



Zum Kabinettsbeschluss der "Vierten Verordnung zur Änderung der
Fahrzeug-Zulassungsordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher
Vorschriften - Internetbasierte Fahrzeugzulassung (i-kfz)" können Sie
den für Verkehr zuständigen stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ulrich Lange wie folgt zitieren:

"Wir digitalisieren mit der i-Kfz Verordnung die Fahrzeugzulassung in
Deutschland. Künftig wird die Zulassung von Fahrzeugen für die
Menschen über das Internet einfacher, bequemer und effizienter.
Aufwendige Fahrten zu den Zulassungsstellen und lange Wartezeiten
können endlich entfallen. Die internetbasierte Neuzulassung und
Umschreibung von Fahrzeugen kann damit - wie im Koalitionsvertrag
vereinbart - schnell umgesetzt werden. Für mich ist insbesondere
wichtig, dass die Menschen durch die Digitalisierung vieler Bereiche
von Bürokratie entlastet werden."

 * 

Quelle:
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INNEN/5011: Daten-Diebstahl zeigt, dass Regierung Cyber-Sicherheit im Land nicht gewährleisten kann


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Januar 2019

Daten-Diebstahl zeigt, dass Regierung Cyber-Sicherheit im Land nicht gewährleisten kann



Bundesinnenminister Seehofer hat ein paar Tage gerbraucht, bis er sich
zum aktuellen Datendiebstahl öffentlich geäußert hat. Es mag um
digitale Dinge gehen, das Arbeitstempo passt eher zur analogen
Behördenwelt eines selbsternannten Direktor eines Heimatmuseums.
Ungleich schneller ist Seehofer, wenn es darum geht gegen Geflüchtete
zu hetzen, Abschiebungen zu fordern oder andere rechtspopulistische
Parolen unters Volk zu bringen.

Der Fahndungserfolg der Polizei kann nicht verdecken, wie es um die
Cyber-Sicherheit im Land bestellt ist, wenn ein zwanzigjähriger ohne
IT-Ausbildung sich nahezu beliebig Zugang zu den Daten anderer
Menschen verschaffen kann. Der Daten-Diebstahl zeigt überdeutlich,
dass die Bundesregierung nicht in der Lage ist, die Cyber-Sicherheit
im Land zu gewährleisten.

Wenn Seehofer eine digitale Aufrüstung des Staates durch die
Weiterentwicklung des Cyberabwehrzentrum fordert, bleibt erstmal
offen, was konkret passieren soll. Falls, wie gewohnt, Grundrechte
abgebaut und mehr Überwachung eingeführt werden soll, ist das
abzulehnen. Es ist nicht erkennbar, wie das im vorliegenden Fall
geholfen hätte.

Dass die offensichtlich vorhanden politischen Motive des Täters
unerwähnt bleiben, obwohl er keine Daten zur AfD veröffentlich hat und
laut einem wichtigen Zeugen diesen Umstand mit der Aussage "Ach die
sind gar nicht so schlimm" kommentiert hat, zeigt erneut, dass
Minister und Behörden auf dem rechten Auge blind - oder zumindest sehr
kurzsichtig sind.

Unternehmen müssen zu einem sicheren Umgang mit Userdaten verpflichtet
und die Bevölkerung für das Thema sensibilisiert werden. Kinder und
Jugendliche müssen frühzeitig "digitale Selbstverteidigungskurse" in
der Schule machen können. Die Politik darf Datenschutz nicht als
Hindernis einer effektiven Strafverfolgung sehen und die digitale
Selbstverteidigung behindern, weil sie mit Staatstrojanern selber die
Menschen ausschnüffeln wollen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 8. Januar 2019
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INNEN/5010: "Cyber-Abwehrzentrum plus" ist purer Aktionismus


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Januar 2019

"Cyber-Abwehrzentrum plus" ist purer Aktionismus



"Ich begrüße ausdrücklich, dass das Ausspähen von Daten bei
Politikern, Prominenten und Journalisten durch die Polizeibehörden nun
offenkundig rasch aufgeklärt wird. Ob es sich tatsächlich 'nur' um
einen Einzeltäter handelt, werden die weiteren Ermittlungen zeigen",
erklärt André Hahn, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE
LINKE und Mitglied des Parlamentarischen Kontrollgremiums für die
Geheimdienste. Er fährt fort:

"Wenn Horst Seehofer als Konsequenz aber ein 'Cyber-Abwehrzentrum
plus' fordert, zeigt das, wie wenig der Innenminister von digitaler
Sicherheit als einem Grundrecht versteht. Es ist geradezu unsinnig,
weiter digital aufzurüsten und die Geheimdienste und
Sicherheitsbehörden mit immer neuen operativen Fähigkeiten zu
beglücken, wenn es um die private Datensicherheit der Bürgerinnen und
Bürger geht. Sie sind es, und nicht allein Politiker und Prominente,
die in der Mehrzahl von der digitalen Beeinflussung ihres
Kaufverhaltens bis hin zu Einschüchterung und psychischer Gewalt in
Form des Sammelns und Veröffentlichens persönlicher Daten im Internet
betroffen sind. Sie sind künftig besser zu schützen, indem die
Ressourcen für digitale Sicherheit genutzt werden und hin zu
Sensibilisierungskampagnen, sicherer elektronischer Identifizierung,
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung und 'Security by Design' (sichere
Grundeinstellungen bei Endgeräten wie Computer, Handys usw.) gelenkt
werden.

Kritikwürdig bleibt der Umstand, dass die meisten der betroffenen
Abgeordneten erst aus den Medien und nicht von den zuständigen
Sicherheitsbehörden von der Datenausspähung erfahren haben.
Erklärungsbedürftig bleibt zudem das völlige Abtauchen des Bundesamtes
für Verfassungsschutz in der Ausspähaffäre. Schließlich ist das BfV
mindestens auch für den präventiven Schutz von Verfassungsorganen
zuständig, und gerade dort wurden in den letzten Jahren zuhauf
zusätzliche Cyberstellen geschaffen. Hier wird Herr Seehofer noch
einige Fragen zu beantworten haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag
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SICHERHEIT/1920: INF-Vertrag - Abzug statt Stationierung von neuen Atomwaffen auf deutschem Boden


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Januar 2019

INF-Vertrag: Abzug statt Stationierung von neuen Atomwaffen auf deutschem Boden



"Die Bundesregierung muss sich in der NATO mit Nachdruck für eine
Bewahrung des INF-Vertrages stark machen und öffentlich erklären, dass
sie einer Stationierung weiterer US-Atomwaffen in Deutschland nicht
zustimmen wird", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende
und Sprecherin für Abrüstungspolitik der Fraktion DIE LINKE im
Bundestag. Dagdelen weiter:

"Die von US-Präsident Donald Trump angekündigte Aufkündigung des
Vertrags über nukleare Mittelstreckensysteme (Intermediate Range
Nuclear Forces) ist friedensgefährdend und sicherheitspolitisch
kontraproduktiv. Die USA werfen Russland Vertragsbruch vor, was Moskau
zurückweist. Russland seinerseits wirft den USA vor, vertragsbrüchig
zu sein, was in Washington dementiert wird.

Drohungen der NATO und einseitige Schuldzuweisungen sind fehl am
Platz. Statt sich Trumps Vorhaltungen gegenüber Russland zu eigen zu
machen, sollte Außenminister Maas sich endlich für den Abzug der in
Büchel stationierten Atomwaffen der USA einsetzen, vernünftige
Dialogangebote machen und vertrauensbildende Maßnahmen auf den Weg
bringen, um eine nukleare Aufrüstung in Europa zu verhindern."

 * 

Quelle:
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SOZIALES/2571: Katja Kipping zum Familienstärkungsgesetz


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

Katja Kipping zum Familienstärkungsgesetz



Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE, sozialpolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE. im Bundestag zum
"Familienstärkungsgesetz", das heute vom Kabinett verabschiedet wurde:

"Das Gesetz ist ein bürokratischer Alptraum, das eher den Namen
Kindeswohl-Vermeidungs-Strategie verdient hätte. Gespickt mit
Ausnahmen und Schlupflöchern werden auch in Zukunft viele Kinder aus
einkommensschwachen Familien nicht bessergestellt. Wie beim Bildungs-
und Teilhabepaket werden hier Familien in einen Verwaltungs-Hürdenlauf
geschickt, der vor allem hohe bürokratische Kosten verursacht. DIE
LINKE fordert stattdessen die Einführung einer Kindergrundsicherung
von etwa 600? pro Kind im Monat, wie sie auch von dem breiten Bündnis
"Kindergrundsicherung Jetzt" gefordert wird. Dienst- und
Sachleistungen wie Schulverpflegung und Schülerbeförderung sind allen
Schülerinnen und Schülern unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. Die
Lernförderung aller Schülerinnen und Schüler muss selbstverständliche
Regelleistung aller Schulen sein."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Januar 2019
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BUNDESTAG/7882: Heute im Bundestag Nr. 016 - 09.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 16

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Januar 2019, Redaktionsschluss: 14.24 Uhr

1. Pläne für Entwicklungsinvestitionsfonds

2. AfD fragt nach Reformpartnerschaften

3. Lage der Religionsfreiheit in Pakistan

4. Zusammenarbeit mit Moldau

5. Kooperation mit Turkmenistan

6. Stopp des Entwicklungsinvestitionsgesetzes



1. Pläne für Entwicklungsinvestitionsfonds

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Antwort

Berlin: (hib/JOH) Die von Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) am 30.
Oktober 2018 angekündigte Einrichtung eines
Entwicklungsinvestitionsfonds soll die von Investoren wahrgenommenen
Risiken in Afrika verringern und die Finanzierung von Investitionen
deutscher und europäischer Unternehmen auf dem Kontinent fördern.

Unter dem Entwicklungsinvestitionsfonds würden die beiden Fonds
AfricaConnect und AfricaGrow sowie das Wirtschaftsnetzwerk Afrika
verstanden, erklärt die Bundesregierung in einer Antwort (19/6701) auf
eine Kleine Anfrage (19/6193) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die
Fonds sollen bis Mitte 2019, das Wirtschaftsnetzwerk schrittweise im
Laufe des Jahres operationalisiert werden. Letzteres soll deutsche
Unternehmen bei der Ausweitung ihrer Geschäftstätigkeit in ausgewählte
afrikanische Wachstumsmärkte beraten und begleiten.

An der Auffüllung des Fonds seien das Bundesministerium für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) und das
Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) beteiligt. Es
handle sich sowohl um zusätzliche Mittel als auch um Anrechnungen aus
den bestehenden Haushaltsansätzen, betont die Bundesregierung. Die
Aufteilung nach Haushaltstiteln und Haushaltsjahren befinde sich
derzeit noch in der Planung.

 * 

2. AfD fragt nach Reformpartnerschaften

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Ausweitung der sogenannten Reformpartnerschaften
mit Äthiopien, Marokko und Senegal ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/6704) der AfD-Fraktion. Sie will wissen, wodurch sich nach Ansicht
der Bundesregierung die Reformbereitschaft der drei Staaten ausdrückt
und welche Rolle bei Gewährung der Reformpartnerschaften die
Bereitschaft der Partnerländer spielt, sich bei der Rückführung ihrer
Staatsbürger aus Deutschland kooperativ zu zeigen.

 * 

3. Lage der Religionsfreiheit in Pakistan

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Erfolge der deutsch-pakistanischen
Entwicklungszusammenarbeit seit 1961 interessieren die AfD-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/6706). Insbesondere wollen die Abgeordneten
erfahren, welche Rolle nach Ansicht der Bundesregierung die
Religionsfreiheit im Kontext einer "demokratischen Festigung von Staat
und Gesellschaft" spielt, welche Projekte sich speziell auf die
Stärkung der Religionsfreiheit beziehen und wie die Bundesregierung
die Situation der nicht-muslimischen Religionsgruppen in Pakistan
bewertet.

 * 

4. Zusammenarbeit mit Moldau

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit der Republik
Moldau ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/6707) der
AfD-Fraktion. Die Abgeordneten wollen erfahren, wie die
Bundesregierung insgesamt die Erfolge in der deutsch-moldawischen
Entwicklungszusammenarbeit beurteilt, welche Projekte sie als
besonders erfolgreich und beispielhaft ansieht und wie sie den
Wirkungsgrad jener Projekte bewertet, die sich speziell auf die
Korruptionsbekämpfung bezögen.

 * 

5. Kooperation mit Turkmenistan

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit Turkmenistan ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/6740) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen unter anderem erfahren, welche konkrete
Länderstrategie die Bundesregierung verfolgt und wie hoch das
Gesamtvolumen aller Leistungen ist.

 * 

6. Stopp des Entwicklungsinvestitionsgesetzes

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Gründe für den Stopp des von
Bundesentwicklungsminister Gerd Müller (CSU) angekündigten
Entwicklungsinvestitionsgesetzes interessieren die AfD-Fraktion im
Rahmen einer Kleinen Anfrage (19/6723). Unter anderen wollen die
Abgeordneten wissen, was konkret mit den von Müller erwähnten
"Mitnahmeeffekten" gemeint sei, welche die Bundesregierung dazu
bewogen hätten, von einem solchen Gesetz Abstand zu nehmen. Außerdem
fragen sie, ob seitens der Bundesregierung bereits ein
Referentenentwurf erarbeitet worden sei.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 16 - 9. Januar 2019 - 14.24 Uhr
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BUNDESTAG/7881: Heute im Bundestag Nr. 015 - 09.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 15

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Januar 2019, Redaktionsschluss: 12.08 Uhr

1. Keine internen Wirtschaftsprüfungen

2. Noch keine Angebote für Toll Collect

3. KBA-Brief mit Hinweis auf Tauschaktion

4. Novellierung der Rindfleischetikettierung

5. Neubewertung der Mutageneseverfahren

6. Personalentwicklung im Staatswald



1. Keine internen Wirtschaftsprüfungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In Bezug auf die Vergabe von externen Beratungs- und
Unterstützungsleistungen bei der Pkw-Maut und der Lkw-Maut haben das
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und
seine nachgeordneten Behörden seit 2013 keine internen
Wirtschaftsprüfungen durchgeführt. Das geht aus der Antwort der
Bundesregierung (19/6627) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/6237) hervor. Die Notwendigkeit des Bedarfs werde
vor der Ausschreibung einer Beratungsleistung standardmäßig überprüft,
heißt es in der Antwort. Der Zuschlag werde vergaberechtskonform auf
das wirtschaftlichste Angebot erteilt.

Zur Beantwortung der Frage, welche externen Beratungs- und
Unterstützungsleistungen die Bundesregierung seit 2013 im Zusammenhang
mit der Lkw-Maut an externe Auftragnehmer, Sachverständige oder
Berater vergeben hat, verweist die Regierung auf eine frühere Antwort
(19/2488). Darin heißt es, die Bundesregierung berichte dem
Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages jährlich über die
Zahlungen an externe Berater oberhalb von 50.000 Euro in einer
ressortübergreifenden Gesamtschau. Für die beiden
Maut-Schiedsverfahren sind der Vorlage zufolge in den Jahren 2004 bis
2018 Kosten für den Bund in Höhe von 253,6 Millionen Euro angefallen.

Derzeit seien keine Vergaben für externe Beratungs- und
Unterstützungsleistungen in Zusammenhang mit der Lkw-Maut in
Vorbereitung oder ausgeschrieben, teilt die Regierung weiter mit.
"Seit dem 1. September 2018 wurden in Abstimmung mit dem Bundesamt für
Güterverkehr keine Beraterverträge bei der Toll Collect GmbH
verlängert", heißt es in der Antwort.

In der Vergangenheit sei ein Auftrag vergaberechtskonform als
sogenanntes In-House-Geschäft ohne öffentliche Ausschreibung vergeben
worden. Alle übrigen Aufträge oberhalb des EU-Schwellenwertes seien in
einem Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb vergeben worden,
schreibt die Bundesregierung.

 * 

2. Noch keine Angebote für Toll Collect

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Beim Vergabeverfahren für die Veräußerung der
Geschäftsanteile des Mautbetreibers Toll Collect GmbH liegen bislang
nach Angaben der Bundesregierung "keine endgültigen Angebote" vor. Das
geht aus der Antwort (19/6601) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen (19/6313) hervor. In der Vorlage wird auch auf
die schriftliche Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs im
Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI),
Steffen Bilger (CDU), auf eine Frage des Grünen-Abgeordneten Stephan
Kühn (19/5984) verwiesen. Laut Bilger steht im laufenden
Vergabeverfahren für den Bund der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit an
oberster Stelle. "Das heißt, eine Veräußerung an Private erfolgt nur,
wenn dies für den Bund wirtschaftlich ist." Die
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung werde derzeit unter Berücksichtigung
der ursprünglichen Annahmen und der geänderten Rahmenbedingungen,
insbesondere die der Interimsphase, fortgesetzt, so der
Staatssekretär. Das Ergebnis bleibe abzuwarten.

 * 

3. KBA-Brief mit Hinweis auf Tauschaktion

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In einem vom Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) an Besitzer
von Diesel-Pkw verschickten Brief wurde nach Aussage der
Bundesregierung auf Angebote der deutschen Automobilhersteller
hingewiesen, die der Bundesregierung verbindlich zugesagt haben,
Tauschaktionen in Form von Tauschprämien, Leasingangeboten und
Rabatten für Euro-4- und Euro-5-Dieselfahrzeuge zu initiieren. Das
geht aus der Antwort (19/6646) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6272) hervor. Das Schreiben des KBA sei ein reines
Informationsschreiben zum Konzept der Bundesregierung für saubere Luft
und die Sicherung der individuellen Mobilität in unseren Städten und
beziehe nur die Hersteller ein, die Zusagen gegenüber der
Bundesregierung gemacht haben, heißt es in der Vorlage.

 * 

4. Novellierung der Rindfleischetikettierung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Regierungshandeln soll transparent und für alle
Bürger nachvollziehbar sein. Deshalb stellt das Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL) entsprechende Gesetz- und
Referentenentwürfe und dazu eingegangene Stellungnahmen auf der
Internetseite des BMEL ein. Das geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/6670) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/5978) zur Einflussnahme auf den Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Änderung des Rindfleischetikettierungsgesetzes und
milchrechtlicher Bestimmungen sowie zur Aufhebung der
Rindfleischetikettierungs-Strafverordnung (Bundesratsdrucksache
368 / 18) hervor. Informationen seien dazu seien auf dem
Internetauftritt des Ministeriums abrufbar.

 * 

5. Neubewertung der Mutageneseverfahren

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Pflanzenzüchtungen auf Basis klassischer
Mutageneseverfahren bleiben von der Anwendung des Gentechnikgesetzes
ausgenommen. Das stellt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6666)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6253) zur Einordnung
neuer Züchtungsverfahren auf Grundlage des CRISPR/Cas-Verfahrens im
Rahmen des europäischen Gentechnikrechts nach dem Urteil des
Europäischen Gerichtshofes (EuGH) vom 25. Juli 2018 fest. Danach seien
alle Mutagenese-Verfahren als Gentechnik im Sinne des Gentechnikrechts
der EU einzustufen. Dazu heißt es in der Antwort weiter, dass die
klassischen Mutagenese-Verfahren auf Grundlage herkömmlicher Methoden
wie der Zufallsmutagenese durch chemische Substanzen oder ionisierende
Bestrahlung zwar dem Begriff nach den genetisch veränderten Organismen
(GVO) zugeordnet würden, aber auf Grundlage der EU-Richtlinie
2001/18/EG von der Anwendung des Gentechnikrechts ausgenommen seien.
Das habe das EuGH im Zuge seines Urteils bestätigt. Aus diesem Grund
sehe die Regierung im Nachgang des Urteils für eine Anpassung der
gültigen nationalen Regelungen keine Notwendigkeit. Allerdings dürften
mit neuen Mutagenese-Verfahren hergestellte Produkte nur dann in die
EU importiert werden, wenn eine Zulassung nach EU-Gentechnikrecht
vorliege und die Produkte als GVO gekennzeichnet worden sind.

 * 

6. Personalentwicklung im Staatswald

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die AfD-Fraktion thematisiert die nach ihrer Ansicht
nach zunehmende Überalterung der Personalstruktur in den staatlichen
Forstverwaltungen und -betrieben. Die Abgeordneten fordern die
Bundesregierung in einer Kleinen Anfrage (19/6725) unter anderem dazu
auf, eine Prognose über die Personalstruktur im Jahr 2030 abzugeben.

 * 
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BUNDESTAG/7880: Heute im Bundestag Nr. 014 - 09.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 14

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Januar 2019, Redaktionsschluss: 10.35 Uhr

1. Rutschklausel beim BGH

2. 900 neue Stellen beim Zoll wegen Brexit

3. Keine Beurteilung der US-Bankenpläne

4. Keine Pflicht zu Aufzeichnungen

5. Verkauf von Bundesimmobilien

6. Leistungen für HIV-infizierte Bluter



1. Rutschklausel beim BGH

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung sieht aus Respekt vor dem
Parlament davon ab, Beschlüsse des Deutschen Bundestages und seiner
Ausschüsse zu kommentieren oder zu interpretieren. Sie geht davon aus,
dass der Haushaltsausschuss seine Entscheidung zur Einrichtung zweier
neuer Senate beim Bundesgerichtshof (BGH) als eine angemessene
Interpretation der vom Parlament beschlossenen "Rutschklausel"
ansieht. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/6672) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6271). Nach dem Beschluss
soll ein Strafsenat in Leipzig und ein Zivilsenat in Karlsruhe
eingerichtet werden. Die Fragesteller wollten unter anderem wissen, ob
die Bundesregierung der Auffassung ist, dass durch die Errichtung
eines neuen Strafsenates in Leipzig die "Rutschklausel" gewahrt wird.

Der Bundestag hatte 1992 beschlossen, dass eine partielle Verlagerung
des BGH vom Standort Karlsruhe nach Leipzig stattfinden soll. Danach
sollten neue Zivilsenate in Karlsruhe angesiedelt werden; für jeden
neuen Zivilsenat sollte ein bestehender Strafsenat nach Leipzig
rutschen (12/2853). Diese sogenannte Rutschklausel führte den
Fragestellern zufolge dazu, dass trotz steigender Eingangszahlen die
vorhandenen Zivilsenate personell aufgestockt wurden, statt neue
Senate zu errichten.

 * 

2. 900 neue Stellen beim Zoll wegen Brexit

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Im Falle eines Austritts Großbritanniens aus der EU
ohne Austrittsabkommen wird der Zoll durch einen erhöhten
Abfertigungsaufwand an internationalen Seehäfen und an Flughäfen
betroffen sein. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/6665) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6224) mit, die
sich nach den Folgen eines "harten" Brexits erkundigt hatte. Mit dem
Haushalt 2019 seien der Zollverwaltung rund 900 Planstellen für den
Mehraufwand im Zusammenhang mit dem Austritt Großbritanniens aus der
Europäischen Union bewilligt worden, heißt es in der Antwort weiter.

 * 

3. Keine Beurteilung der US-Bankenpläne

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die in den Vereinigten Staaten geplanten Maßnahmen
zur Lockerung der Bankenaufsicht sind noch nicht abgeschlossen. Daher
sei eine abschließende Beurteilung nicht möglich, erklärt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6638) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6264). "Der Baseler Ausschuss für die Bankenaufsicht
(BCBS) wird die rechtliche und materieller Konformität überprüfen,
sobald die Vorschläge finalisiert und implementiert sind", heißt es in
der Antwort weiter.

 * 

4. Keine Pflicht zu Aufzeichnungen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Eine Verpflichtung zur Erfassung sämtlicher
geführter Gespräche in der Regierung besteht nicht. Dies erklärt die
Regierung in ihrer Antwort (19/6680) auf die Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/5970), die sich nach der Einflussnahme von
Interessenvertreterinnen und Interessenvertretern auf den
Gesetzentwurf der Bundesregierung zur fortgesetzten Beteiligung des
Bundes an den Integrationskosten der Länder und Kommunen und zur
Regelung der Folgen der Abfinanzierung des Fonds "Deutsche Einheit"
erkundigt hatte. Angesichts einer Vielzahl identischer Kleiner
Anfragen der Fraktion zu anderen Gesetzentwürfen und angesichts des
Umfangs der Überprüfung der aktuellen Gesetzgebungstätigkeit sowie der
Detailtiefe von einzelnen Fragen sieht die Bundesregierung die Grenze
zur "administrativen Überkontrolle" erreicht.

 * 

5. Verkauf von Bundesimmobilien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Welche Immobilien die Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben (BImA) und das Bundeseisenbahnvermögen an
verschiedene Immobilienunternehmen verkauft haben, will die Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/6604) erfahren.
Außerdem wird nach dem Leerstand von Bundesimmobilien gefragt.

 * 

6. Leistungen für HIV-infizierte Bluter

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die soziale Lage der in den 1980er Jahren mit HIV
infizierten Bluter ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/6758) der
FDP-Fraktion. Die Betroffenen erhielten monatliche Zahlungen über eine
Stiftung. Inzwischen seien lebenslange Entschädigungszahlungen
gesichert. In einer Studie von 2014 werde jedoch empfohlen, auch einen
Inflationsausgleich zu gewähren, zumal sich der Gesundheitszustand der
Infizierten verschlechtert habe.

Die Abgeordneten wollen nun wissen, wie die Bundesregierung die
soziale und finanzielle Lage der Betroffenen bewertet und ob ein
rückwirkender Inflationsausgleich geplant ist.

 * 
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BUNDESTAG/7879: Heute im Bundestag Nr. 013 - 09.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 13

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Januar 2019, Redaktionsschluss: 10.02 Uhr

1. Änderung des BDBOS-Gesetzes

2. Anteil ungültiger Erst- und Zweitstimmen

3. Plattform Reconquista Germanica

4. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

5. Externer Sachverstand im Ministerium

6. Treffen mit Kommunikationsberatung



1. Änderung des BDBOS-Gesetzes

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf
(19/6547) vorgelegt, mit dem die Berechtigung der Bundeswehr geregelt
werden soll, den Digitalfunk der Behörden und Organisationen mit
Sicherheitsaufgaben (BOS) zu nutzen. Wie die Bundesregierung dazu in
der Begründung erläutert, sind Teile der Bundeswehr wie beispielsweise
Feldjäger oder Bundeswehr-Krankenhäuser und -Feuerwehr bereits jetzt
Teilnehmer des Digitalfunks BOS. Derzeit habe die Bundeswehr in diesem
Rahmen eine Berechtigung zur Teilnahme am Digitalfunk BOS mit zirka
8.500 Teilnehmern. Künftig wolle sie die Anzahl auf insgesamt bis zu
40.000 erhöhen.

"Bei den geplanten zusätzlichen Teilnehmern handelt es sich nicht um
BOS im Sinne der BOS-Funkrichtlinie, weshalb hier eine
Gesetzesanpassung notwendig ist", heißt es in der Vorlage weiter. Die
Bundeswehr wolle den Digitalfunk BOS künftig zusätzlich sowohl für die
interne Kommunikation zwischen beziehungsweise in ihren einzelnen
Organisationselementen "als auch im Bedarfsfall (Amts- und
Katastrophenhilfe; Verteidigungsfall) für die Koordination mit anderen
relevanten Teilnehmerkreisen der BOS nutzen".

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, würde die Bundeswehr durch
die Nutzung des Digitalfunks BOS Investitionskosten für den Aufbau
einer eigenen Funkinfrastruktur einsparen. Der Gesetzesentwurf
enthalte die für die Nutzererweiterung notwendigen Änderungen.

 * 

2. Anteil ungültiger Erst- und Zweitstimmen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Der prozentuale Anteil ungültiger Erst- und
Zweitstimmen ist laut Bundesregierung bei der Bundestagswahl 2017 im
Vergleich zu den anderen Bundestagswahlen seit der Wiedervereinigung
so niedrig gewesen wie noch nie. Er schwanke "seit der Bundestagswahl
1990 für Erststimmen zwischen 1,8 Prozent und 1,2 Prozent (bei der
Bundestagswahl 2017) und für die Zweitstimmen zwischen 1,6 Prozent und
1 Prozent (bei der Bundestagswahl 2017)", schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/6564) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/6039).

 * 

3. Plattform Reconquista Germanica

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Netzwerk "Reconquista Germanica" ist ein Thema
der Antwort der Bundesregierung (19/6562) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/6202). Danach ist dieses Netzwerk "mangels
tatsächlicher Erkenntnisse über rechtsextremistische Bestrebungen kein
Beobachtungsobjekt des Bundesamtes für Verfassungsschutz (BfV)". Wie
die Bundesregierung weiter ausführt, liegen ihr daher nur öffentlich
zugängliche Informationen zu "Reconquista Germanica" vor.

Diese Plattform wurde der Antwort zufolge im September 2017 im Rahmen
des beim BfV betriebenen Internet-Monitorings der "Koordinierten
Internetauswertung Rechtsextremismus" festgestellt. "Reconquista
Germanica" solle nach eigenen Angaben allen "Patrioten" die
Möglichkeit einer "effektiven Vernetzung" und der "Bündelung von
Kräften" bieten, schreibt die Bundesregierung. Bei "Reconquista
Germanica" handele es sich um eine Vernetzungs- und
Kommunikations-Plattform, die auch von Personen des
rechtsextremistischen Spektrums genutzt werde. Im Zuge des
Bundestagswahlkampfes 2017 habe festgestellt werden können, dass
Aktivisten über "Reconquista Germanica" gezielt "Online-Attacken" auf
politische Gegner organisiert haben.

"Auch nach der Bundestagswahl konnten onlinebasierte Aktionsformen
registriert werden", heißt es in der Vorlage weiter. "Reconquista
Germanica" sei hierarchisch organisiert und fordere vom Nutzer
nachweisbare Aktivität, um in höhere Positionen vorrücken zu können.
Dadurch erfolge eine beabsichtigte Auslese und Begrenzung der Nutzer.

 * 

4. Einflussnahme auf Gesetzentwurf

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um eventuelle Einflussnahmen auf einen Gesetzentwurf
geht es in einer Kleinen Anfrage (19/6586) der Fraktion Die Linke. Die
Abgeordneten erkundigen sich konkret nach Stellungnahmen oder
sonstigen Schreiben mit Bezug zum Inhalt eines Gesetzentwurfs der
Bundesregierung zur ergänzenden Regelung der statistischen Verwendung
von Verwaltungsdaten und zur Regelung der Übermittlung von
Einzelangaben zu multinationalen Unternehmensgruppen an statistische
Stellen. Die Bundesregierung könne und solle sich mit den in der
Gesellschaft vorhandenen Auffassungen und Interessen auseinandersetzen
und diese bei Gesetzesvorhaben gegebenenfalls berücksichtigen, heißt
es zur Begründung. Dies müsse nur für den Bundestag als
Gesetzgebungsorgan und nicht zuletzt auch für die Öffentlichkeit
ersichtlich sein.

 * 

5. Externer Sachverstand im Ministerium

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Externe Sachverständige im
Bundeswirtschaftsministerium stehen im Mittelpunkt einer Kleinen
Anfrage (19/6741) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten erkundigen sich
nach Gremien, die mit externen Experten besetzt sind. Sie haken bei
einzelnen Themen wie der Digitalisierung konkret nach. Ziel der
Anfrage sei eine transparente Darstellung des Einsatzes der vom
Steuerbürger aufgebrachten Mittel und deren Ergebnisse, heißt es zur
Begründung.

 * 

6. Treffen mit Kommunikationsberatung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um mutmaßliche Kontakte zwischen der Bundesregierung
und dem Unternehmen WMP Eurocom AG geht es in einer Kleinen Anfrage
(19/6722) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten möchten wissen, wann und
zu welchem Zweck sich Mitglieder der Bundesregierung mit der
Kommunikationsberatung getroffen haben. Sie fragen auch nach Aufträgen
oder Mandaten von der Bundesregierung oder Bundesbehörden für die WMP
Eurocom.

 * 
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BUNDESTAG/7878: Heute im Bundestag Nr. 012 - 09.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 12

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Januar 2019, Redaktionsschluss: 08.50 Uhr

1. Online-Verfahren bei Zivilprozessen

2. Islamistischer Terrorismus

3. Regierung fördert Schlichtung

4. Bericht zur Verbraucherschlichtung

5. NetzDG und Transparenzberichte



1. Online-Verfahren bei Zivilprozessen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Justizstatistik enthält keine nach
Streitwertkategorien aufgeschlüsselten absoluten Eingangszahlen bei
Gerichtsverfahren. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort
(19/6673) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6291) zur
Haltung der Bundesregierung zu dem von den Länder-Justizministern
gefassten Beschluss, die Möglichkeit der Einführung von 
Online-Verfahren in die Zivilprozessordnung (ZPO) zu untersuchen. 
Danach soll mit einem neuen und kostengünstigeren Online-Verfahren 
effektiver Rechtsschutz auch im Bereich geringfügiger Streitwerte 
gewährt werden. Weiter heißt es in der Antwort, der Vorschlag für 
ein sogenanntes Online-Schnellverfahren, der auf einen Vorstoß des 
Landes Hamburg zurückgeht, werde derzeit in der Länderarbeitsgruppe 
"Legal Tech" diskutiert. Das Bundesjustizministerium nehme an den 
Sitzungen der Arbeitsgruppe teil.

 * 

2. Islamistischer Terrorismus

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Der Bundesregierung liegen Erkenntnisse zu sieben
seit 2015 aktiv verhinderten Anschlägen in Deutschland vor, die einen
unmittelbaren oder mittelbaren Bezug zum islamistischen Terrorismus
aufweisen. Das schreibt die Bundesregierung in der Antwort (19/6684)
auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6292). Wie aus der
Antwort weiter hervorgeht wurden seit dem 1. Januar 2015 durch den
Generalbundesanwalt 2.461 Ermittlungsverfahren, die einen
unmittelbaren oder mittelbaren Bezug zum islamistischen Terrorismus
aufweisen, eingeleitet. Davon seien bislang 1.113 eingestellt worden.
In 55 Fällen sei Anklage erhoben worden, und in 67 Fällen sei es zu
rechtskräftigen Verurteilungen gekommen. Weiter heißt es in der
Antwort, das Auswärtige Amt betreue aktuell zwölf deutsche
Staatsangehörige (fünf Männer und sieben Frauen) konsularisch, die
wegen Straftaten mit Bezug zum islamistischen Terrorismus im Ausland
inhaftiert sind.

 * 

3. Regierung fördert Schlichtung

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung setzt sich dafür ein, dass es in
Deutschland ein breites Angebot an außergerichtlichen
Streitbeilegungsmechanismen gibt. Das schreibt sie in der Antwort
(19/6664) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/6302). Dazu
gehört der Antwort zufolge insbesondere auch die Schlichtung von
Konflikten aus Verbraucherverträgen vor einer der 26 in Deutschland
anerkannten Verbraucherschlichtungsstellen. Das im
Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) geregelte
Streitbeilegungsverfahren vor diesen Schlichtungsstellen stelle ein
niedrigschwelliges und für Verbraucherinnen und Verbraucher
kostengünstiges Verfahren dar. Für den Bereich des elektronischen
Rechtsverkehrs (E-Commerce) biete seit 2009 der sogenannte 
Online-Schlichter eine Alternative zu einem Gerichtsverfahren vor
den ordentlichen Zivilgerichten. Bei diesem handele es sich um ein
Pilotprojekt, das von den Bundesländern Baden-Württemberg, Bayern,
Berlin, Brandenburg, Hessen, Rheinland-Pfalz und Schleswig-Holstein
sowie von zwei Partnern aus der Privatwirtschaft finanziert wird.
Darüber hinaus gebe es unternehmens- oder verbandsgetragene
Beschwerdestellen, die eine Online-Schlichtung anbieten.

 * 

4. Bericht zur Verbraucherschlichtung

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat einen Zwischenbericht zur
Funktionsweise der Allgemeinen Verbraucherschlichtungsstelle
vorgelegt. In ihrer Unterrichtung (19/6890), schreibt sie, seit dem 1.
April 2016 seien bei der Allgemeinen Verbraucherschlichtungsstelle des
Zentrums für Schlichtung e. V. mit Sitz in Kehl 4.117
Verbraucheranträge eingegangen. Von den im Untersuchungszeitraum vom
1. August 2017 bis 31. Juli 2018 formal abgeschlossenen 2.210
Verfahren sei es in 281 Fällen zu einem Erfolg im Sinne einer Einigung
gekommen. Weiter heißt es in der Unterrichtung, die überwiegende
Anzahl der befragten Verbraucher und Unternehmer sei mit den Verfahren
zufrieden und beschreibe diese als fair, kostengünstig und schnell. Im
Vergleich zu einem Gerichtsverfahren werde das Schlichtungsverfahren
überwiegend als schneller, kostengünstiger und weniger aufwändig
beschrieben.

Die Funktionsweise der Allgemeinen Verbraucherschlichtungsstelle, die
vom Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz gefördert
wird, ist laut Verbraucherstreitbeilegungsgesetz (VSBG) Gegenstand
eines Forschungsvorhabens, dessen jetzt vorliegender Zwischenbericht
Thema der Unterrichtung ist. Datenquellen des Berichts sind von den
beiden mit dem Forschungsvorhaben beauftragten Wissenschaftlern
erarbeitete Fragebögen, Interviews sowie Daten, die von der
Schlichtungsstelle selbst erhoben werden. Repräsentativ ist nur der
Verbraucher-Datensatz, wie aus der Unterrichtung hervorgeht. In 1.614
Fällen (rund 73 Prozent) im Untersuchungszeitraum seien die
Unternehmer nicht zur Teilnahme am Verfahren bereit gewesen.

 * 

5. NetzDG und Transparenzberichte

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die im Netzwerkdurchsetzungsgesetz (NetzDG)
enthaltene Pflicht sozialer Netzwerke, sogenannte Transparenzberichte
zu erstellen, ist Thema einer Kleinen Anfrage der Fraktion der FDP
(19/6739). Vor dem Hintergrund von Kritik an dem Gesetz und dem Willen
der Großen Koalition, "das NetzDG insbesondere im Hinblick auf die
freiwillige Selbstregulierung weiterzuentwickeln", fragen die
Abgeordneten unter anderem, welche konkreten Anbieter sozialer
Netzwerke aus Sicht der Bundesregierung den Pflichten des NetzDG
unterliegen und wie viele und welche Anbieter sozialer Netzwerke nach
Kenntnis der Bundesregierung NetzDG-Transparenzberichte veröffentlicht
haben. Weiter wollen sie wissen, wie die Bundesregierung die im Juli
erstmals veröffentlichten Transparenzberichte der Anbieter im Hinblick
auf die Pflichten nach Paragraf 2 NetzDG bewertet und ob sie diese
Berichte zum Anlass nimmt, Änderungen des Gesetzes vorzuschlagen.
Weitere Fragen beziehen sich auf mögliche Ermittlungen des Bundesamtes
für Justiz aufgrund von Verstößen gegen das NetzDG, das am 1. Oktober
2017 in Kraft trat.

 * 
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BUNDESTAG/7877: Heute im Bundestag Nr. 011 - 08.01.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 11

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Januar 2019, Redaktionsschluss: 15.50 Uhr

1. Entwurf eines Einwanderungsgesetzes

2. Kontrollen von Integrationskursträgern

3. Weltanschaulich-religiöse Neutralität

4. Einsatz in internationalen Polizeimissionen



1. Entwurf eines Einwanderungsgesetzes

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hat einen
Gesetzentwurf "zur Einführung eines Einwanderungsgesetzes" (19/6542)
vorgelegt. Danach sollen die bestehenden Regelungen der
Arbeitskräfteeinwanderung "durch ein Einwanderungsgesetz
liberalisiert, systematisiert und vereinfacht" werden.

Der Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit werde erleichtert und
auch für Asylbewerber sowie Geduldete geöffnet, schreibt die Fraktion
weiter. Das gegenwärtige, an den Nachweis eines Arbeitsangebots
gebundene und daher nachfrageorientierte Arbeitsmigrationsrecht solle
"durch die Chance der Angebotsorientierung (,Punktesystem') ergänzt"
werden, also um die Möglichkeit für Arbeitskräfte zur
Arbeitsplatzsuche vor Ort.

Das Einwanderungsgesetz soll zudem laut Vorlage "die Bildungsmigration
zu einem echten migrationspolitischen Schwerpunkt" ausbauen. Die
Möglichkeiten, in Deutschland zu studieren oder einen qualifizierten
Berufsabschluss im Rahmen der Aus- und Weiterbildung zu machen, sollen
demnach durch Rechtsansprüche rechtssicher ausgestaltet werden.

Zentrales Element dieses Gesetzes sei drittens eine "grundlegend
verbesserte Möglichkeit zur angebotsorientierten Einwanderung", heißt
es in der Vorlage weiter. Auf Basis eines Punktesystems solle
Fachkräften mit einer erkennbar guten Integrationsprognose eine
jährlich festgelegte Anzahl sogenannter "Talent-Karten" erteilt
werden. Damit könnten diese Menschen für sich und ihre Familien in
Deutschland eine ihrer Qualifikation entsprechende Beschäftigung
suchen und finden. Mit diesem Instrument würden die Voraussetzungen
dafür geschaffen, "dass die - mit Blick auf die demografische
Entwicklung - notwendige Zuwanderung größerer Einwanderungskontingente
(von bis zu 200.000 Menschen pro Jahr) sinnvoll und effektiv gesteuert
werden kann".

Wie die Fraktion ferner ausführt, sollen zudem klare Regeln geschaffen
werden, um etwa eine Abwanderung von Gesundheitsfachkräften aus
Herkunftsländern zu vermeiden, "die ihrerseits mit einem ,kritischen
Mangel' an Gesundheitspersonal konfrontiert sind".

Darüber hinaus soll das Einwanderungsgesetz "Integration von Beginn an
systematisch fördern", wie aus der Vorlage hervorgeht. So würden
Hindernisse für den Familienmit- und -nachzug abgebaut und
bürokratische Hürden insbesondere im Rahmen der
Aufenthaltsverfestigung beseitigt. Ausländischen Studierenden und
Auszubildenden, aber auch für im Arbeitsmarkt integrierte Asylsuchende
und Geduldete werde ein "Spur- und Statuswechsel" ermöglicht. Außerdem
sollen nach dem Willen der Fraktion "Hürden für die Einbürgerung
beseitigt und die Möglichkeiten für den Erwerb der deutschen
Staatsangehörigkeit beziehungsweise zur Beibehaltung mehrerer
Staatsbürgerschaften erweitert" werden.

 * 

2. Kontrollen von Integrationskursträgern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (Bamf)
führt laut Bundesregierung "regelmäßige, unangekündigte,
verdachtsunabhängige Vor-Ort-Kontrollen von Integrationskursträgern
durch". Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6520) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/6085) weiter erläutert, wird im
Rahmen der Kurskontrollen die Einhaltung aller Vorgaben überprüft.
Dazu zählten nicht nur organisatorische, sondern auch inhaltliche
Aspekte: Die Kursinhalte von Integrationskursen seien durch die
Curricula der Integrationskurse verbindlich vorgegeben. Lehrwerke, die
in den Integrationskursen kurstragend eingesetzt werden, müssten
diesen Curricula entsprechen und würden insbesondere unter diesem
Aspekt vom Bamf zugelassen.

In der Kleinen Anfrage hatte die Fraktion geschrieben, "Bild" habe im
Oktober 2018 berichtet, "dass der Bundesregierung Erkenntnisse darüber
vorliegen, dass insgesamt 14 von 488 Trägern von Integrationskursen
durch verfassungsfeindliche Inhalte aufgefallen sind". Wie die
Bundesregierung dazu ausführt, liegen ihr "keine Erkenntnisse darüber
vor, dass Träger von Integrationskursen durch verfassungsfeindliche
Inhalte aufgefallen sind". Vielmehr seien bei einer Überprüfung von
Integrationskursträgern "bei 14 Trägern im Rahmen eines
automatisierten Verfahrens Erkenntnisse festgestellt worden, die
derzeit näher überprüft werden", heißt es in der Antwort von Mitte
Dezember weiter.

 * 

3. Weltanschaulich-religiöse Neutralität

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Aus der Erwähnung Gottes in der Präambel des
Grundgesetzes im Sinne einer "nominatio dei" folgt laut
Bundesregierung "keine Entscheidung für einen im Sinne einer
bestimmten Religion geprägten Staat". Das Grundgesetz verpflichte den
Staat vielmehr "zu weltanschaulich-religiöser Neutralität und auf den
Grundsatz der Parität der Kirchen und Bekenntnisse", schreibt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6521) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/6086) weiter.

 * 

4. Einsatz in internationalen Polizeimissionen

Inneres und Heimat/Unterrichtung

Berlin: (hib/STO) Im Jahr 2017 sind insgesamt 176 Beamte der Polizeien
des Bundes und der Länder sowie der Zollverwaltung in internationale
Polizeimissionen und das bilaterale Polizeiprojekt German Police
Project Team (GPPT) Afghanistan entsandt worden. Im Jahr zuvor waren
es noch 302 Beamte, wie aus dem als Unterrichtung durch die
Bundesregierung vorliegenden "Bericht über das deutsche Engagement
beim Einsatz von Polizistinnen und Polizisten in internationalen
Polizeimissionen 2017" (19/6540) weiter hervorgeht. Danach waren 2017
durchschnittlich stets 126 Beamte nach 153 im Jahr 2016 im Einsatz.

Trotz einer Zunahme der ausgeschriebenen Stellen ist laut Vorlage ein
Rückgang der eingegangenen Bewerbungen und der entsandten Polizisten
zu verzeichnen, "Dies liegt an der derzeitigen Herausforderung im
Inland (Einstellungsoffensive, innere Lage)", heißt es in dem Bericht
weiter. Hinzu komme, dass zunehmend Missionen in frankophonen
Einsatzgebieten stattfinden, in denen deutsche Polizisten wegen der
Sprachanforderungen in Französisch weiter unterrepräsentiert sind.
Zugleich manifestiere sich hier "eine insgesamt zurückhaltende
Bereitstellung von Personal für neu eingerichtete oder aufwachsende
Missionen (beispielsweise Libyen, Irak) durch die deutschen
Entsender". Darüber hinaus dürften den Angaben zufolge "auch die
Frontex-Einsätze, an denen sich auch Polizistinnen und Polizisten der
Länder beteiligt haben, zu dem personellen Rückgang in mandatierten
Friedensmissionen beigetragen haben".

 * 
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KOMMUNALES/023: Wiederkaufsrecht von Grundstücken in Hamburg-Eimsbüttel - Der große Ankündigungsbluff (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Bezirksversammlung Hamburg-Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 8. Januar 2019

Wiederkaufsrecht von Grundstücken in Eimsbüttel: Der große Ankündigungsbluff von SPD/GRÜNE



Hamburg befindet sich im Wahlkampfmodus. So jagt dann auch die
SPD/GRÜNE-Koalition eine Wohltätigkeits-Sau nach der anderen durch die
Stadt. Längst überfällige Maßnahmen, wie Schul- oder Kitasanierung,
Straßen- und Parksanierungen, Tempo-30 Strecken oder Fahrradstreifen
wurden zurückgehalten, um sie rechtzeitig auf dem Markt des Wahlkampfs
feilzubieten. So ist auch die Ankündigung des Senats zum
Wiederkaufsrecht von städtischen Grundstücken vom 18.11.2018 zu
betrachten.

Eine Große Anfrage der Eimsbütteler Linksfraktion nach in Frage
kommenden Grundstücken in Eimsbüttel ergab nun, dass der Behörde, dem
Landesbetrieb für Immobilienmanagement und Grundvermögen (LIG), die
genaue Anzahl der noch bestehenden Wiederkaufsrechte in Eimsbüttel
nicht bekannt sei ("kann derzeit nicht getätigt werden"). In einer
aufwendigen "händischen" Grundbuchrecherche will der LIG nun
belastbare Daten generieren, die "voraussichtlich" im Jahr 2019
abgeschlossen werden.

Peter Gutzeit, Fraktionssprecher für das Kerngebiet Eimsbüttel,
erklärt dazu:

"Auch wenn der Verzicht und das Verramschen der Wiederkaufsrechte
durch den damaligen CDU/Schill-Senat erfolgte, ist die viel zu späte
Aufhebung nicht nachvollziehbar. Bloße Ankündigungspolitik dient nicht
den Interessen der Hamburger*innen, die unter den unzumutbaren Wohn-
und Mietverhältnissen leiden. Sie brauchen keine dem Wahlkampf
geschuldeten PR-Meldungen, sondern eine Sicherung von städtischem
Grund und Boden, die auch noch in 100 Jahren Gültigkeit hat.

Dieses beinhaltet, dass die Eigentumsrechte der Stadt nicht durch
einen späteren anderen Senat gekippt werden können."

 * 

Quelle:

Fraktion Die LINKE. in der Bezirksversammlung Eimsbüttel

Pressemitteilung vom 8. Januar 2019

Kieler Straße 689, 22527 Hamburg

Telefon: 040/30 22 71 77, Fax: 040/30 22 71 78

E-Mail: buero@linksfraktion-eimsbuettel.de

Internet: http://www.die-linke-eimsbuettel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





EUROPA/1577: Bundesregierung muss Bürger und Wirtschaft auf ungeordneten Brexit vorbereiten


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Januar 2019

LAMBSDORFF: Bundesregierung muss Bürger und Wirtschaft auf
ungeordneten Brexit vorbereiten



Zur Brexit-Debatte im britischen Unterhaus erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf Lambsdorff:

"Die Zeichen für die Abstimmung über das Brexit-Abkommen stehen
denkbar schlecht. Nach der erneuten Niederlage der Premierministerin
im Unterhaus zeichnet sich ein No-Deal-Szenario immer deutlicher ab.
Klar ist: Die Leidtragenden des politischen Machtkampfes in
Großbritannien sind die Bürger auf beiden Seiten des Ärmelkanals. Die
Bundesregierung darf diese nicht länger in der Luft hängen lassen,
sondern muss sie im Gegenteil viel intensiver auf einen ungeordneten
Brexit vorbereiten. Zusätzlich zum Minimal-Gesetzespaket vom Dezember
2018 brauchen Bürger, Wirtschaft und Universitäten sowie
Forschungseinrichtungen detaillierte Informationen über die Folgen
des Brexits. Die Bundesregierung muss spätestens jetzt konkrete
Vorkehrungen treffen und die Betroffenen auf den Worst Case
einstellen."

 * 
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INNEN/4718: BSI unabhängig machen und den Datenaustausch zwischen den Behörden verbessern


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 8. Januar 2019

KUHLE-Statement: BSI unabhängig machen und den Datenaustausch
zwischen den Behörden verbessern



Der innenpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle gab
zum Datendiebstahl bei Politikern und Prominenten folgendes Statement
ab:

"In den letzten Wochen ist eine massive Menge an personenbezogenen
Daten von Prominenten und Politikern im Internet abrufbar gewesen.
Und jetzt ist bekannt geworden, dass ein Beschuldigter aus dem Raum
Frankfurt geständig ist, das Ganze ausgelöst zu haben. [...] Wir
kennen in Ansätzen die Motive, aber die technischen Einzelheiten und
die Frage, warum der ganze Dezember über ins Land gegangen ist, bis
Maßnahmen der Sicherheitsbehörden ergriffen worden sind, diese Fragen
sind weiterhin offen. Die ganzen Ereignisse [...] verdeutlichen uns
den Wert der informationellen Selbstbestimmung. Sie verdeutlichen
uns, dass Privates privat bleiben muss und sie verdeutlichen uns,
dass unsere liberale Demokratie auch deswegen fragil ist, weil
Privates [...] nur allzu leicht in der Öffentlichkeit bekannt werden
kann. Und das ist an dieser Stelle schon möglich gewesen, durch das
Handeln eines 20-Jährigen, der sich das nötige Wissen selbst
angeeignet hat. Wir müssen uns die Frage stellen, was eigentlich
passiert, wenn da richtige Profis am Werk sind, wenn da größere
Strukturen im Hintergrund sind. Das sollte Anlass sein, die
IT-Sicherheitsinfrastruktur der gesamten Bundesrepublik zu
hinterfragen. Und es muss auch jeder Einzelne sich die Frage stellen,
ob er genug für die eigene IT-Sicherheit unternimmt. [...] Wir haben
gesehen, dass auch kompromittierendes Material veröffentlicht worden
ist. Das ist keine gute Nachricht und es löst auch schlaflose Nächte
aus, wenn wir Volksvertreter haben, die sich Sorgen machen müssen,
dass sie erpresst werden können, dass sie hier in der Öffentlichkeit
bloßgestellt werden. [...] Die Bundesregierung muss hier ein
konkretes Angebot machen, wie die IT-Sicherheit im Deutschen
Bundestag verbessert werden soll. Dabei sind vor allen Dingen die
Mehrheitsfraktionen, CDU, CSU und SPD, in der Pflicht, einen
Vorschlag zu machen [...] Aber es muss auch jeder Abgeordnete selber,
in seinem Büro, in seinem Team, für entsprechende
Sicherheitsvorkehrungen sorgen.

Nun ist es so, dass das Recht auf Verschlüsselung in Deutschland noch
nicht hinreichend sichergestellt ist und die Fraktion der Freien
Demokraten auch deswegen, schon vor einigen Wochen, einen Antrag in
den Deutschen Bundestag eingebracht hat, mit dem verschlüsselte
Kommunikation für jedermann möglich wird. Wir sind der Auffassung,
dass die Grundeinstellung sozialer Medien und die Grundeinstellung
von Messenger-Dienst, eine verschlüsselte sein muss. [...]

Es wird nun in der Öffentlichkeit über Vorschläge von
Bundesinnenminister Seehofer diskutiert, dass Bundesamt für
Sicherheit in der Informationstechnik zu stärken. Es ist richtig,
hier weitere Stellen zu schaffen. Es ist auch richtig, hier über die
Kompetenzen des Bundesamtes nachzudenken, aber wir müssen auch
konstatieren: Das Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik
kann nicht im Geschäftsbereich des Bundesinnenministeriums
verbleiben. Denn hier gibt es einen offenen Interessenkonflikt. Auf
der einen Seite wollen die Sicherheitsbehörden ja selber
Sicherheitslücken schaffen, ausnutzen, für Ermittlungsbefugnisse und
Ermittlungsverfahren. Und auf der anderen Seite soll dann dasselbe
Ministerium sich um eine Bekämpfung von Sicherheitslücken kümmern.
Das kann nicht sein. Das Bundesamt für Sicherheit in der
Informationstechnik muss unabhängig ausgegliedert werden aus dem
Bundesinnenministerium. Und dann ist eine solche Stärkung des
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstechnik auch sinnvoll.
[...]

Es ist weiterhin zu konstatieren, dass der Vorschlag des
Bundesinnenministers für ein 'Cyber-Abwehrzentrum plus' bisher eine
reine Worthülse ist. 'Cyber-Abwehrzentrum plus', was soll das sein?
Das ist nichts weiter als eine Beruhigungspille, mit der schon
beschlossene Pläne der Großen Koalition jetzt aufgewärmt werden. Viel
wichtiger wäre es, das BSI unabhängig zu machen und darüber zu
diskutieren, wie der Datenaustausch zwischen den Behörden verbessert
werden kann. [...]"

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





SOZIALES/1505: Das Starke-Familien-Gesetz geht am Kern des Problems vorbei


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Januar 2019

AGGELIDIS: Das Starke-Familien-Gesetz geht am Kern des Problems
vorbei



Zum Kabinettsbeschluss des Starke-Familien-Gesetzes erklärt der
familienpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Gregorios Aggelidis:

"Die Fraktion der Freien Demokraten fordert, dass endlich alle
Familien, die Unterstützung brauchen, sie leicht und unbürokratisch
erhalten. Die Bundesregierung hat allerdings wieder ein Gesetz
beschlossen, das mit großem Namen blendet. Darin enthalten sind
nämlich nur Änderungen an den bestehenden Leistungen. Der
Kinderschutzbund liegt richtig, wenn er den Gesetzentwurf als
Starke-Bürokratie-Gesetz bezeichnet. Die Änderungen gehen am Kern des
Problems vorbei: Der hohen Quote der Nicht-Inanspruchnahme von
Leistungen. Die größte Hürde bleibt weiterhin das komplizierte
Verfahren bei der Beantragung des Kinderzuschlags. Dabei müssen die
Familien auf fünf Seiten Angaben zu Miete, Schulbesuch,
Schwangerschaft, Versicherung, Unterhalt, Fahrtkosten und mehr
machen. Besser wäre daher die Bündelung aller Familienleistungen in
einem Kinderchancengeld, wie es die FDP-Fraktion fordert. Dieses
beinhaltet eine einkommensunabhängige Förderung, darüberhinausgehende
Unterstützung für bedürftige Familien und erhöhte Leistungen für
Bildung und Teilhabe. Das Kinderchancengeld könnte schnell und
unkompliziert online beantragt werden kann."

 * 
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WIRTSCHAFT/3010: Ernährungsreport rechtfertigt keine Eingriffe in Verbraucherfreiheit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Januar 2019

HOCKER: Ernährungsreport rechtfertigt keine Eingriffe in
Verbraucherfreiheit



Zum Ernährungsreport 2019 erklärt der landwirtschaftspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Gero Hocker:

"Der Ernährungsreport 2019 ist nur bedingt aussagekräftig. Denn er
bestätigt die bekannte Kluft zwischen geäußerten Verbraucherwünschen
und tatsächlichem Kaufverhalten. Mehr als 90 Prozent der Bürger
erklären beispielsweise, dass ihnen Gesundheitsaspekte von
Lebensmitteln wichtiger seien als der Preis. Das ist an der
Supermarktkasse nicht belegbar. Solche Umfragen rechtfertigen
deswegen keine neuen Eingriffe in die Verbraucherfreiheit.

Was die Konsumenten hingegen dringend brauchen, ist zusätzliche
Transparenz beim Kaloriengehalt von Lebensmitteln. Die Fraktion der
Freien Demokraten fordert dafür eine Kennzeichnung mit dem
sogenannten Kaloriegramm. So kann für jedes Lebensmittel dargestellt
werden, welchen Anteil des statistischen Kalorienbedarfs es deckt.
Die Bürger müssen sich grundsätzlich besser über Nahrungsinhalte
informieren können und nicht bevormundet werden. Dazu gehört auch
eine stärkere Ernährungsbildung in Kita und Schule."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990
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BAYERN/4979: Verdreifachung der Mietkosten (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion vom 9. Januar 2019

Verdreifachung der Mietkosten

SPD-Abgeordnete Ruth Waldmann: Gewinnmaximierung ist kein Naturgesetz - Söders Regierung steht in der Verantwortung



Die angekündigte Verdreifachung von Wohnungsmieten in
München-Schwabing durch die früher staatliche und gemeinnützige
Wohnungsbaugesellschaft GBW entsetzt die örtliche
SPD-Landtagsabgeordnete Ruth Waldmann:

"Das Verhalten der GBW ist katastrophal und nicht zu akzeptieren. Die
Staatsregierung muss ihren Einfluss geltend machen und sie einbremsen,
zum Beispiel über den bei der GBW als Ombudsmann beschäftigten
früheren Ministerpräsidenten Dr. Günther Beckstein".

Die Regierung steht in der Verantwortung, denn während die Mieter
früher vor solchen Exzessen geschützt waren, hat sie der Verkauf der
GBW durch den heutigen Ministerpräsidenten Söder in diese furchtbare
Lage gebracht. Zahlreiche Menschen werden sich diese höheren Mieten
nicht mehr leisten können und ihre Heimat verlieren. Die SPD und alle
Experten hatten bereits vor der Privatisierung der GBW vor solch
drastischen Mieterhöhungen gewarnt. Leider haben sich diese
Prophezeiungen nun alle bewahrheitet.

"Die angekündigten Aufwertungen und Modernisierungen bedeuten
jahrelangen Lärm und erhebliche Beeinträchtigungen für die Mieter, das
hält kaum jemand durch - zumal die heutigen Bewohner dann die Zeche
zahlen müssen und sich die aufgemotzten Wohnungen schließlich nicht
mehr leisten können. Ich werde diesen und ähnliche Fälle erneut zum
Thema im Bayerischen Landtag machen. Die Staatsregierung darf dem
nicht tatenlos zusehen!", so Waldmann.

Kritisch sieht Waldmann auch die Rolle der Bundespolitik: "Die GBW
nutzt bei ihrem Verhalten eine Gesetzeslücke, die der Bund leider
geschaffen hat. Eigentlich sind die Regelungen für solche extremen
Maßnahmen ab 1. Januar 2019 glücklicherweise verschärft worden, doch
kurz davor kam noch schnell die Mieterhöhungsankündigung. Das hätte
sich durch ein sofortiges Inkrafttreten des Gesetzes vermeiden
lassen."

 * 

Quelle:

Pressestelle der BayernSPD-Landtagsfraktion

Bayerischer Landtag

Maximilianeum, 81627 München

Telefon: 089/4126 2347, Fax: 089/41 26-11 68

E-Mail: pressestelle@bayernspd-landtag.de

Internet: www.spd-landtag.de, www.bayern.landtag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4620: MOIA - Technik ersetzt keinen umweltfreundlichen Verkehr (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Januar 2019

MOIA: Technik ersetzt keinen umweltfreundlichen Verkehr



Heute startet der Testbetrieb der VW-Tochter MOIA für einen neuen
Taxiservice in der inneren Stadt. "Dieser neue Fahrbetrieb schließt
leider nicht die Lücken des HVV vor allem in den äußeren Bereichen der
Stadt. Im Gegenteil, MOIA darf seine Billigfahrten in den mit Bus und
Bahn bereits gut erschlossenen Bereichen der Stadt anbieten", stellt
Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in
der Hamburgischen Bürgerschaft, fest. MOIA sei nicht nur eine
hammerharte Konkurrenz für preisgebundene Taxibetriebe, sondern auch
ein Schritt in die falsche Richtung: "Dass E-Fahrzeuge zum Einsatz
kommen rechtfertigt nicht, mit vielen Fahrzeugen relativ wenige
Menschen durch die Gegend zu kutschieren. Hier geht es nicht um eine
umweltfreundliche Personenbeförderung wie mit Bus und Bahn, sondern um
knallharte Geschäftsinteressen."

Erklärtes Ziel des VW-Konzerns ist es laut Homepage [1] nicht nur,
weltweit führender Mobilitätsdienstleister zu werden, sondern "bis
2025 einen substanziellen Teil seines Umsatzes mit diesen neuen
Geschäftsfeldern zu erwirtschaften". "Ohne Not rollt der Senat hier
für den Abgasbetrüger VW den roten Teppich aus", kritisiert Sudmann.
"Statt Volkswagen für sein kriminelles Verhalten zu belohnen, sollte
der Senat besser dafür sorgen, dass die Lücken im HVV-Netz geschlossen
werden."




[1] www.volkswagenag.com/de/brands-and-models/moia.html

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4619: Vattenfall disqualifiziert sich als Energielieferant (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Januar 2019

Vattenfall disqualifiziert sich als Energielieferant



Vattenfall verzögert erneut den Rückkauf des Fernwärmenetzes durch die
Freie und Hansestadt, den ihre Bürger_innen im Volksentscheid 2013
mehrheitlich beschlossen haben. "Egal wohin man schaut, immer versucht
Vattenfall trotz gültiger Verträge, Schlupflöcher zu finden. Das
Geschäftsgebaren dieses Kohlekonzerns lässt keine vertrauensvolle
Zusammenarbeit zu", erklärt dazu der umweltpolitische Sprecher der
Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Stephan Jersch.
Der Konzern stelle seine Gewinne aus der Kohlenutzung vor die
Energiewende und den im Volksentscheid erklärten, eindeutigen Willen
der Bevölkerung.

"Vattenfall disqualifiziert sich als Energielieferant in und für
Hamburg", so Jersch. "Die Stadt muss jetzt konsequent alle
Geschäftsbeziehungen zu Vattenfall überprüfen und sich da, wo es
möglich ist, für Alternativen entscheiden."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4618: Demografie-Konzept - Soziale Spaltung bleibt der blinde Fleck (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 8. Januar 2019

Demografie-Konzept: Soziale Spaltung bleibt der blinde Fleck



Der Senat hat die Fortschreibung des Demografie-Konzepts Hamburg 2030
vorgelegt. "Das Konzept geht an der zentralen Herausforderung vorbei:
an der Überwindung der sozialen Spaltung", erklärt dazu Deniz Celik,
seniorenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft: "Die Stadtbevölkerung wird nicht nur
älter, sie wird dabei auch ärmer. Immer mehr Hamburger Senioren_innen
sind von Altersarmut betroffen, Pflegebedürftigkeit wird zu einem
immer größeren Armutsrisiko. Es ist eine Schande, dass der Senat immer
noch keine Strategie zur Bekämpfung der Altersarmut hat."

Celik kritisiert, dass der Senat beispielsweise verkündet, die
Mobilität zu fördern und gleichzeitig die Fahrpreise für Senior_innen
massiv erhöht. "Für mehr soziale Teilhabe auch im Alter sind auch
konkrete Schritte nötig, zum Beispiel die deutliche Reduzierung der
Preise für die Senior_innentickets oder die Einführung einer
Kulturkarte für den günstigen Zugang zu Kultureinrichtungen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 8. Januar 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2370: Wölfe im Land (Li)


Landtag intern 11/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Wölfe in NRW



30.11.2018 - "Den Wolf in Nordrhein-Westfalen von Anfang an mit einer
Strategie begleiten" (17/4299) - mit diesem Antrag der Fraktionen von
CDU und FDP hat sich das Plenum befasst. Nach wiederholten Hinweisen
und Schafsrissen habe das Landesamt für Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz eine "standorttreue Wölfin" im Gebiet um Schermbeck
(Kreis Wesel) bestätigt, so die Fraktionen. Vieles deute darauf hin,
dass weitere Wölfe in Nordrhein-Westfalen heimisch geworden seien.
"Um ein Zusammenleben in Deutschlands am dichtesten besiedelten
Flächenland zu gewährleisten, bedarf es eines strategischen,
faktenorientierten und ehrlichen Umgangs mit den Großraubtieren",
heißt es in dem Antrag. Die Sicherheit der Bevölkerung müsse dabei an
erster Stelle stehen. Erforderlich seien u. a. "unbürokratische
Regelungen bei Präventionsmaßnahmen zum Herdenschutz und bei
Entschädigungen von Wolfsrissen", ein Fütterungsverbot für Wölfe und
eine Regelung zum Umgang mit verhaltensauffälligen Tieren. Der Antrag
wurde zur weiteren Beratung an den Ausschuss für Umwelt,
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz überwiesen.

 * 

Quelle:

Landtag intern 11 - 49. Jahrgang, 18.12.2018, S. 6

Herausgeber: Der Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

Postfach 10 11 43, 40002 Düsseldorf

Telefon (0211) 884-2472, -2442, -2304, -2388, -2309

E-Mail: email@landtag.nrw.de

Internet: www.landtag.nrw.de, www.landtagintern.de
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2369: Integration von Flüchtlingen (Li)


Landtag intern 11/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Integration von Flüchtlingen



12.12.2018 - Kommunen sollen sich bei der Integration von Flüchtlingen
künftig grundsätzlich auf Asylsuchende mit Bleiberecht konzentrieren
können. Um die Städte und Gemeinden dabei zu unterstützen, hat der
Landtag mit den Stimmen der Fraktionen von CDU, FDP und AfD das
"Ausführungsgesetz zu Paragraph 47 I b AsylG" (17/2993) beschlossen.
So können Personen, "die nach einer Prüfung in einem rechtsstaatlichen
Verfahren nicht schutzberechtigt sind", noch aus den
Aufnahmeeinrichtungen des Landes heraus in ihre Heimatländer
zurückgeführt werden. Sie sollen den Kommunen nicht mehr zugewiesen
werden. Im Gegenzug ist eine Ausdehnung der maximalen Aufenthaltsdauer
in den Einrichtungen von derzeit sechs auf 24 Monate vorgesehen.
Familien mit minderjährigen Kindern sollen den Kommunen weiterhin nach
sechs Monaten zugewiesen werden, "auch wenn noch kein Erstbescheid
ergangen ist". Gegen den Gesetzentwurf hatten die Fraktionen von SPD
und Grünen gestimmt.

 * 

Quelle:

Landtag intern 11 - 49. Jahrgang, 18.12.2018, S. 7

Herausgeber: Der Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf

Postfach 10 11 43, 40002 Düsseldorf

Telefon (0211) 884-2472, -2442, -2304, -2388, -2309
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2368: Petitionsbericht (Li)


Landtag intern 11/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Petitionsbericht



12.12.2018 - Beim Petitionsausschuss des Landtags sind in den ersten
sechs Monaten 2018 insgesamt 2.830 Eingaben von Bürgerinnen und
Bürgern eingegangen. Das berichtete der stellvertretende
Ausschussvorsitzende Thomas Schnelle dem Landtag bei der
Vorstellung des Halbjahresberichts. Damit seien die Eingaben auf einem
hohen Niveau geblieben. Für das gesamte Jahr werde wieder mit mehr als
5.000 Petitionen gerechnet. Von Januar bis Juni wurden 2.268 Eingaben
vom Ausschuss beraten und abschließend behandelt. Mit 478 (21,1
Prozent) wurden die meisten Beschlüsse zu den Themen Bauen, Wohnen,
Verkehr und Umwelt gefasst. So beschwerten sich nach Angaben von
Schnelle viele Bürgerinnen und Bürger über Verkehrsplanungen und nicht
erteilte Baugenehmigungen. Eine "ungewöhnlich hohe Anzahl an Eingaben"
ging zum Rundfunkrecht ein: insgesamt 379 (16,7 Prozent). Grund seien
Sammel- und Massenpetitionen für die Abschaffung des Rundfunkbeitrags
gewesen. Ein wichtiger Schwerpunkt blieb das Ausländerrecht mit 367
abgeschlossenen Eingaben im ersten Halbjahr - 16,2 Prozent aller
Beschlüsse. 268 Eingaben betrafen das Sozialrecht (11,8 Prozent).
Stark angestiegen sei die Zahl der Petitionen aus dem Bereich Schule
und Hochschule (255 bzw. 11,2 Prozent). Rund 35 Prozent der
entschiedenen Eingaben hatten ein positives Ergebnis für die
Petentinnen und Petenten. Der Petitionsausschuss ist eine
Art "Kummerkasten" des Landtags. Mit einer Petition können sich alle
bei ihm beschweren, die sich von einer öffentlichen Einrichtung
ungerecht behandelt fühlen oder die glauben, dass ein Fehler passiert
ist. Ämter, Städte oder Schulen sind zum Beispiel solche öffentlichen
Einrichtungen. Eingaben per Post an Landtag Nordrhein-Westfalen,
Petitionsausschuss, Postfach 10 11 43, 40002 Düsseldorf, per E-Mail:
petitionsausschuss@landtag.nrw.de oder telefonisch: (0211) 884-2143,
-4248 oder -2757.

 * 

Quelle:

Landtag intern 11 - 49. Jahrgang, 18.12.2018, S. 6

Herausgeber: Der Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen
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FINANZEN/1837: Bundesregierung will Gemeinnützigkeit von Freifunk anerkennen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Januar 2019

Arbeitsgruppen: Digitale Agenda, Finanzen

Bundesregierung will Gemeinnützigkeit von Freifunk anerkennen



Jens Zimmermann, digitalpolitischer Sprecher;

Lothar Binding, finanzpolitischer Sprecher:

Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die Initiative von
Bundesfinanzminister Olaf Scholz zur Anerkennung der Gemeinnützigkeit
von Freifunk. Die Bundesregierung wird hierzu einen Gesetzentwurf zur
Änderung des Gemeinnützigkeitsrechts auf den Weg zu bringen. Die
SPD-Bundestagsfraktion setzt sich für eine zeitnahe Umsetzung ein.

"Die Anerkennung der Gemeinnützigkeit ist ein richtiges und wichtiges
Signal für das zivilgesellschaftliche Engagement der
Freifunk-Initiativen und anderer nichtkommerzieller lokaler Netzwerke.
Damit könnten die jetzigen Konstruktionen auf eine rechtssichere
Grundlage gestellt werden. Die Freifunk-Initiativen ermöglichen mit
dem Aufbau von kostenlosen und nichtkommerziell ausgerichteten
Kommunikationsnetzwerken vielen Bürgerinnen und Bürgern einen
Internetzugang. Sie leisten damit einen wichtigen gesellschaftlichen
Beitrag. Deshalb ist es wichtig, die gesetzlichen Änderungen zur
Anerkennung der Gemeinnützigkeit von Freifunk zügig auf den Weg zu
bringen.

In ihrer heute beschlossenen Stellungnahme begrüßt die Bundesregierung
die Initiative des Bundesrates und spricht sich ausdrücklich dafür
aus, Freifunk und vergleichbaren Initiativen als gemeinnützig
anzuerkennen. Da wir im Koalitionsvertrag darüber hinaus weitere
Verbesserungen für den Bereich der Gemeinnützigkeit, wie
beispielsweise die bessere Förderung von bürgerschaftlichem und
ehrenamtlichem Engagement, vereinbart haben, wird die Bundesregierung
einen eigenen Gesetzentwurf vorlegen. Darin sollen alle
steuergesetzlichen Änderungen zur Änderung des
Gemeinnützigkeitsrechts, einschließlich der Förderung des Freifunks,
gebündelt werden."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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MEDIEN/471: Medien- und Kommunikationsbericht zeigt Handlungsbedarf der Politik


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Januar 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Medien- und Kommunikationsbericht zeigt Handlungsbedarf der Politik



Martin Rabanus, medienpolitischer Sprecher:

Heute hat das Kabinett den Medien- und Kommunikationsbericht der
Bundesregierung 2018 beschlossen. Grundlage ist das wissenschaftliche
Gutachten des Hans-Bredow-Instituts (HBI) für Medienforschung.

"Der Medien- und Kommunikationsbericht, der im Auftrag des Deutschen
Bundestages erstellt wurde, ist eine wichtige Datengrundlage und zeigt
die tiefgreifenden Veränderungen der Medienlandschaft in Deutschland.

Schwerpunkt ist die Bedeutung von Kommunikation und Medien für Politik
und Gesellschaft. Durch die Digitalisierung sieht der Bericht eine
weiterhin fortschreitende Mediatisierung aller Lebensbereiche. In
einer nie zuvor gekannten Fülle an Medieninhalten sind die Grenzen
zwischen den einzelnen Angeboten fließend. Auch die Gestaltung
öffentlicher Kommunikation und die Rolle des Journalismus ändern sich
entsprechend.

Politische Schwerpunkte sind in der Konsequenz der Kampf gegen 
Fake-News und Desinformation, die öffentliche Kommunikation als Grundlage
freier individueller und öffentlicher Meinungsbildung sowie das
öffentlich-rechtliche Medienangebot, denn der öffentlich-rechtliche
Rundfunk trägt durch die Erfüllung seines Auftrages zu einem
funktionierenden demokratischen Gemeinwesen bei, indem er
Meinungsfreiheit und -vielfalt sichert und ein Programm für alle
anbietet.

Im Koalitionsvertrag haben wir daher das Bekenntnis zu einem starken
öffentlich-rechtlichen und privaten Rundfunk und zu einer freien und
vielfältigen Presselandschaft verankert. Zudem wollen wir einen
wirksameren Berufsgeheimnis- und Informantenschutz schaffen und eine
bessere Rechtsdurchsetzung beim Schutz journalistischer Inhalte
ermöglichen. Nicht zuletzt stärken wir die globale Kommunikation durch
die Förderung der Deutschen Welle als Stimme der Freiheit.

Presse- und Medienfreiheit, Medienvielfalt und -qualität sind für uns
grundlegende Werte, die wir im digitalen Zeitalter stärken."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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Quelle:
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AFRIKA/1435: Wirtschaftskrise in Namibia - Von wegen "Wohlstand für alle" (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 5, September/Oktober/November 2018

Von wegen "Wohlstand für alle"

Wirtschaftskrise in Namibia

von Henning Melber



Unter der Regierung von Präsident Hage Geingob schwächelt Namibias
Wirtschaft. Viele von ihm geweckten Erwartungen bleiben unerfüllt. Der
Weg aus der Krise ist holprig und nachhaltige Entwicklung ist auch
sozialpolitisch ein fernes Ziel.



Den Wahlkampf zum Parlament und dem Präsidenten im November 2014
führte die regierende Swapo mit dem Versprechen auf eine Ära des
"Wohlstands für alle". Sie sollte als Handlungsmaxime dem Frieden
(unter Präsident Sam Nujoma, 1990 bis 2005) und der Stabilität (unter
Präsident Hifikepunye Pohamba, 2005-2015) folgen. Doch im mittlerweile
vierten Jahr der Amtszeit Geingobs wird der soziale Frieden und die
Stabilität durch die Folgen einer anhaltenden Wirtschaftskrise
empfindlich gefährdet. Teile der Bevölkerung fühlen sich weiterhin von
der Teilhabe am relativen Wohlstand des Landes weitgehend
ausgeschlossen. Deren Unmut nicht nur über die fortgesetzte
Marginalisierung, sondern auch die ungeniert fortdauernde
Selbstbedienungsmentalität der neuen Elite in Wirtschaft und Politik
wächst.


Versprechen und Wirklichkeit

Dabei startete Präsident Geingob fulminant in seine Amtszeit. Nicht
nur schuf er ein neues Ministerium, das ambitioniert für die
Abschaffung der Armut (poverty eradication) und für die Sozialfürsorge
(social welfare) zuständig wurde. Auch wurde es mit Zephania Kameeta
prominent besetzt. Als früherer Bischof der Evangelisch-Lutherischen
Kirche im Lande war er, wie auch Geingob, noch zu seinen Zeiten als
Handels- und Industrieminister ein Befürworter des umstrittenen
Grundeinkommens. Davon war allerdings unter der Geingob-Regierung von
beiden Protagonisten nichts mehr zu hören. Immerhin erhöhte der
frischgebackene Staatspräsident binnen weniger Wochen die mit
Erlangung von 60 Jahren zustehende Altersrente von bis dahin 600 auf
1.000 namibische Dollar (N$). Dies machte zwar gerade mal den
Kaufkraftverlust der Vorjahre wett, verdiente aber zurecht Anerkennung
und wurde als resolutes Zeichen (miss)verstanden.

Mittlerweile wurde die Rente sukzessive auf nunmehr 1.250 N$ erhöht.
Sozialleistungen unter Geingob, auf die im Staatshaushalt 2017/18
insgesamt 7,3 Prozent des Gesamtetats entfielen, haben immerhin den
Anteil der in absoluter Armut lebenden Menschen im Lande den Angaben
des statistischen Amtes zufolge deutlich verringert (siehe dazu den
Artikel von Klaus Schade in afrika süd 3/2018). Dies sollte bei aller
kritischen Einschätzung nicht übersehen werden. In einer
Zwischenbilanz der Regierung Geingob, deren erste Amtszeit im März
2020 endet, wurde dies auch von vielen der Befragten als das
erwähnenswerte Positivbeispiel genannt. Dennoch fiel das Fazit
insgesamt eher negativ aus.

Dies hatte sich Hage Geingob durch vollmundige Versprechen zu Beginn
seiner Amtszeit teilweise selbst eingebrockt. So präsentierte er im
ersten Jahr den Harambee Prosperity Plan, der (nomen est omen) im
Sinne der Wahlkampagne Wohlstand für alle versprach. Und er betonte
immer wieder, dass sein Ziel keinesfalls die Armutsreduzierung,
sondern deren vollständige Abschaffung sei. Wenn im November 2019 die
nächsten Wahlen zum Parlament und Geingobs Wiederwahl als
Staatspräsident anstehen, werden er und die Swapo an diesen Worten
gemessen werden. Deren beider Glaubwürdigkeit hat die Kluft zwischen
Versprechen und Wirklichkeit jedoch eher geschadet. Namibia bleibt
weiterhin eines der Länder mit den weltweit größten
Einkommensunterschieden. Während die Reichen reicher werden, bleiben
die Armen arm. Schon vor Jahren wurde dies mit den Worten
charakterisiert, dass Namibia ein reiches Land mit armen Menschen sei.

Das ist nicht das alleinige Verschulden der Regierung Geingob. Diese
hat mit Calle Schlettwein, ein deutschsprachiger Namibier, einen
kompetenten Finanzminister, der sich redlich, aber nicht immer
erfolgreich um Schadensbegrenzung bemüht. So wurde die ohnehin mit
fragilen Klimabedingungen konfrontierte Landbevölkerung von einer
anhaltenden Dürreperiode 2015/16 betroffen. Deren Folge waren
Nahrungsmittelhilfen und eine Verschärfung der Abwanderung in die
hoffnungslos überforderten urbanen Zentren. Doch auch dort sorgte die
Wasserknappheit für massive Rückschläge in der Wirtschaft und brachte
insbesondere die Bauindustrie in Nöte. Der ohnehin knapper werdende
Handlungsspielraum des Staatshaushaltes wurde dadurch zusätzlich
strapaziert.

Auch die Abhängigkeit von schwankenden Weltmarktpreisen für die
Rohstoffe trug nicht zur Stabilisierung bei. Doch jenseits dieser
Faktoren, die von der Regierung gebetsmühlenartig als entscheidende
Kriterien der andauernden Wirtschaftskrise bemüht werden, gab es
zahlreiche hausgemachte Gründe, die ab 2016 zu einer anhaltenden
Rezession beitrugen.


Verfehlte Wirtschaftspolitik

Zu diesen gehörte eine deutliche Ausweitung der Regierungsämter und
des Parlaments. Geingobs Kooptierungsstrategie, mit der er Abweichler
in der Partei einzubinden suchte, führte nicht nur zur Schaffung neuer
Ministerämter, sondern auch zur Verdoppelung der stellvertretenden
Minister. Zudem holte er sich einen hoch dotierten Beraterstab als
Küchenkabinett ins Staatshaus. Dazu kamen die höheren Ausgaben für ein
um ein Drittel an Mandatsträgern erhöhtes Parlament und den
Nationalrat. Ein aufgeblähter Staatsapparat trug außerdem dazu bei,
dass die laufenden Ausgaben für Gehälter jenseits jeglichen
vertretbaren Anteils den Gesamthaushalt belasten. Hinzu kommen
zahlreiche unproduktive, von Misswirtschaft gebeutelte staatseigene
Betriebe, in denen teilweise exorbitante Gehälter für das
Führungspersonal und Sitzungsgelder für die Gremien bezahlt werden.

Die fortgesetzt hohen Staatsausgaben für Militär und Sicherheit sind
ein weiterer Faktor. Mit 3,4 Prozent des Bruttoinlandsproduktes
rangieren nach Berechnungen des Stockholm International Peace Research
Institute (SIPRI) die Militärausgaben nach der Demokratischen Republik
Kongo (6,2 Prozent) an zweiter Stelle im sub-saharischen Afrika.

Ungeachtet der Verknappung der Mittel, nicht zuletzt durch einen
Rückgang der jährlichen Einnahmen aus der Zollunion SACU (Southern
African Customs Union) sowie der Belastung des Staatssäckels durch die
Dürre, wurde weiterhin auf Staatskosten über die Verhältnisse gelebt.
Bauvorhaben der öffentlichen Hand wurden oftmals unter zweifelhaften
Bedingungen und überteuert vergeben. Die wachsende Verschuldung, die
mit der Geldaufnahme für Großprojekte einher ging, wurde mit dem
Argument abgetan, dass dies in erster Linie Staatsanleihen auf dem
heimischen Markt und in lokaler Währung seien. Als dann die Darlehen
in internationaler Währung (u.a. durch Eurobonds) zunahmen, stiegen
zudem aufgrund des anhaltenden Kursverfalls des an den
südafrikanischen Rand gebundenen N$ die Kreditzinsen.

Während der letzten sieben Jahre stieg die staatliche Verschuldung um
über 350 Prozent auf etwa 76 Milliarden N$ und überholte damit das
Gesamtvolumen des Jahresetats. Der drastische Anstieg der
Verbindlichkeiten veranlasste die einflussreichen internationalen
Finanzagenturen, Namibias Kreditwürdigkeit auf Ramschniveau
herabzustufen. Dies hat eine Verteuerung internationaler Kredite zur
Folge und beeinträchtigt zudem das generelle Investitionsklima, da es
einen Vertrauensschwund in Namibias Wirtschaftspolitik fördert. Bis
zur Jahresmitte 2018 schrumpfte die Ökonomie weiter. Die Rezession
hält mittlerweile über zwei Jahre an. Steigende Arbeitslosigkeit und
Kaufkraftschwund in der Bevölkerung sind die Folgen. Eine schnelle
Erholung ist nicht in Sicht.


Monetäre Schwindsucht

Im Oktober 2016 musste Finanzminister Schlettwein trotz weiterer
Aufnahme von Krediten die Kürzung des Staatshaushalts ankündigen.
Seither trägt der Staatshaushalt die Züge eines chronischen
Krisenmanagements. 2017 hatten sich die verfügbaren Finanzressourcen
so verknappt, dass die öffentliche Hand zahlreiche Rechnungen nicht
begleichen konnte. Die Folge war für einheimische Wirtschaftsbetriebe
teilweise desaströs.

Die Regierung lebt weiter auf Pump. Ein Rettungsanker zur Überbrückung
der drohenden Zahlungsunfähigkeit wurde 2017 von der Afrikanischen
Entwicklungsbank mit einer ersten Kredittranche von drei Milliarden N$
zur wenigstens teilweisen Begleichung von offenen Rechnungen geworfen.
Dem folgten 2018 weitere drei Milliarden. Nochmals vier Milliarden
sollen bereitgestellt werden, um Bauten der öffentlichen Hand als
Investitionen zur Ankurbelung der heimischen Wirtschaft zu
ermöglichen.

Außerdem brachte Präsident Geingob von seiner Teilnahme am
chinesisch-afrikanischen Gipfeltreffen im August 2018 ein
Gesamtdarlehen von zehn Milliarden US-Dollar mit. Diese sollen
teilweise für den überfälligen Ausbau des internationalen Flughafens
von Windhoek verwendet werden. Doch in der Bevölkerung werden
Befürchtungen laut, dass die weitere Entwicklung auf Pump der
Volksrepublik China neben zahlreichen anderen Projekten einen
unverhältnismäßig großen und riskanten Einfluss im Lande gibt und neue
Abhängigkeiten schaffen könnte.

Die Schuldenspirale wächst, und die fortgesetzten Beschwichtigungen
aus dem Staatshaus und dem Finanzministerium, dass alles unter
Kontrolle sei, klingen eher beschwörend denn beruhigend. Namibia
bleibt nach den jüngsten Einstufungen der einflussreichen
internationalen Bonitätsagenturen nicht nur auf Ramschniveau, sondern
es wird auch mit einer dramatischen weiteren Staatsverschuldung
gerechnet, die sich nach Schätzungen einer lokalen Finanzagentur in
den nächsten sieben Jahren nochmals verdoppeln könnte.


Gute Regierungsführung auf dem Prüfstand

Dabei steht die Regierung vor der Herausforderung, dass ab Mitte des
kommenden Jahres wieder Wahlkampfzeiten beginnen. Zwar muss sich die
Swapo auch weiterhin keine Gedanken machen, dass ihr die politische
Dominanz abhanden kommen könnte. Doch die 2014 erreichten 80 Prozent
für das Parlament und 86 Prozent für den Präsidenten werden nur
schwerlich zu wiederholen sein, zu groß scheint die Enttäuschung über
die wachsende Kluft zwischen der Minderheit an deutlich besser
Gestellten und der weiterhin großen Mehrheit, die mit wenig bis sehr
wenig zufrieden sein muss.

Angesichts des im öffentlichen Raum deutlich artikulierten Misstrauens
und der wachsenden Kritik reagieren die politisch Verantwortlichen
erkennbar dünnhäutiger. Im Juli 2018 veröffentlichte das grundsolide
Institute for Public Policy Research (IPPR) neue Umfrageergebnisse,
die als lokaler Partner im Auftrag von Afrobarometer ermittelt wurden.
Dabei wurde die Regierungspolitik zur Arbeitsplatzbeschaffung von 74
Prozent, die Versuche zur Minderung der Einkommensunterschiede von 73
Prozent und die generelle Wirtschaftspolitik von 63 Prozent der
Befragten negativ beurteilt. Wie die namibische Presseagentur
berichtete, erregte dies den Ärger von Minister Kameeta und des
stellvertretenden Ministers für städtische und ländliche Entwicklung,
die auf einer öffentlichen Veranstaltung das IPPR beschuldigten, mit
Lügen gegen die Regierung zu hetzen.

Bereits zu Jahresbeginn hatte der damalige Informationsminister das
IPPR aufgrund eines kritischen Untersuchungsergebnisses zur mangelnden
Auskunftsbereitschaft staatlicher Behörden öffentlich derb
abgekanzelt. Dass das Institut nur erfasst, was die Menschen empfinden
und erfahren, wird keinesfalls als hilfreiche Informationsquelle zur
Verbesserung der Regierungsführung geschätzt, sondern als Aufwiegelung
missverstanden.

Leider ist es um die Lebensbedingungen der Menschen jedoch so
bestellt, dass diese keine Daten des IPPR zur Meinungsfindung
hinsichtlich ihrer Lage benötigen. Wie ein im September 2018
veröffentlichter Bericht zum "State of Food Security and Nutrition in
the World" enthüllte, litt eine Million der insgesamt 2,3 Millionen
Einwohner des Landes im vergangenen Jahr an Hunger. Ein Viertel der
Bevölkerung gilt als unterernährt. Fast die Hälfte aller Kinder werden
aufgrund der Folgen von Mangelernährung als in ihrer Entwicklung
beeinträchtigt eingestuft. Damit schneidet das reiche Namibia, das
aufgrund des berechneten jährlichen durchschnittlichen
Pro-Kopf-Einkommens von etwa 10.000 US-Dollar in die Kategorie der
Länder höheren mittleren Einkommens fällt, schlechter ab als der
Gesamtdurchschnitt des afrikanischen Kontinents.

Da eine deutliche Verbesserung der wirtschaftlichen Lage in absehbarer
Zeit eher unwahrscheinlich ist, täte die Regierung wohl besser daran,
sich in guter Regierungsführung zu üben. Zu dieser gehört aber mehr
als eine Gesundbeterei, die in krassem Gegensatz zu den
Alltagserfahrungen der Bevölkerungsmehrheit steht. Ein erster Schritt
wäre, sich in Bescheidenheit zu üben und mit offenen Karten zu
spielen. Die Risiken einer Schuldenfalle müssten in Verlautbarungen
der Regierung nicht verharmlost, sondern ernst genommen werden. Auch
die Appelle zur Sparsamkeit der öffentlichen Hand sollten erkennbar
umgesetzt werden.

Dass sich Präsident Hage Geingob auf dem Weg zur Eröffnung der
Vollversammlung der Vereinten Nationen in New York gemeinsam mit
seiner Delegation zu einer Stippvisite in Kanada aufhielt, die
jenseits der Pflege freundschaftlicher Beziehungen keinen
unmittelbaren Nutzwert erkennen ließ, wurde in der Öffentlichkeit
scharf verurteilt. Eine dringliche Schadensbegrenzung der
sozialökonomischen Auswirkungen der Wirtschaftskrise sowie des Images
der Regierenden könnte anders aussehen.



Der Autor leitete von 1992 bis 2000 die Namibian Economic Policy
Research Unit (NEPRU) in Windhoek, war Forschungsdirektor am Nordic
Africa Institute und Direktor der Dag-Hammarskjöld-Stiftung, beide in
Uppsala. Er ist Extraordinary Professor an der Universität Pretoria
und der Universität des Freistaats in Bloemfontein. Seit 1974 ist er
Mitglied der Swapo.
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EDITORIAL

KEHREN NEUE BESEN BESSER?

Lothar Berger zu den Hoffnungen, die auf neue Präsidenten nach
Regierungswechseln in der Region projiziert werden.

AKTUELL


SÜDAFRIKA

EILE IST GEBOTEN

Im August hat die Untersuchungskommission zur Vereinnahmung des
Staates mit ihren Anhörungen begonnen. Richard Calland mahnt zur Eile
bei der Aufarbeitung des Guptagate-Skandals.


SÜDAFRIKA: LANDREFOM

FAKTEN UND FIKTION

Zur Landreform in Südafrika wird viel Halbgares verbreitet. Piers
Pigou von der International Crisis Group räumt mit Missverständnissen
in der Landreformdebatte auf.


SIMBABWE

MILITÄRSTAAT MIT DEMOKRATISCHEM ANTLITZ

Das simbabwische Verfassungsgericht hat die Anfechtung der
Wahlergebnisse vom Juli abgelehnt und Emmerson Mnangagwas
Präsidentschaft bestätigt. Anlass für Blessing Vava, die "2. Republik"
des Mugabe-Nachfolgers unter die Lupe zu nehmen.

"WIR WOLLEN TEIL DER VERÄNDERUNG SEIN"

Ein Brief aus Harare.


NAMIBIA

VON WEGEN "WOHLSTAND FÜR ALLE"

Unter der Regierung von Präsident Hage Geingob schwächelt Namibias
Wirtschaft. Die Wege aus der Krise sind holprig, meint Henning Melber.


DR KONGO

AUSSCHLUSS DER OPPOSITION

Am 23. Dezember wählt die DR Kongo einen Nachfolger für Präsident
Joseph Kabila, der endlich abdankt. Um den Sieg seines
Wunschkandidaten nicht zu gefährden, ließ er die Hauptfiguren der
Opposition einfach von der Kandidatur ausschließen. Von Lothar Berger.


BOTSWANA

IAN KHAMAS VERMÄCHTNIS

Botswanas früherer Präsident Ian Khama wurde für seine Außenpolitik
und Kritik an Despoten wie Robert Mugabe geachtet. Sein Nachfolger
Masisi setzt eher innenpolitisch neue Akzente, meint Audrey Lute.


SWASILAND/ESWATINI

WAHLEN IN EINER ABSOLUTEN MONARCHIE

Swasiland hat am 21. September gewählt. Doch was bedeuten Wahlen in
einer absoluten Monarchie? Simone Knapp gibt Auskunft.


TANSANIA: MODE

FAKE IT, UNTIL YOU MAKE IT

Mustafa Hassanali ist einer der bekanntesten Modeschöpfer Ostafrikas.
Rene Vesper hat ihn in Daressalam besucht und zur Swahili Fashion Week
und die Herausforderungen für Modedesigner in Tansania befragt.


SIMBABWE: ÖKOLOGIE

WIR WERDEN IMMER NOCH KOLONISIERT

Invasive Pflanzen wie das Wandelröschen, Zypressen oder Eukalyptus
bedrohen die Biodiversität in Simbabwe. Umweltaktivisten fordern
gesetzliche Gegenmaßnahmen zum Schutz der Artenvielfalt, berichtet
Kari Olivey.

LANDFLUCHT AUCH UNTER BIENEN

Über Erfahrungen mit der Afrikanischen Honigbiene in Harare berichten
René Fischer und Jürgen Langen. Da Bienen im ländlichen Raum durch den
Einsatz von Pestiziden kaum noch Nahrung finden, zieht es sie in
Städte wie Bulawayo und Harare.


NAMIBIA - DEUTSCHLAND

NOTHING US WITHOUT US

Adetoun und Michael Küppers-Adebisi berichten von Erinnerungskulturen
und afrofuturistischen Visionen auf der Black Berlin Biennale. Thema
 war dort auch der Völkermord an den Herero und Nama vor mehr als 100
Jahren.


MOSAMBIK - DDR

VOM UMGANG MIT DER WAHRHEIT

Eine TV-Dokumentation des MDR legt nahe, dass der Rassismus in der DDR
stärker als bisher bekannt gewesen sei. Ulrich van der Heyden kommt
nach Recherchen zu damaligen Todesfällen zweier mosambikanischer
Vertragsarbeiter zu einem anderen Ergebnis.


SERVICE

REZENSIONEN


AFRIKA SÜD-DOSSIER: ZIVILGESELLSCHAFT UNTER DRUCK

ZIVILGESELLSCHAFT UNTER DRUCK

Barbara Unmüßig, Vorstand der Heinrich-Böll-Stiftung, führt in das
Thema ein.


ZIVILGESELLSCHAFT UND STAAT

SHRINKING SPACES

Jana Baldus, Annika Elena Poppe und Jonas Wolff zu Einschränkungen
zivilgesellschaftlicher Handlungsspielräume.

GEMEINSAM FÜR DAS GEMEINWOHL?

Zur Auseinandersetzung zwischen Staat und Zivilgesellschaft informiert
Rubert Graf Strachwitz.


UNTER DRUCK: SÜDAFRIKA 

ERSCHWERTE BEDINGUNGEN FÜR DIE ZIVILGESELLSCHAFT

Besorgniserregende Anzeichen für das Aushöhlen verfassungsmäßiger
Rechte und Freiheiten in Südafrika fasst Corlett Letlojane zusammen.


ESWATINI

MONARCHIE OHNE MENSCHENRECHTE

Der Journalist und Gewerkschafter Sicel M. Vilane zu Herausforderungen
der Zivilgesellschaft in Swasiland.


NAMIBIA

DER NAMIBIAN UNTER ANKLAGE

Eine Diffamierungsklage bedroht Namibias größte Tageszeitung, sagt
Will Fitzgibbon.


TANSANIA

BRANDBRIEF AN DEN PRÄSIDENTEN

65 internationale Organisationen haben wegen zunehmender
Menschenrechtsverletzungen einen Brief an Tansanias Präsidenten John
Magufuli gesandt.


ÜBERWACHUNG UND DIGITALE REPRESSION

ALLTAG UND GESCHÄFT

Großbritanniens Überwachungsprogramme dienen anderen Staaten als
Vorbild für Massenspionage, weiß Hendrik Obelöer.

AUFRUHR GEGEN INTERNET-ABSCHALTUNGEN

Immer häufiger schalten Regierungen in Afrika das Internet ab. Von
Tonderay Mukeredzi.


STRATEGISCHE KLAGEN

"NICHTS ANDERES ALS RACHE"

Mit sog. SLAPP-Verfahren sollen kritische Stimmen eingeschüchtert und
mundtot gemacht werden. Von Peter Ripken.


HANDLUNGSRÄUME ÖFFNEN: SÜDLICHES AFRIKA

DAS RECHT, NEIN ZU SAGEN

Beispiele zivilgesellschaftlicher Kämpfe aus dem südlichen Afrika
schildert Boniface Mabanza Bambu.


MOSAMBIK

SOJA? NEIN DANKE

Stefano Liberti berichtet von den Protesten der Bauern gegen das
Projekt ProSavana im Norden Mosambiks.


SIMBABWE

CITIZEN JOURNALISM

Normale Menschen verschaffen sich als sog. Bürgerjournalisten bei den
Behörden Simbabwes Gehör. Von Garikai Chaunza.

KREATIVER WIDERSTAND

Moto Republik und das Magamba Network zeigen, wie Soziale Medien in
Simbabwe kreativ genutzt werden können, meint Garikai Chaunza.
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FINANZEN/532: Ausgaben der Studierenden steigen deutlich an - BAföG-Erhöhung reicht nicht (idw)


Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie (FiBS) - 08.01.2019

FiBS-Studie: Ausgaben der Studierenden steigen deutlich an 

BAföG-Erhöhung des BMBF reicht nicht



Die durchschnittlichen Gesamtausgaben von Studierenden sind ebenso wie die
Mieten zwischen 2012 und 2016 um bis zu 55 Prozent gestiegen; die Ausgaben
für Fahrtkosten und Gesundheit haben sich teilweise verdoppelt. Besonders
betroffen sind insbesondere einkommensschwächere und/oder jüngere
Studierende. Dadurch liegen die Lebenshaltungskosten auch bei
einkommensschwachen Studierenden fast immer über den
Förderungshöchstsätzen des BAföG. Dies ist das Ergebnis einer erneuten
Studie des FiBS Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie zu den
Lebenshaltungskosten von Studierenden im Auftrag des Deutschen
Studentenwerks.

Nachdem das FiBS Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie im
Mai 2017 erstmalig im Auftrag des Deutschen Studentenwerks die
Lebenshaltungskosten von Studierenden anhand verschiedener Datensätze für
die Jahre 2012/13 vergleichend untersucht hat, wurde nun eine erneute
Berechnung für das Jahr 2016 auf Basis der Daten der 21. Sozialerhebung
des Deutschen Studentenwerks vorgenommen.

Die Ergebnisse zeigen, dass sich die Ausgaben zwischen 2012 und 2016 für
fast alle Studierenden beträchtlich erhöht haben. So belaufen sich z.B.
die durchschnittlichen Ausgaben von einkommensschwachen, alleine wohnenden
18 bis 24 Jahre alten Studierenden auf 800 Euro, das sind 250 Euro mehr
als noch vier Jahre zuvor. Alleine die Mieten sind um 53 Prozent von 235
auf 360 Euro angestiegen. Diese Werte liegen über dem BAföG-Höchstsatz,
der inklusive Mietpauschale 735 Euro beträgt, sofern die Studierenden
selbst für ihre Kranken- und Pflegeversicherung aufkommen müssen. Im
Normalfall dürften sie lediglich 649 Euro an BAföG erhalten. "Mit diesem
Betrag" sagt Dr. Dieter Dohmen, der Direktor des FiBS und Leiter der
Studie, "kommen allenfalls noch Studierende über die Runde, die mit ihrem
Partner oder ihrer Partnerin zusammen oder im Studentenwohnheim wohnen.
Bei den alleine wohnenden Studierenden liegen bereits die Mieten um über
100 Euro über der Mietpauschale von 250 Euro."

Neben den Mieten sind vor allem die Ausgaben für Fahrtkosten und
Gesundheit gewachsen. Besonders dramatisch ist, dass gleichzeitig
ausgerechnet die Ausgaben für Ernährung, Freizeit, Kleidung und Lernmittel
häufig gesunken sind. "Angesichts der massiven Steigerungen der Ausgaben
für Mieten, Fahrtkosten und Gesundheit ist es kein Wunder, wenn gerade bei
der Ernährung, aber auch bei Kleidung, Freizeit und Lernmitteln versucht
wird zu sparen." Während die Grundsicherung von Kosten für die Ernährung
von 145 Euro ausgeht, geben Studierende hierfür oft weniger als 120 Euro,
und zum Teil sogar nur 80 Euro aus. "Diese Ausgaben für Ernährung sind oft
so niedrig, dass sie unterhalb des physiologischen Existenzminimums liegen
dürften," merkt Dohmen an.

"Im Ergebnis ist festzuhalten," sagt der FiBS-Direktor, "dass das BAföG
seinen Zweck nur noch begrenzt erfüllt." So liegen die Ausgaben von
BAföG-geförderten Studierenden unterhalb der Beträge, die ihre
Kommilitonen, die von den Eltern unterstützt werden, ausgeben. "Besonders
auffallend ist, dass die Ausgaben der Studierenden, die gleichzeitig
Elternunterhalt und BAföG bekommen, niedriger sind als bei ausschließlicher
Finanzierung über die Eltern oder das BAföG."

"Will die Bundesregierung das Versprechen einlösen, dass es zu einer
Trendumkehr bei den Gefördertenzahlen des BAföG kommt, dann muss es zum
Herbst 2019 eine deutlich überproportionale Erhöhung geben", stellt Dohmen
fest. "Zwar ist die Erhöhung der Mietpauschale von 250 auf 325 Euro
beträchtlich, allerdings können viele Studierende damit die zuletzt stark
gestiegenen Mieten trotzdem nicht vollständig finanzieren." Es sind daher
weitere Anpassungen nötig, z.B. durch die Wiedereinführung einer
anteiligen Zusatzfinanzierung, wenn die Miete höher ist als die Pauschale.
Auch die Anpassung des BAföG-Grundbedarfs um 5 Prozent von 399 auf 420
Euro bleibt hinter der Preisentwicklung seit Herbst 2016 zurück.

Das FiBS ist eine private, interdisziplinäre Forschungs- und
Beratungseinrichtung sowie ein führender Think Tank zum Thema
Bildungsfinanzierung in Deutschland und Europa.


Weitere Informationen unter:

https://www.fibs.eu/fileadmin/user_upload/Literatur/FiBS_DSW_Studentischer_Warenkorb_2018_190108.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution674

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Forschungsinstitut für Bildungs- und Sozialökonomie (FiBS), 08.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Januar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





MELDUNG/638: Abstimmung der Kriterien für das staatliche Tierwohlkennzeichen kurz vor dem Abschluss (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 2 vom 09.01.2019

Für eine tiergerechtere Haltung - Abstimmung der Kriterien für das
staatliche Tierwohlkennzeichen kurz vor dem Abschluss



Bei einer Sitzung, zu der der Staatssekretär des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft, Dr. Hermann Onko Aeikens, Vertreter der
Tierhalter, der Verbraucher, des Tierschutzes und des Handels eingeladen
hat, wurde weitgehender Konsens über die Kriterien für das staatliche
Tierwohlkennzeichen erreicht. Unter den Beteiligten herrschte unter anderem
Einigkeit über eine stärkere Buchtenstrukturierung, mehr Beschäftigung und
Raufutter oder die Verbesserung des Tierschutzes bei der Schlachtung.

Nach der Sitzung stellte Staatssekretär Dr. Aeikens fest: "Die Kriterien
des staatlichen Tierwohlkennzeichens werden praktikabel für die
Sauenhalter sein und ein Mehr an Tierwohl liefern. Dies ist nur möglich,
indem die Kriterien der staatlichen Kennzeichnung über die existierenden
Kennzeichnungssysteme, wie reine Haltungssysteme, hinausgehen. Es ist uns
gelungen, die teilweise sehr unterschiedlichen Positionen weiter
zusammenzuführen. Dafür danke ich allen Beteiligten."


Hintergrund:

Im Koalitionsvertrag für die 19. Wahlperiode wurde vereinbart, bis zur
Mitte der Legislaturperiode ein System zur Tierwohlkennzeichnung zu
entwickeln. Das Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft arbeitet
deshalb an der Einführung eines staatlichen Tierwohlkennzeichens, welches
höhere Tierschutzstandards vorsieht als die gesetzlichen Anforderungen -
und zwar von der Geburt bis zur Schlachtung. Wesentliche Eigenschaften der
neuen staatlichen Tierwohlkennzeichnung sind insbesondere ein nationaler
Rechtsrahmen, eine freiwillige Teilnahme sowie Anforderungen, denen nicht
Haltungssysteme, sondern ressourcen-, management- und insbesondere
tierbezogene Kriterien zu Grunde liegen. Um die Vermarktungschancen zu
optimieren, wird die staatliche Tierwohlkennzeichnung drei Stufen haben:
eine Eingangsstufe, eine zweite Stufe und eine Premiumstufe. Die große
Mehrheit der Verbraucher (90%) ist bereit mehr für Lebensmittel zu
bezahlen, wenn die Tiere besser gehalten werden. Ein Großteil der
Verbraucher wünscht sich eine staatliche Tierwohlkennzeichnung (79%). Dies
ist das Ergebnis der Verbraucherbefragung im aktuellen Ernährungsreport des
Bundesministeriums (Ernährungsreport 2019).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 2 vom 09.01.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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MELDUNG/637: Bundesministerin präsentiert den Ernährungsreport 2019 (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 1 vom 09.01.2019

Klöckner: "Verbraucher wollen differenzierte Information und
Orientierung. Sie achten auf bewusste und gesunde Ernährung, die schmecken
muss."

"Deutschland, wie es isst" - Bundesministerin präsentiert den
Ernährungsreport 2019.



Die Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, hat
heute in Berlin den Ernährungsreport 2019 vorgestellt. Mit dieser
jährlichen, repräsentativen Umfrage unter 1.000 Verbraucherinnen und
Verbrauchern werden Vorlieben, Ess- und Einkaufsgewohnheiten erfragt: "Der
Report liefert eine gute und wichtige Datengrundlage. Er zeigt auf, was bei
uns auf den Tisch kommt, was den Bürgerinnen und Bürgern bei Lebensmitteln
und Ernährung wichtig ist, wie sich Prioritäten im Laufe der Zeit
gegebenenfalls ändern, welche Rolle Preise und Kalorien spielen. Die
Haupterkenntnis: Lecker und gesund soll es sein. Neun von zehn Verbrauchern
ist gesundes Essen wichtig. Und so gut wie allen - 99 Prozent - muss das
Essen schmecken."

Gleichzeitig zeigen die Ergebnisse, dass sich eine große Mehrheit immer
bewusster ernährt: "71 Prozent ist es wichtig, dass Fertigprodukte weniger
Zucker enthalten, 68 Prozent wollen weniger ungesunde Transfette und 38
Prozent weniger Salz. Über allem steht aber der Geschmack, als Staat
sollten wir daher auch keine Produktrezepte vorschreiben, die im Alltag zu
Ladenhütern werden. Insofern sind die genannten Zahlen eine Bestätigung,
dass wir hinsichtlich unseres grundsätzlichen Ansatzes und der bereits
ergriffenen Maßnahmen im Rahmen der Nationalen Reduktions- und
Innovationsstrategie für Zucker, Fette und Salz den richtigen Weg
eingeschlagen haben. Gerade der Aspekt der Innovation ist für die
Verbraucher dabei wesentlich, durch starre Vorgaben würde diese gebremst
werden. Konkret wollen nur sieben Prozent, dass die erwähnte
Zuckerreduzierung durch künstliche Süßstoffe ausgeglichen wird. Mein
Ministerium fördert deshalb ein Projekt, das aus der Zuckerrübe
kalorienarmen Zucker gewinnt."

Julia Klöckner weiter: "Der Ernährungsreport unterstützt auch unser
Vorhaben, ein staatliches Tierwohlkennzeichen einzuführen, das über ein
reines Haltungskennzeichen hinausgeht. 81 Prozent der Befragten befürworten
ein offizielles Siegel, das sicherstellt, dass Nutztiere besser gehalten
werden als gesetzlich vorgeschrieben ist. Deutlich gestiegen im Vergleich
zum Vorjahr ist zudem die Zahl der Befragten, die es wichtig oder sehr
wichtig finden, Nährwertangaben auf Lebensmittelverpackungen vorzufinden.
Den Verbrauchern geht es also um transparente und differenzierte
Informationen, nicht nur um eine grafische Simplifizierung.

Zugenommen - das zeigen die Zahlen - hat die Außer-Haus-Verpflegung, die
wir deshalb bereits stärker in den Blick genommen haben. Das gilt für
Kantinen und insbesondere die Verpflegung in den Schulen. Zur Verbreitung
der Standards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung für leckeres und
gesundes Essen trägt mein Ministerium mit dem Ausbau und der Stärkung der
Schulvernetzungsstellen bei. Damit entsprechen wir dem Anliegen von 95
Prozent der Befragten, dass Kinder die Grundlagen der gesunden Ernährung
schon in der Schule lernen sollten.

Schließlich bekräftigt der Report unsere Maßnahmen zur Bekämpfung von
Lebensmittelverschwendung. 84 Prozent sehen die Reduzierung des
Lebensmittelabfalls als einen geeigneten Weg an, die wachsende
Weltbevölkerung zu ernähren. 44 Prozent sprechen sich in diesem
Zusammenhang zudem für eine Steigerung der Produktivität der Landwirtschaft
aus. Das verdeutlicht, dass die Bevölkerung für diesen Zielkonflikt ein
immer stärkeres Bewusstsein entwickelt."

Die wesentlichen Erkenntnisse des Ernährungsreports 2019:

• Für 99 Prozent der Befragten kommt es beim Essen auf den Geschmack
an. 91 Prozent der Befragten ist gesundes Essen wichtig: 71 Prozent essen
täglich Obst und Gemüse, 64 Prozent nehmen täglich Milchprodukte zu sich,
Fleisch- und Wurstwaren kommen bei 28 Prozent jeden Tag auf den Tisch, 6
Prozent der Befragten ernähren sich vegan oder vegetarisch.

• Wir essen und kaufen immer bewusster. Mehr als die Hälfte der
Verbraucher achtet beim Einkauf auf Zuckermenge und Fettanteil.

• 84 Prozent der Befragten sind daher dafür, Fertigprodukten weniger
Zucker zuzusetzen - auch wenn sie dann nicht so süß schmecken.

• Den Befragten ist es sehr wichtig, dass verarbeitete Lebensmittel
wenig Zucker und wenig ungesunde Transfette enthalten. Das sagen 71 bzw. 68
Prozent der Befragten.

• 86 Prozent der Befragten gaben an, dass sie bei den freiwilligen
Angaben auf Verpackungen die Angaben zur artgerechten Tierhaltung
interessieren.

• 81 Prozent der Befragten wünschen sich ein staatliches
Tierwohlkennzeichen.

• 84 Prozent der Befragten sehen die Verringerung der
Lebensmittelverschwendung als eine geeignete Maßnahme, um eine ausreichende
Ernährung der wachsenden Weltbevölkerung sicherzustellen.

• 48 Prozent präferieren eine einfache Zubereitung, 36 Prozent achten
auf die Kalorien, für 32 Prozent ist der Preis am wichtigsten.


Hintergrund:

Im Auftrag des Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL)
hat das Meinungsforschungsinstitut forsa im Oktober und November 2018 rund
1.000 Bundesbürgerinnen und -bürger ab 14 Jahren zu ihren Ess- und
Einkaufsgewohnheiten befragt - die 4. Untersuchung seit 2015. Die
wichtigsten Ergebnisse über Deutschland, wie es isst, sind im
Ernährungsreport 2019 zusammengefasst.

Den Ernährungsreports 2019 finden Sie unter:

www.bmel.de/ernaehrungsreport2019

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 1 vom 09.01.2019

Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Dienstsitz Bonn:

Besucheranschrift: Rochusstraße 1, 53123 Bonn

Postanschrift: Postfach 14 02 70, 53107 Bonn

Dienstsitz Berlin:

Besucheranschrift: Wilhelmstraße 54, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 529-3174, -3208, Fax: 030/18 529-3179

E-Mail: pressestelle@bmel.bund.de

Internet: www.bmel.de
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USA/1410: Europa - atlantische Mißachtung ... (SB)




Die US-Regierung hat im Laufe des vergangenen Jahres den
diplomatischen Status der EU herabgestuft, ohne es für nötig zu
halten, irgendjemanden in Brüssel darüber zu informieren. Letztgültig
festgestellt wurde dies erst am 5. Dezember beim Staatsbegräbnis des
früheren US-Präsidenten George W. Bush. Da war der EU-Diplomat in
Washington, David O'Sullivan, angehalten worden, als allerletztes von
über 150 Diplomaten seine Kondolenz zu erweisen, berichtete die
Deutsche Welle [1].

Es bestätigte sich, was der EU-Vertretung in Washington Wochen zuvor
bereits aufgefallen war, nämlich daß sie zu bestimmten Ereignissen
keine Einladung erhalten hatte. Und bei Staatsbegräbnissen, zu denen
Diplomaten aller Herren Länder anreisen, richtet sich die Reihenfolge
der Beileidsbekundungen der Diplomaten üblicherweise nach dem
Dienstalter. Das ist unverfänglich. Derjenige Diplomat, der die
längste Zeit in Washington akkreditiert ist, darf als erstes
sprechen, wohingegen der jüngste in diplomatischen Diensten bis zum
Schluß warten muß. Die Rolle des Schlußlichts war nun für den
altgedienten Kämpen im europäischen Diplomatenkorps, den Iren
O'Sullivan vorgesehen, der seit 2014 in Washington sitzt und
eigentlich an 20. bis 30. Stelle an der Reihe gewesen wäre, sein
Beileid zu bekunden.

Es zeugt schon von großer Ignoranz, uramerikanisch gesprochen, von
einer tief gespaltenen Zunge, ausgerechnet auf der Beerdigung eines
Mannes, der zumindest laut der zahlreichen Huldigungen an jenem Tag
maßgeblich die Einheit Deutschlands und auch Europas in die Wege
geleitet hat, die Europäer auf solche Weise abzukanzeln.

2016 hatte die Obama-Regierung der EU einen diplomatischen
Sonderstatus erteilt, der ihren Vertreterinnen und Vertretern einen
leichten Zugang zu Regierungsmitgliedern ermöglichte. Die
Trump-Administration hat diesen Status stillschweigend aufgehoben, so
da die EU nun zu einer weniger bedeutenden "internationalen
Organisation" degradiert wurde.

Das war nicht die erste diplomatische Ohrfeige einer US-Regierung
gegen die Europäische Union. Noch gut in Erinnerung dürfte vielen das
"Fuck the EU!" (z. Dt.: Scheiß auf die EU!) der neokonservativen
US-Diplomatin Victoria Nuland bei einem Telefongespräch mit dem
US-Botschafter für die Ukraine, Geoffrey R. Pyatt, am 4. Februar 2014
sein. Und sicherlich erweckte die Aussage von US-Präsident Donald
Trump, die EU sei in Handelsfragen noch vor China und Rußland ein
"Feind" der USA, nicht den Eindruck, daß er damit eine Partnerschaft
auf Augenhöhe meinte.

Im aktuellen Fall wollten die EU-Diplomaten selbstverständlich
wissen, was es denn nun mit der Herabstufung auf sich habe, und
erhielten als Antwort des für diplomatische Angelegenheiten
zuständigen US-Außenministeriums, man habe vergessen, sie zu
informieren. Die Entscheidung zur Herabstufung sei getroffen worden,
weil der Protokollchef das so für angemessen gehalten habe.

Nun ja, Verachtung ist steigerbar, wie man an dieser Antwort ablesen.
Man weiß nicht, was schlimmer wiegt, die Herabstufung oder die
anschließende Begründung, bei der noch einmal nachgetreten wurde. Und
ein weiteres Mal, indem das US-Außenministerium auf eine EU-Anfrage
lediglich eine automatische E-Mail schickte: "Die Kommunikation mit
den Medien beschränkt sich auf Ereignisse und Fragen im Zusammenhang
mit der Sicherheit von Menschenleben oder dem Schutz von Eigentum
oder auf solche, die für die nationale Sicherheit als wesentlich
erachtet werden."

Das Argument, die Pressestelle des Außenministeriums könne wegen des
Shutdowns der Regierung und eines reduzierten Betriebs zur Zeit keine
Anfragen beantworten, die nicht dringend sind, klingt vorgeschoben,
wenn man bedenkt, daß der Regierungsstillstand nicht bedeutet, daß
die Ministerien und Amtsstuben in der US-Hauptstadt zur Zeit
vollkommen menschenleer sind.

Das alles wäre eigentlich überhaupt kein Problem, der Affront trifft
gewiß nicht die Falschen. Die neokolonialistisch-überhebliche
Attitüde von Vertretern der EU-Mitgliedsländer ihrerseits gegenüber
afrikanischen Ländern steht dem Verhältnis der Vereinigten Staaten
gegenüber den Europäern in nichts nach. Insofern wurde der EU ein
Spiegel vorgehalten - ob das was nützt, steht zu bezweifeln.

Solange es bei diplomatischen Ränkespielen bliebe, könnte man dem
Vorgang fast schon eine heitere Note abgewinnen. Allerdings sollte
man in Anbetracht der hier zu Tage getretenen Einstellung davon
ausgehen, daß die US-Regierung jenseits der Diplomatie ähnlich
auftreten würde. Das bedeutet aber, daß, wenn die beiden
transatlantischen Partner gemeinsam gegen Rußland zu Felde ziehen
sollten, wie es zur Zeit allem Anschein nach vorbereitet wird, "Fuck
the EU!" nicht treffender die Situation beschreiben könnte. Die
Bezichtigung Rußlands, es habe den INF-Vertrag zur Vernichtung aller
landgestützten Flugkörper mit kürzerer und mittlerer Reichweite (500
bis 5.500 Kilometer) verletzt und müsse mit den Konsequenzen rechnen,
droht darauf hinauszulaufen, daß West wie Ost auf diesem Gebiet
nuklear aufrüsten und daß Europa das erste Schlachtfeld wird, das
dann eröffnet würde. Niemand müßte es aussprechen, doch wäre die EU
dann ziemlich "gefuckt", um ein letztes Mal Nulands undiplomatische
Wortwahl zu bemühen.


Fußnote:

[1] https://www.dw.com/en/trump-administration-downgrades-eu-mission-to-us/a-46990608

9. Januar 2019
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FAMILIE/316: "Starke-Familien-Gesetz" - Erste wichtige Schritte zur Bekämpfung von Kinderarmut (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

Erste wichtige Schritte zur Bekämpfung von Kinderarmut



Berlin - "Das heute vom Bundeskabinett beschlossene
"Starke-Familien-Gesetz" beinhaltet wichtige Maßnahmen zur Bekämpfung der
Armut von Kindern und ihren Eltern. Die Neugestaltung des Kinderzuschlags
ist eine echte Verbesserung", betont Caritas-Präsident Peter Neher.
Problematisch sei allerdings, dass die im Gesetzentwurf vorgesehenen neuen
Freibetrags- und Anrechnungsregelungen weiter intransparent und für die
Leistungsempfänger kaum nachvollziehbar sind, eine Kritik, die der Deutsche
Caritasverband bereits an den bestehenden Regelungen geübt hat. "Gesetze,
die soziale Gerechtigkeit schaffen sollen, von den Begünstigten aber nicht
nachvollzogen werden können, verfehlen ihr sozialpolitisches Ziel", so
Neher.

Neher würdigt die im Gesetz vorgesehenen Leistungsverbesserungen bei den
Bildungs- und Teilhabeleistungen. Mit dem Wegfall der Eigenanteile bei der
Mittagsverpflegung und Schülerbeförderung, mit der Erhöhung der jährlichen
Schulbedarfsleistungen und dem Anspruch auf Lernförderung unabhängig von
der Versetzungsgefahr werden Reformen auf den Weg gebracht, für die sich
der Deutsche Caritasverband schon lange eingesetzt hat. "Die geplante
Vereinfachung der Antragsstellung, die zukünftig bei den meisten Leistungen
keine getrennten Anträge mehr vorsieht, ist eine deutliche Entlastung für
die betroffenen Familien. Ich bin froh, dass anspruchsberechtigte Kinder
hierdurch zukünftig deutlich besser erreicht werden", so Neher.

Der Gesetzentwurf greift allerdings insgesamt zu kurz, indem nur der
Kinderzuschlag und die Bildungs- und Teilhabeleistungen weiterentwickelt
werden. "Um Armut von Kindern und Familien umfassend und nachhaltig zu
bekämpfen brauchen wir ein Konzept, in welchem die verschiedenen
bestehenden Transferleistungen für Kinder und Familien einbezogen werden.
Insbesondere müssen die Wohnkosten berücksichtigt werden, die gerade für
Familien mit niedrigem und mittlerem Einkommen in Ballungszentren ein
großes Problem darstellen", fordert Neher. Eine wirklich
"Starke-Familien-Politik" brauche daher eine dynamische Einbindung von
Wohngeldleistungen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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FAMILIE/315: Kinder und Familien anhaltend fördern (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 9. Januar 2019

Kinder und Familien anhaltend fördern

Präsident Adolf Bauer: "Die Bundesregierung muss noch deutlich nachlegen"



"Das Gesetz ist ein wichtiger und richtiger Schritt, um Familien zu stärken
und Kinderarmut zu bekämpfen. Aber jetzt müssen weitere Maßnahmen folgen,
die auf langfristig verbesserte Rahmenbedingungen abzielen. Denn Kinder
sind unsere Zukunft. Und deshalb muss die Bundesregierung noch deutlich
nachlegen", sagt SoVD-Präsident Adolf Bauer zum "Starke-Familien-Gesetz",
das heute vom Bundeskabinett verabschiedet werden soll.

Notwendig sind aus Sicht des SoVD-Präsidenten vernetzte Maßnahmen im Rahmen
einer konzertierten Initiative, die sich als eigenständige Kinder- und
Jugendpolitik versteht.

"Die Lösungsansätze müssen eine ineinandergreifende Vorgehensweise der
Familien-, Bildungs-, und Gesundheitspolitik sowie der Jugendhilfe und
Sozialpolitik umfassen. Das Spektrum reicht von aktiver Arbeitsmarktpolitik
über die Vereinbarkeit von Familie und Beruf bis hin zu einer verbesserten
frühkindlichen Förderung in Betreuungseinrichtungen", betont Adolf Bauer.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 1/2019 vom 9. Januar 2019

Sozialverband Deutschland, Pressestelle

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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LEISTUNGEN/626: Arbeitslosenversicherung für Existenzgründer - Gleiche Beiträge, aber unterschiedliche Leistungen (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 08.01.2019

Arbeitslosenversicherung für Existenzgründer:

Gleiche Beiträge, aber unterschiedliche Leistungen



Die Arbeitslosenversicherung steht auch Selbstständigen offen, wenn sie
vor der Gründung sozialversicherungspflichtig beschäftigt oder
Arbeitslosengeld-Bezieher waren. Allerdings nutzen relativ wenige
Selbstständige die Möglichkeit, sich gegen Arbeitslosigkeit zu versichern,
und die Zahl der Versicherten ist in den letzten Jahren deutlich gesunken.
Das geht aus einer am Dienstag veröffentlichten Studie des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor. Kritisch sieht die Studie,
dass bei der Arbeitslosenversicherung für Selbstständige die Beitragshöhe
und die Höhe des Anspruchs auf Arbeitslosengeld entkoppelt sind.

Anders als bei der Arbeitslosenversicherung für Beschäftigte hängt bei
Selbstständigen die Höhe der Beitragszahlungen nicht vom Verdienst ab:
Versicherte in Ostdeutschland zahlen pauschal rund 80 Euro im Monat,
Versicherte in Westdeutschland gut 90 Euro. Das mögliche Arbeitslosengeld
nimmt bei Selbstständigen mit dem früheren Lohn und dem Bildungsabschluss
zu. Bei Arbeitslosen, die in den letzten zwei Jahren vor Beginn der
Arbeitslosigkeit mindestens 150 Tage Arbeitsentgelt aus einer
versicherungspflichtigen Beschäftigung erzielt haben, berechnet sich das
Arbeitslosengeld anhand des früheren Arbeitseinkommens. Andernfalls wird
ein fiktives Arbeitsentgelt zugrunde gelegt, das sich anhand von vier
Qualifikationsstufen unterscheidet. Das monatliche Arbeitslosengeld liegt
dann für zuvor Selbstständige ohne Kinder in der Steuerklasse III zwischen
rund 850 Euro bei Personen ohne Berufsausbildung und rund 1.500 Euro bei
Personen mit Hochschulabschluss.

Entsprechend steigt die Neigung zum Versicherungsabschluss mit dem
Bildungsstand und dem vorherigen Lohn. Auch ein höheres Lebensalter und
eine längere Arbeitslosigkeitsdauer vor der Selbstständigkeit erhöhen die
Wahrscheinlichkeit, die Versicherung abzuschließen.

"Selbstständige, die ein höheres Arbeitslosengeld erhalten, beziehen in
den zwei Jahren nach der Gründung nicht kürzer Arbeitslosengeld als andere
Selbstständige. Unterschiedliche Leistungshöhen bei gleichen Beiträgen
lassen sich daher nicht durch Unterschiede in der Dauer des
Leistungsbezugs rechtfertigen", erklärt IAB-Forscher Michael Oberfichtner,
der Autor der Studie. Oberfichtner schlägt daher vor, die Beiträge an die
Höhe des möglichen Arbeitslosengeld-Anspruchs zu koppeln.

Im Jahr 2013 waren 145.000 Selbstständige versichert. Bis 2017 sank die
Zahl der Versicherten um mehr als 40 Prozent auf 81.000. Die jährliche
Anzahl bewilligter Anträge sank noch stärker: 2014 schlossen fast 19.000
Gründer die Versicherung ab, 2017 dagegen gut 8.000.




Weitere Informationen finden Sie unter

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb0119.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 08.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DISKUSSION/436: Saarbrücken - Podiumsdiskussion über die Europawahlen 2019, 24.01.2019


idw - Pressemitteilung: Universität des Saarlandes

Deutsch-französische Woche in Saarbrücken mit Podiumsdiskussion
Podiumsdiskussion über die Europawahlen 2019



Das Frankreichzentrum der Universität des Saarlandes und seine Partner
feiern die deutsch-französische Woche 2019 mit einer öffentlichen
Podiumsdiskussion zum Thema "Bürger, Parteien, Parlament - Eine
kritische Vorausschau auf die Europawahlen im Mai 2019" am Donnerstag,
24. Januar, um 18.30 Uhr im Rathausfestsaal Saarbrücken.

Ende Mai 2019 wird das Europäische Parlament von den Bürgerinnen und
Bürgern der EU zum neunten Mal direkt gewählt. Fünf Jahre nach dem
letzten Urnengang steht Europa vor gewichtigen politischen
Herausforderungen: Nicht nur könnte es sich um die erste Europawahl
nach dem Brexit handeln, auch bringen die Wahlerfolge für
Rechtspopulisten sowie die Vertrauenskrise, in der sich die
etablierten Parteien befinden, das demokratische Parteiengefüge in
Straßburg und das liberale Europa ins Wanken. Als Gegeninitiative zu
der von Marine Le Pen im Europaparlament initiierten
länderübergreifenden Fraktionsgründung plant Frankreichs
Staatspräsident Emmanuel Macron eine antipopulistische Fraktion nach
dem Muster seiner En marche-Bewegung im eigenen Land. Frankreichs
engster Verbündeter Deutschland, noch unter der Führung von
Bundeskanzlerin Angela Merkel, rutscht zurzeit von einer
innenpolitischen Krise in die nächste; neben dem grundsätzlichen
Übereinkommen beider Nachbarn, die europäische Gemeinschaft
zusammenzuhalten und voranzubringen, bleibt der deutsch-französische
Motor durch manche inhaltlichen Differenzen sowie Meinungsunterschiede
zum Reformtempo gebremst. Dieses Dilemma der alten europäischen
Kernländer zwischen Einheit und Uneinigkeit in der Frage nach mehr
oder weniger Europa intensiviert sich auch aufgrund einer immer
entschlosseneren Einflussnahme einiger osteuropäischer
Mitgliedsstaaten, wie beispielsweise der Visegrád-Staaten, die sich
gegen eine Vertiefung der Union aussprechen.

Gäste auf dem Podium sind:

Prof. Dr. Dieter Bingen, Politikwissenschaftler, Direktor des
Deutschen Polen-Instituts, Darmstadt

Prof. Dr. Uwe Jun, Politikwissenschaftler, Universität Trier

Dr. Nicolas Hubé, Politikwissenschaftler, Université Paris I Panthéon
Sorbonne

Die Moderation hat der Historiker und Leiter des Frankreichzentrums
Prof. Dr. Dietmar Hüser von der Universität des Saarlandes.

Die Podiumsdiskussion "Bürger, Parteien, Parlament - Eine kritische
Vorausschau auf die Europawahlen im Mai 2019" findet am Donnerstag,
24. Januar, um 18.30 Uhr im Rathausfestsaal der Stadt Saarbrücken (St.
Johann) statt.

Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. Um Anmeldung beim
Frankreichzentrum bis 17. Januar 2019 wird gebeten:
fz@mx.uni-saarland.de

Mitveranstalter der Podiumsdiskussion sind die ASKO EUROPA-Stiftung,
die Europäische Akademie Otzenhausen, das Europe
Direct-Informationszentrum der Landeshauptstadt Saarbrücken sowie die
Europa-Union Saar. Weitere Partner sind das Goethe Institut Nancy und
das Institut Français Saarbrücken. Die Veranstaltung wird gefördert
vom Deutsch-Französischen Jugendwerk.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 07.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KONGRESS/185: Wien - Rosa Luxemburg Konferenz am 1. und 2. März 2019


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

"Ich war, ich bin, ich werde sein!"

Von Unsere Zeitung, 8. Januar 2019



Nach der erfolgreichen Premiere 2018 findet auch in diesem Jahr
wieder eine Rosa Luxemburg Konferenz [1] in Wien statt. Die
Kooperationsveranstaltung von Unsere Zeitung und VHS Hietzing geht am
1./2. März 2019 über die Bühne.

Wir wollen nicht den Kopf in den Sand stecken, wenn in und um
Österreich nationalistische bis faschistische Tendenzen zunehmen,
sondern gemeinsam Alternativen zum real existierenden Kapitalismus
entwickeln", heißt es in der Ankündigung zur II. Rosa Luxemburg
Konferenz [2] rund hundert Tage vor Beginn der Veranstaltung.

Zwei Tage lang - von 1. bis 2. März 2019 - wird in der Volkshochschule
Hietzing [3] (13., Hofwiesengasse 48) die Möglichkeit geboten,
Analysen, Erfahrungen und Strategien linker Bewegungen in Österreich
und international zu diskutieren. Im Rahmen der Konferenz sollen
fortschrittliche Organisationen, Vereine und Verlage ihre Arbeit mit
Infoständen und inhaltlichen Programmpunkten präsentieren können. Die
Anmeldungen [4] dazu sind bis zum 31. Jänner 2019 möglich.

Armut, Hunger, Krieg, Umweltzerstörung und Ausbeutung können
überwunden werden, doch 'Wer sich nicht bewegt, spürt seine Fesseln
nicht' (Rosa Luxemburg)", so das Motto der zweiten Rosa Luxemburg
Konferenz, die nach dem Vorbild des gleichnamigen Events in Berlin [5]
konzipiert wurde.

Rund um den Todestag von Rosa Luxemburg (15. Jänner) organisiert die
Tageszeitung junge Welt [6] seit nunmehr 24 Jahren die Internationale
Rosa-Luxemburg-Konferenz. Seit drei Jahren ist Unsere Zeitung vor Ort
und berichtet darüber. Dabei entstand die Idee auch in Österreich eine
derartige Veranstaltung durchzuführen. Im Vorfeld des 148.
Geburtstages von Rosa Luxemburg (5. März 1871, ZamośĆ/Polen) ist es
auch in Wien wieder soweit.

Am 1./2. März 2019 wird es neben den von den teilnehmenden
Organisationen kuratierten Workshops und Diskussionsrunden auch
zentral organisierte Programmpunkte geben. Umrahmt wird die Konferenz
mit Kunst- und Kulturbeiträgen.

Den aktuellen Stand des Programms der II. Rosa Luxemburg Konferenz in
Wien erfährt man auf www.rosaluxemburgkonferenz.at und über den
kostenlosen Newsletter [7].

Erstveröffentlicht in:

https://www.unsere-zeitung.at/2018/11/17/ich-war-ich-bin-ich-werde-sein/


Anmerkungen:

[1] https://www.rosaluxemburgkonferenz.at/

[2] https://www.rosaluxemburgkonferenz.at/2018/11/11/wer-sich-nicht-bewegt/

[3] https://www.rosaluxemburgkonferenz.at/ort/

[4] https://www.rosaluxemburgkonferenz.at/anmeldung/

[5] https://www.rosa-luxemburg-konferenz.de/de/

[6] https://www.jungewelt.de/

[7] https://www.rosaluxemburgkonferenz.at/newsletter/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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VORTRAG/2305: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen am 10. und 11. Januar 2019


Helle Panke

Veranstaltungen in der 2. Kalenderwoche 2019



Liebe Leserinnen und Leser,

wir melden uns zurück aus der kleinen Feiertagspause und beginnen am
Donnerstag mit der ersten Veranstaltung des neuen Jahres. Und womit, wenn
nicht mit Rosa Luxemburg, sollten wir in das Gedenkjahr starten? Aus Anlass
des 100. Jahrestages ihrer Ermordung präsentiert unser Seniorenklub
ausnahmsweise am Donnerstag und ausnahmsweise erst um 14 Uhr das
Theaterstück "Geheimsache Luxemburg".

Apropos Luxemburg: Am Samstag sind wir wieder mit einem Bücher- und
Infostand auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz der "jungen Welt" präsent. Zuvor
gibt es in unseren Räumen am Freitag einen Abendvortrag zur aktuellen
Situation in Frankreich.


Donnerstag, 10. Januar 2019, 14:00 bis 16:00 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

"Geheimsache Luxemburg"

Aufführung des "porträttheaters" Wien

Es spielen Anita Zieher und Ingrid Oberkanins (perc.) in der Regie von
Sandra Schüddekopf.

Moderation: Dr. Siegfried Wein

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Freitag, 11. Januar 2019, 19:00 bis 21:00 Uhr

Europa von links

Frankreich unter Macron

Gelbwesten, Sozialprotest und die Linke

Referent: Lev Lhommeau (Politikwissenschaftler, forscht als
wissenschaftlicher Mitarbeiter an der Université catholique de Louvain in
Belgien)

Moderation: Dr. Janeta Mileva

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Helle Panke, Kopenhagener Str. 9, 10437 Berlin

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus Versand)
über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de
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VORTRAG/2304: Frankfurt - Flüchtlingspolitik in Europa - Bausteine einer Neuordnung, 04.02.2019


idw - Pressemitteilung: Frankfurt University of Applied Sciences

Flüchtlingspolitik in Europa - Bausteine einer Neuordnung

Bundesverfassungsrichterin Prof. Dr. Christine Langenfeld hält am 4.
Februar 2019 Vortrag am Frankfurter Center for Applied European
Studies / Slowakei-Botschafter Dr. Peter Lizák übernimmt die Gegenrede
/ Reihe "Think Europe - Europe thinks" lädt ein zu Diskussion



Bundesverfassungsrichterin Prof. Dr. Christine Langenfeld spricht am
4. Februar 2019 an der Frankfurt University of Applied Sciences
(Frankfurt UAS) zum Thema "Flüchtlingspolitik in Europa - Bausteine
einer Neuordnung". Langenfeld ist seit 2016 Richterin des Zweiten
Senats des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe. Die Juraprofessorin
und frühere Vorsitzende des Sachverständigenrates deutscher Stiftungen
für Integration und Migration ist eine gesuchte Ansprechpartnerin für
das Thema Zuwanderung. Ihr Vortrag ist Teil der Reihe "Think Europe -
Europe thinks" des Center for Applied European Studies (CAES). Um
Anmeldung zur Veranstaltung unter www.frankfurt-university.de/ThinkEUthinks 
wird gebeten. Die Teilnahme ist kostenfrei.

In der Reihe "Think Europe - Europe thinks" des CAES richtet sich
jeweils eine Referentin oder ein Referent aus Wissenschaft, Kultur,
Wirtschaft oder Politik impulsgebend an die allgemeine Öffentlichkeit.
Die Positionen der Referentin oder des Referenten werden durch eine
Gegenperspektive kommentiert. Die Gegenrede am 4. Februar übernimmt
Dr. Peter Lizák, der slowakische Botschafter in Deutschland. Der
amtserfahrene Diplomat und Jurist war unter anderem Vorsitzender der
Sicherheitskommission der Organisation für Sicherheit und
Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Die an die Vorträge anschließende
Diskussion mit dem Publikum soll eine pluralistische kontroverse
Debatte ermöglichen.

Die gebürtige Luxemburgerin Christine Langenfeld hat seit Oktober 2000
einen Lehrstuhl für Öffentliches Recht an der Georg-August-Universität
Göttingen und ist seit 2006 Direktorin der Abteilung für
Kulturverfassungs- und Kulturverwaltungsrecht des Instituts für
Öffentliches Recht der Hochschule. Zwischenzeitlich (von 2006 bis 2007
und von 2015 bis 2016) war sie auch Geschäftsführende Direktorin des
Instituts für Öffentliches Recht an der Universität Göttingen. Von
2008 bis 2010 war sie Dekanin der Juristischen Fakultät. Seit 2009
gehörte sie dem Sachverständigenrat deutscher Stiftungen für
Integration und Migration an und war von 2012 bis 2016 dessen
Vorsitzende. Die 56-Jährige ist unter anderem seit 2014 Mitglied des
Wissenschaftlichen Beirats der Universität Wien. Im Juli 2016 wurde
sie in den Zweiten Senat des Bundesverfassungsgerichts gewählt und als
Nachfolgerin von Herbert Landau zur Richterin ernannt.

Zuletzt sprachen in der Reihe "Think Europe - Europe thinks"
Bundesaußenminister a.D. Sigmar Gabriel zu "Europawahl 2019 -
zerbricht Europa?", Staatsminister Michael Roth MdB zu "Deutschlands
Zukunft ist Europa" und Dr. Christoph von Marschall, USA-Korrespondent
der Berliner Zeitung Der Tagesspiegel, zu "USA - Europa: Eine
entfremdete Beziehung?". Weitere Referenten waren Bundespräsident a.
D. Christian Wulff mit dem Thema "Der Islam gehört inzwischen auch zu
Deutschland und Europa (?)", Julia Przy??bska, Präsidentin des
Verfassungsgerichtshofs der Republik Polen, mit "Rechtsstaatlichkeit
und demokratische Werte in Europa" und der ehemalige EU-Kommissar
Prof. Günter Verheugen mit "Beziehung zwischen EU und Türkei -
hoffnungslos?".

Termin: Montag, 4. Februar 2019, 18:00 - 19:30 Uhr

Ort: Frankfurt University of Applied Sciences, Nibelungenplatz 1, Gebäude 1, Raum 433

Programm

"Think Europe - Europe thinks"

Impulse des Center for Applied European Studies (CAES)

Begrüßung

Prof. Dr. Frank E.P. Dievernich, Präsident der Frankfurt University of
Applied Sciences

Grußwort

Prof. Dr. Dr. Michel Friedman, Geschäftsführender Direktor, Center for
Applied European Studies (CAES)

Vortrag

Flüchtlingspolitik in Europa - Bausteine einer Neuordnung

Prof. Dr. Christine Langenfeld, Richterin am Bundesverfassungsgericht
und Professorin für Öffentliches Recht an der Georg-August-Universität
Göttingen

Gegenrede

Dr. Peter Lizák, Botschafter der Slowakei in Deutschland

Diskussion

Get-together

Moderation: Prof. Dr. Susanne Koch, Direktoriumsmitglied des Center
for Applied European Studies (CAES)

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.frankfurt-university.de/caes (Informationen zum CAES)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution295

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Frankfurt University of Applied Sciences, 07.01.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GEWERKSCHAFT/1764: Sicherheitspersonal an Flughäfen - Warnstreiks werden fortgesetzt (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
9. Januar 2019

Sicherheitspersonal an Flughäfen: 

Warnstreiks werden Donnerstag in Düsseldorf, Köln-Bonn und Stuttgart
fortgesetzt



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) ruft die
Beschäftigten des Sicherheitspersonals in Düsseldorf, Köln-Bonn und
Stuttgart zu einem ganztägigen Warnstreik am Donnerstag, dem 10.
Januar 2019, auf. Die Streiks werden in Stuttgart mit der ersten
Frühschicht gegen 3:00 Uhr aufgenommen, in Düsseldorf und Köln-Bonn
ab 00:00 Uhr. Wie schon am Montag in Berlin ist auch an diesen
Standorten mit starken Einschränkungen im Luftverkehr zu rechnen.

Nachdem der Bundesverband der Luftsicherheitsunternehmen (BDLS) nicht
auf das starke Signal der Beschäftigten durch die Warnstreiks in
Berlin-Tegel und Schönefeld am vergangen Montag reagiert und noch
immer kein verhandlungsfähiges Angebot avisiert hat, werden die
Beschäftigten in Düsseldorf, Köln-Bonn und Stuttgart am morgigen
Donnerstag in einen ganztägigen Streik treten.

Die Streiks stehen im Zusammenhang mit bislang vier erfolglosen
bundesweiten Tarifverhandlungen zwischen dem BDLS und ver.di. Die
Arbeitgeber hatten in der letzten Verhandlungsrunde am 20./21.
Dezember 2018 ihr Angebot für eine Entgelterhöhung lediglich von 1,8
auf 2,0 Prozent pro Jahr bei einer zweijährigen Vertragslaufzeit
erhöht. Die Lohnanpassung für ostdeutsche Bundesländer soll erst nach
fünf Jahren beendet sein. Die Gewerkschaft fordert eine Erhöhung des
Stundenlohns im Bereich der Passagier-, Fracht-, Personal- und
Warenkontrolle auf 20 Euro brutto. Das bislang vorliegende Angebot
der Arbeitgeber beläuft sich auf eine Erhöhung von rund 40 Cent. "Auf
dieser Grundlage ist ein Tarifkompromiss nicht möglich", betont
ver.di-Verhandlungsführer Benjamin Roscher. "Die Beschäftigten der
Luftsicherheitsunternehmen müssen für ihre schwere und
verantwortungsvolle Aufgabe eine deutlich höhere Entlohnung
erhalten."

Die Arbeitgeber hätten auch nach dem Streik der Beschäftigten an den
Berliner Flughäfen die Möglichkeit gehabt, ein verbessertes Angebot
vorzulegen. Den Arbeitgebern sollte klar sein, dass die Beschäftigten
bereit und in der Lage sind, für ihre Forderungen einzutreten, so
Roscher weiter. Sollte es weiterhin kein verbessertes Angebot geben,
seien auch weitere Streiks nicht auszuschließen.

Die Verhandlungen werden am 23. Januar 2019 in Berlin fortgesetzt.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 09.01.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/845: Altmaier trifft britischen Wirtschaftsminister Clark (BMWi)


Bundesministerium für Wirtschaft und Energie - Berlin, 9. Januar 2019

Altmaier trifft britischen Wirtschaftsminister Clark



Bundesminister Altmaier trifft heute in Berlin den britischen
Wirtschaftsminister Greg Clark zu einem Gespräch über die
Herausforderungen und Folgen des Brexit.

Bundesminister Altmaier: "Das Vereinigte Königreich ist ein sehr
geschätzter Partner Deutschlands und einer unserer wichtigsten
Handelspartner. Von den anstehenden Entscheidungen hängt viel ab, für
Großbritannien, aber auch für Europa insgesamt. Ein ungeordneter
Brexit würde die Wirtschaft schwer treffen. Das ausgehandelte
Austrittsabkommen und die politische Erklärung zu den zukünftigen
Beziehungen zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich bilden aus
meiner Sicht ein ausgewogenes Paket: Sie ermöglichen einen geordneten
Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU und bieten eine gute
Basis für die Verhandlungen über die zukünftigen Beziehungen. Ich
hoffe, dass eine rechtzeitige Ratifizierung gelingt. Bis dahin bleiben
aber auch Vorbereitungen auf ein No-Deal Szenario weiterhin
essentiell - gerade auch für Akteure in der Wirtschaft."

Mit einem Handelsvolumen von 122,3 Milliarden Euro war das Vereinigte
Königreich 2017 der fünft wichtigste Handelspartner Deutschlands.

 * 

Quelle:

BMWi-Pressemitteilung vom 9. Januar 2019

Herausgeber: Bundesministerium für Wirtschaft und Energie

Öffentlichkeitsarbeit, 11019 Berlin

Telefon: 030-186150

E-Mail: info@bmwi.bund.de

Internet: http://www.bmwi.de
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INTERNATIONAL/259: Kolumbien - Drogenhändler und Finanzier der Paramilitärs vorläufig frei (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien

Drogenhändler und Finanzier der Paramilitärs vorläufig frei



(Medellín, 2. Januar 2018, colombia informa) - Am 31. Dezember hat ein
Richter in Medellín den Drogenhändler und Paramilitär Santiago Gallón
Henao freigelassen. Das 31. Strafgericht von Medellín hat seine
Freilassung angeordnet, da die Verfahrensfrist abgelaufen sei. Der
56-jährige Gallón Henao kann nun zuhause das Ergebnis des
Gerichtsverfahrens abwarten, das gegen ihn wegen der Verschickung von
Kokain nach Europa geführt wird.

Santiago Gallón Henao war in der kolumbianischen Provinz Antioquia
nicht nur als guter Reiter und ehrenwerter Viehzüchter bekannt, der
über Einfluss und Macht in der Gegend verfügte. Seit Jahren ist auch
seine kriminelle Karriere bekannt, die mit Drogenhändlern und
Paramilitärs zusammenhängt - und natürlich war er auch Partner und
Freund des Expräsidenten und jetzigen Senators Álvaro Uribe
Vélez.


Kokain im Hundefutter

Im Jahr 2018 kam durch Ermittlungen unter Beteiligung des britischen
Geheimdienstes MI6 ans Licht, dass Gallón Henao dem Netzwerk
"La Oficina" angehörte, das Kokain in Hundefutter versteckt nach
Europa schickte. Aufgrund dieser Ermittlungen wurde er vor einem Jahr,
am 16. Januar 2018, in Cucutá unter dem Vorwurf des Drogenhandels
verhaftet.

Den Ermittlungen zufolge behandelte das Netzwerk landwirtschaftliche
Produkte sowie Hunde- und Katzenfutter mit chemischen Zusatzstoffen,
um Drogen nach Europa zu bringen. Daraufhin verhafteten die Behörden
den Briten Andrew Mark Deamer [1] und weitere 13 Personen des
Netzwerks. Wegen seiner Verbindungen zum Drogenhandel taucht Gallón
Henao gemeinsam mit seinem Bruder auch auf der OFAC-Sanktionsliste [2]
des US-Finanzministeriums auf.



Fußball-Nationalspieler ermordet, Paramilitärs finanziert

Seit Jahrzehnten ist der ehrenwerte Viehzüchter in diverse Verbrechen
verstrickt. Eins davon ist der Mord an dem Fußball-Nationalspieler
Andrés Escobar [3] vom 2. Juli 1994. Gemeinsam mit seinem Bruder Pedro
David stellte er den Fußballer eines Abends auf einem Parkplatz in
Medellín zur Rede und machte ihn für sein Eigentor verantwortlich,
durch das die kolumbianische Nationalmannschaft aus der
Weltmeisterschaft in den USA ausschied. Der Fußballer wurde nach einem
Streit schließlich von Humberto Muñoz Castro, dem Fahrer der
Gallón-Brüder, mit sechs Schüssen ermordet. Der geständige Mörder
wurde zu 43 Jahren Gefängnis verurteilt (von denen er nur elf absitzen
sollte). Die Brüder Gallón Henao bekamen wegen Vertuschung des
Verbrechens 15 Monate - auf Bewährung.

2009 wurde gegen Santiago Gallón Henao ermittelt, weil er
paramilitärische Gruppen unterstützt hatte, insbesondere verschiedene
Blöcke der AUC (Autodefensas Unidas de Colombia) [4], die von den
Brüdern Carlos und Vicente Castaño Gil kommandiert wurden. Unter
anderem soll er eine Gruppe von 300 Paramilitärs bezahlt haben, die
die Dörfer Amagá, Titiribí und Angelópolis (alle im Department
Antioquia) in den Jahren 2000 bis 2004 in Angst und Schrecken
versetzten.

Im Juli 2009 stellte sich Gallón Henao der Staatsanwaltschaft und
gestand schließlich, Ende der 1990er Jahre mehrere paramilitärische
Gruppen (mit-) finanziert zu haben: Die paramilitärischen Kommandanten
der Blöcke Metro [5], der Bäuerlichen Selbstverteidigungskräfte von
Córdoba und Urabá, ACCU (Autodefensas Campesinas de Córdoba y Urabá),
die von den Brüdern Castaño Gil gegründet worden waren, und der
Südwest-Blöcke; sowie die paramilitärischen Gruppen Central Bolívar,
Cacique Nutibara [6] und Héroes de Granada. 2010 wurde Santiago Gallón
Henao zu drei Jahren und drei Monaten verurteilt (die ursprüngliche
Strafe konnte er durch ein Abkommen halbieren).


Beziehungen zwischen den Brüdern Gallón Henao und Uribe
Vélez

Im Jahr 2012 stellte der linke Senator Iván Cepeda Strafanzeige gegen
den Expräsidenten Álvaro Uribe Vélez [7], seinen Bruder
Santiago Uribe Vélez, Juan Guillermo Villegas Uribe sowie Santiago
Gallón Henao. Zu den Vorwürfen zählten: Mord, gewaltsames
Verschwindenlassen, Folter, Verabredung zu einer Straftat, Fälschung
von Dokumenten und so weiter. Senator Cepeda konnte seine Vorwürfe mit
einer umfangreichen Dokumentation untermauern, in der festgestellt
wurde, dass die Guacharacas-Ranch [8] Mitte der 1990er Jahre ein
Operationszentrum für die Paramilitärs war und dass sich die Ranch
damals im Besitz von Santiago und Álvaro Uribe Vélez befand,
was dieser stets bestritten hatte. Dort verkehrten demnach auch die
Brüder Gallón Henao sowie Juan Guillermo Villegas Uribe.

Mit Schriftstücken, Fotos, Vermisstenmeldungen, Presseberichten und
Zeugenvideos konnte Iván Cepeda die Beziehungen zwischen den Brüdern
Gallón Henao und Uribe Vélez untermauern.

Durch die Entscheidung des Richters, Santiago Gallón Henao wegen des
Ablaufs der Verfahrensfrist aus der Gefängnis zu entlassen, kann
dieser nun zuhause den Ausgang des Gerichtsverfahrens abwarten. Wird
er wirklich verurteilt oder sogar unter der Regierung von Präsident
Iván Duque ausgeliefert? Der Präsident, der immer wiederholt: "Jeder
zahlt für das, was er getan hat"?


Anmerkungen:

[1] https://www.eltiempo.com/justicia/investigacion/capo-britanico-acepto-cargos-e-hizo-un-preacuerdo-con-fiscalia-268064

[2] https://www.treasury.gov/ofac/downloads/sdnlist.pdf

[3] https://www.las2orillas.co/que-paso-con-los-hermanos-gallon-henao-los-cerebros-del-asesinato-de-andres-escobar/

[4] https://es.wikipedia.org/wiki/Autodefensas_Unidas_de_Colombia

[5] https://es.wikipedia.org/wiki/Bloque_Metro_de_las_AUC

[6] https://en.wikipedia.org/wiki/Cacique_Nutibara_Bloc

[7] https://de.wikipedia.org/wiki/%C3%81lvaro_Uribe_V%C3%A9lez

[8] https://www.arcoiris.com.co/2013/01/la-maldicion-de-guacharacas-la-hacienda-de-los-uribe-velez/
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SCHACH-SPHINX/06802: Interner Zweikampf um den Turniersieg (SB)


16 Meisterspieler hatten 1983 den Ruf gehört und waren nach Hannover
geeilt. Für sechs der Teilnehmer ging es freilich um mehr als nur
einen guten Tabellenplatz. Hannover war seinerzeit nämlich auch der
Austragungsort der Deutschen Meisterschaft, die Dr. Ostermeyer
schließlich gewann. Im Schatten dieses Titelringens wurde allerdings
ein ganz anderer Zweikampf ausgefochten zwischen Anatoli Karpow und
Tamas Georgadse. Die beiden russischen Großmeister kämpften bis
zuletzt um den ersten Preis. Für Karpow begann das Turnier allerdings
mit einem großen Handicap. Verblüffend für alle verlor er bereits in
der ersten Runde gegen den nationalen Meister Wolfram Hartmann. Dessen
14. Platz nach der letzten Partie bekümmerte ihn hingegen nicht. Nicht
alle Tage gewinnt man schließlich gegen einen Weltmeister. Karpow
mußte sich nach diesem Fauxpas mächtig auf die Hinterbeine stellen,
denn sein einziger ernstzunehmender Rivale, Georgadse, leistete sich
keinen solchen Bock und führte bis zur vorletzten Runde das Klassement
an. Hier, gegen Karpow, der zudem mit den weißen Steinen spielte, fiel
die Entscheidung zu Gunsten des Champions, der mit einem halben Punkt
Vorsprung als Sieger nach Hause fuhr. Georgadse hatte nichtsdestotrotz
hervorragend gespielt und konnte im heutigen Rätsel der Sphinx den
tunesischen Internationalen Meister Bouaziz dank einer hübschen
kleinen Kombination besiegen. Der Tunesier hatte zuletzt 1...Ld7-b5
gespielt, Wanderer.
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Georgadse - Bouaziz

Hannover 1983


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Triumphe dieser Art ließ sich Anatoli Karpow nicht unter der Nase
wegstehlen. Mit 1.f6-f7+! beendete er die Partie nach wenigen Zügen.
Sein holländischer Kontrahent Jan Timman mußte mit dem König schlagen
und sich so 'freiwillig' ins Mattnetz begeben: 1...Kg8xf7 2.De5xg7+
Kf7-e8 3.Dg7-h8+ Ke8-e7 - 3...Dd6-f8 4.Tf4-e4+ Td7-e7 5.Te4xe7+ Ke8xe7
6.Le3-c5+ oder 4...Ke8-f7 5.Dh8-h7+ Kf7-f6 6.Dh7-g6# - 4.Tf4-e4+ und
Schwarz gab auf. Er mochte sich nach 4...Ke7-f7 5.Dh8-g7# nicht
mattsetzen lassen.



Erstveröffentlichung am 10. Januar 2006

9. Januar 2019
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FORSCHUNG/237: Metaanalyse zur Psychologie der Unehrlichkeit (idw)


Max-Planck-Institut für Bildungsforschung - 08.01.2019

Metaanalyse zur Psychologie der Unehrlichkeit



Von der Schummelei bei der Steuerklärung bis zu den großen
Korruptionsskandalen - immer wieder lügen Menschen, um sich Vorteile zu
verschaffen. In experimentellen Studien wird erforscht, welche
persönlichen und umweltbedingten Faktoren Menschen zu Lügnern machen.
Wissenschaftler*innen des Max-Planck-Instituts für Bildungsforschung und
des Technion - Israel Institute of Technology haben eine umfangreiche
Metaanalyse zum Lügen durchgeführt, die Erkenntnisse aus 565 Studien
zusammenfasst. Die Ergebnisse zeigen unter anderem, dass die Tendenz zu
Unehrlichkeit von Alter und Geschlecht abhängt. Die Studie wurde in der
Fachzeitschrift Psychological Bulletin veröffentlicht.

Der Grundkonflikt jeder Lüge ist die Wahl, die man hat. Entweder ist man
ehrlich und verzichtet auf Vorteile oder man lügt, um beispielsweise an
mehr Geld, Macht oder Ruhm zu gelangen. Warum Menschen lügen, hängt von
persönlichen Faktoren und Umweltfaktoren ab. Um diese empirisch zu
untersuchen, wurde in vielen publizierten Studien dieser Grundkonflikt in
einfachen Experimenten nachgestellt. Beispielsweise in Form des
Münzwurf-Spiels. Dabei werfen Probanden eine Münze, ohne dass sie jemand
dabei beobachtet. Das Ergebnis geben sie zum Beispiel per Computer an die
Versuchsleiter durch. Bei Kopf bekommen sie Geld, bei Zahl gehen sie leer
aus. Führt man diesen Versuch öfter und mit vielen Probanden durch, müsste
das Verhältnis von Kopf zu Zahl insgesamt fünfzig zu fünfzig betragen.
Doch zeigen fast alle Studien, dass Probanden öfter Kopf als Zahl nennen.
Das heißt: Mindestens einige Probanden lügen, um mehr Geld zu "verdienen".

Zahlreiche Studien mit diesem oder ähnlichem Grundaufbau haben
Wissenschaftler*innen in den letzten zehn Jahren durchgeführt, um die
verschiedenen Faktoren zu untersuchen, die zu Unehrlichkeiten führen.
Lügen Nonnen häufiger als Gefängnisinsassen? Lügt man eher online oder am
Telefon? Lügt man eher, wenn man mehr Geld erwartet? Für die Metaanalyse
haben die Wissenschaftler*innen des Max-Planck-Instituts für
Bildungsforschung und des Technion - Israel Institute of Technology die
Daten von 565 Studien mit insgesamt 44.050 Probanden berücksichtigt.
"Obwohl es zahlreiche Studien gibt, die untersuchen, wer, wann und warum
lügt, sind die Ergebnisse nicht eindeutig, teilweise sogar
widersprüchlich. Mithilfe der großen Datenmenge aus allen Studien können
wir nun zu einigen Faktoren eindeutigere Aussagen treffen", sagt Philipp
Gerlach, Assoziierter Wissenschaftler am Max-Planck-Institut für
Bildungsforschung und Erstautor der Studie.

Insgesamt haben bei den untersuchten Experimenten 42 Prozent aller Männer
und 38 Prozent aller Frauen gelogen. Die Vermutung, dass Männer häufiger
lügen als Frauen, konnte die Studie damit bestätigen - auch wenn der
Unterschied nur gering ist. Außerdem haben jüngere Personen häufiger
gelogen als ältere. Dabei sank die Wahrscheinlichkeit, dass jemand lügt,
mit jedem Jahr um 0,28 Prozentpunkte. Während sie bei einer 20-jährigen
Person bei etwa 47 Prozent liegt, liegt sie bei einer 60-jährigen nur noch
bei 36 Prozent. Andere, immer wieder diskutierte Faktoren konnte die
Studie nicht bestätigen. So finden die Wissenschaftler*innen zum Beispiel
keinen Hinweis darauf, dass Wirtschaftsstudierende besonders häufig lügen.

Für die Metaanalyse wurden publizierte sowie noch nicht publizierte
Studien aus der Psychologie als auch aus den Wirtschaftswissenschaften
herangezogen. Diese Studien untersuchten das Ausmaß von Unehrlichkeit mit
Hilfe von wenigen, aber sehr unterschiedlichen experimentellen
Anordnungen. In einigen bezog sich Unehrlichkeit auf ein Zufallsergebnis,
wie bei dem Münzwurf-Spiel. In anderen Studien bezog sich Unehrlichkeit
auf das Ausmaß der eigenen Fertigkeiten, zum Beispiel ob ein
mathematisches Rätsel richtig gelöst wurde. Die Forscher*innen konnten
zeigen, dass solche strukturellen Unterschiede im Versuchsaufbau das
Verhalten der Probanden beeinflussen und somit zu unterschiedlichen
Ergebnissen über das Ausmaß der Unehrlichkeit führen. "Möchte man wissen,
in welchem Ausmaß Menschen geneigt sind, sich unehrlich zu verhalten, muss
man unbedingt berücksichtigen, mit welchen experimentellen Situationen und
Versuchungen man Menschen konfrontiert. Dies deutet daraufhin, dass
Unehrlichkeit nicht einfach nur die Eigenschaft einer Person ist, sondern
systematisch mit den Bedingungen der Umwelt zusammenspielt ", sagt Ralph
Hertwig, Direktor des Forschungsbereichs "Adaptive Rationalität" am 
Max-Planck-Institut für Bildungsforschung.


Originalpublikation:

Gerlach, P., Teodorescu, K., & Hertwig, R. (2019). The truth about lies: A
meta-analysis on dishonest behavior. Psychological Bulletin, 145(1), 
1-44.

http://dx.doi.org/10.1037/bul0000174

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution654
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Bildungsforschung, 08.01.2019
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POLITIK/855: Kommentar - Berlins Normenkontrollantrag zur Schweinehaltung (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 9. Januar 2019

Kommentar

Berlins Normenkontrollantrag zur Schweinehaltung



Berlins Senator für Justiz, Verbraucherschutz und Antidiskriminierung, Dr.
Dirk Behrendt, informiert heute (9.1.2019) in einer Pressekonferenz über
den anstehenden Normenkontrollantrag zur Schweinehaltung. Der Berliner
Senat hatte im September 2017 auf Vorlage von Behrendt beschlossen, die
bundesrechtlichen Vorschriften zur Haltung von Schweinen durch das
Bundesverfassungsgericht überprüfen zu lassen. Anlässlich der heutigen
Pressekonferenz kommentiert Thomas Schröder, Präsident des Deutschen
Tierschutzbundes:

"Berlin geht konsequent vor, das begrüßen wir. Es ist gut, die aus unserer
Sicht unzureichenden ordnungsrechtlichen Vorschriften für die Haltung von
Schweinen im Grundsatz prüfen zu lassen. Die Bundesregierung und der
Deutsche Bundestag als Gesetzgeber haben es bisher verpasst, den Weg für
eine zukunftsfähige, mit Tier- und Umweltschutz und den gesellschaftlichen
Ansprüchen vereinbare konventionelle Schweinehaltung zu ebnen. Was die
Politik nicht löst, muss nun das Gericht lösen. Das muss dann im Übrigen
auch im Interesse der Landwirte sein; die oft angemahnte Planungssicherheit
für Investitionen in Stallbauten wäre dann endlich gegeben. Solange das
Verfahren läuft und bis Klarheit entsteht, wäre die Bundesregierung gut
beraten, einen "Stand-Still" im Stallbau für Schweine zu verhängen, damit
keine weiteren tierschutzwidrigen Bauten entstehen, die dann
jahrzehntelangen Bestandsschutz haben."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 9. Januar 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn
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AKTION/359: Wintervogelzählung in NRW - Weniger Amseln und mehr Spatzen (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 9. Januar 2019

NABU-Wintervogelzählung in NRW: Weniger Amseln und mehr Spatzen

Zwischenergebnisse der 'Stunde der Wintervögel' 2019 | Kohlmeise liegt
nur noch knapp vor dem Haussperling



Berlin/Düsseldorf - Insgesamt zeigen sich die Wintervogelbestände
relativ stabil, so die positive Zwischenbilanz der neunten
bundesweiten "Stunde der Wintervögel" von NABU und LBV am vergangenen
Wochenende. Deutlicher Verlierer der diesjährigen Wintervogelzählung
ist die Amsel. Ihr Bestand zeigt bundes- wie landesweit einen
deutlichen Einbruch. Positive Nachrichten gibt es vom Haussperling,
dessen Bestände sich erfreulich erholt haben. Bei den Teilnehmerzahlen
an Deutschlands größter Citizen Science-Aktion deutet sich zudem
erneut ein Rekord an.

Bis zum heutigen Mittwoch haben bundesweit bereits über 96.000
Teilnehmer aus über 66.000 Gärten und Parks dem NABU und seinem
bayerischen Partner LBV ihre Beobachtungen gemeldet. In
Nordrhein-Westfalen meldeten bisher rund 21.000 Vogelfreunde über
481.000 Vögel. "Wir freuen uns über die hohen Teilnehmerzahlen und das
große Interesse an der heimischen Vogelwelt", so NABU-Vogelexperte und
stellvertretender Landesvorsitzender Heinz Kowalski. "So werden unsere
Ergebnisse noch aussagekräftiger, besonders im langjährigen Vergleich.
Und den Vögeln hilft es, wenn immer mehr Menschen ihren Garten als
Mini-Naturschutzgebiet begreifen und ihn entsprechend insekten- und
vogelfreundlich gestalten." Denn man müsse sich nicht über weniger
Vögel in Gärten wundern, wenn dort nur noch Golfrasen oder
Steinböschungen statt blütenreiche Hochstauden und Gabionen statt
Hecken anzutreffen seien.

Wenn viele Vogelfreunde bei der diesjährigen "Stunde der Wintervögel"
am heimischen Futterhäuschen weniger zu zählen hatten, dann lag das
vor allem am Wetter. "Der bisher europaweit sehr milde Winter sorgt
dafür, dass weniger Wintervögel aus dem Norden und Osten zu uns kommen
und dass viele Waldvögel auch außerhalb der Gärten genug zu fressen
finden und nicht zu den Futterstellen kommen", so Kowalski weiter. Die
Zahlen für die typischen Futterhausbesucher Kohlmeise, Blaumeise,
Eichelhäher, Buntspecht, Gimpel, Sumpf-, Tannen- und Haubenmeise sind
aus diesen Gründen etwas niedriger als im Schnitt.

Gleichzeitig ist ein größerer Anteil an Teilziehern wegen der milden
Temperaturen in Deutschland geblieben. So wurden bundes- wie
landesweit zum Beispiel mehr Ringeltauben und Rotkehlchen gezählt.
"Insgesamt liegt die Zahl der gesichteten Vögel pro Garten mit 38,2
bundesweit etwa auf Vorjahresniveau und damit vier Prozent unter dem
langjährigen Mittelwert. Der landesweite Durchschnitt von 32,5 liegt
wie in den Vorjahren deutlich darunter - hier schlägt das relativ
vogelärmere Ruhrgebiet zu Buche. Auch im Vergleich zum Vorjahr fällt
die Differenz in NRW deutlicher aus als bundesweit. Am häufigsten
gesichtet wurde bundesweit wie im Jahr zuvor der Haussperling vor
Kohlmeise, Blaumeise, Feldsperling und Amsel. In NRW liegt die
Kohlmeise erneut vor Haussperling, Blaumeise und Amsel.

Schlechte Nachrichten gibt es von der Amsel. Ihre Bestände sinken
weiter. Sicher konnten im sehr trockenen Sommer 2018 weniger Jungvögel
überleben, da sie auf Regenwürmer angewiesen sind, die sie nur bei
feuchtem Boden leicht finden können", erklärt der NABU-Vogelexperte.
"Der Hauptgrund dürfte aber die Usutu-Epidemie sein, die im
vergangenen Sommer erstmals fast deutschlandweit aufgetreten ist und
auch in NRW in bisher nicht betroffenen Regionen erstmals nachgewiesen
wurde."

Den auffälligsten Rückgang der diesjährigen Zählaktion in NRW zeigt
allerdings der Star. Sein Winterbestand ist um rund die Hälfte
eingebrochen. Anlass zu massiver Sorge ist dies jedoch zunächst nicht,
denn bundesweit wurden deutlich mehr Stare als üblich beobachtet. Eine
Erklärung für diese extreme Abweichung zum bundesweiten Trend: Stare
schließen sich für den Vogelzug zu riesigen Schwärmen zusammen. In
diesem Winter finden sich riesige Starenansammlungen vor allem im
Nachbarland Rheinland-Pfalz. Vogelexperten gehen davon aus, dass die
gute Weinernte beziehungsweise die hohe Zahl der verbliebenen Trauben
an den Weinstöcken und damit die dortige gute Futterlage die Stare in
diesem Winter verstärkt ins Nachbarland gezogen hat. Dennoch muss man
die Entwicklung des Stars in NRW weiter beobachten, gilt der Star in
NRW doch als gefährdete Vogelart.

Noch bis zum 15. Januar können Zählergebnisse nachgemeldet werden,
auch die Eingabe von Meldungen, die per Post kommen, steht noch aus.
Außerdem findet bis zum 11. Januar noch die "Schulstunde der
Wintervögel" statt. Die Endauswertung der Ergebnisse der "Stunde der
Wintervögel" ist für Ende Januar geplant.

Beobachtungen können noch bis 15. Januar online
(www.stundederwintervoegel.de oder per Post (NABU, Stunde der
Wintervögel, 10469 Berlin) gemeldet werden.



Mehr zur "Stunde der Wintervögel 2019" in NRW unter 

https://nrw.nabu.de/tiere-und-pflanzen/aktionen-und-projekte/sdw/

 sowie bundesweit unter www.stundederwintervoegel.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 02/2019, 09.01.2019
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AKTION/358: Stunde der Wintervögel - Weniger Amseln, viele TeilnehmerInnen (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 9. Januar 2019

Weniger Amseln, viele TeilnehmerInnen

Schleswig-Holsteinische Zwischenergebnisse zur "Stunde der
Wintervögel"



Berlin, Neumünster, 9. Januar 2019 - Die Zwischenbilanz der neunten
"Stunde der Wintervögel" offenbart schlechte Nachrichten von der
Amsel. Insgesamt zeigen sich die Wintervogelbestände aber recht
stabil. Bei den Teilnehmerzahlen an Deutschlands größter Citizen
Science-Aktion deutet sich erneut ein Rekord an.

Bis zum heutigen Mittwoch haben bereits über 96.000 Teilnehmer aus
über 66.000 Gärten und Parks dem NABU und seinem bayerischen Partner
LBV ihre Beobachtungen gemeldet. Damit dürften die
TeilnehmerInnenzahlen aus dem Vorjahr erneut deutlich übertroffen
werden. "Wir freuen uns über die hohen TeilnehmerInnenzahlen und das
große Interesse an der heimischen Vogelwelt", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "So werden unsere Ergebnisse
noch aussagekräftiger. Den Vögeln hilft es, wenn immer mehr Menschen
ihren Garten als Mini-Naturschutzgebiet begreifen und ihn entsprechend
vogelfreundlich gestalten."

Wenn Vogelfreunde bei der diesjährigen "Stunde der Wintervögel" am
heimischen Futterhäuschen weniger zu zählen hatten, dann lag das vor
allem am Wetter. "Der bisher europaweit sehr milde Winter sorgt dafür,
dass weniger Wintervögel aus dem Norden und Osten zu uns kommen und
dass viele Waldvögel auch außerhalb der Gärten genug zu fressen finden
und nicht zu den Futterstellen kommen", so NABU-Vogelschutzexperte
Ingo Ludwichowski. "Auch der plötzliche Wintereinbruch am
Zählwochenende mit starken Schneefällen in Süddeutschland hat daran
nichts mehr geändert." Die Zahlen für die typischen Futterhausbesucher
Kohlmeise, Blaumeise, Eichelhäher, Buntspecht, Gimpel, Sumpf-, Tannen-
und Haubenmeise sind aus diesen Gründen etwas niedriger als im
Schnitt.

Geichzeitig ist ein größerer Anteil an Teilziehern wegen der milden
Temperaturen in Deutschland geblieben. "Es wurden mehr Ringeltauben,
Heckenbraunellen und Rotkehlchen gezählt", so Ludwichowski, in
Schleswig-Holstein zudem sehr viele Stare. "Insgesamt liegt die Zahl
der gesichtete Vögel pro Garten mit 38,2 etwa auf Vorjahresniveau und
damit vier Prozent unter dem langjährigen Mittelwert." Am häufigsten
gesichtet wurden wie im Jahr zuvor bundes- wie landesweit
Haussperling, Kohlmeise, Blaumeise, Feldsperling und Amsel.

Schlechte Nachrichten gibt es von der Amsel. "Mit bundesweit nur 2,75
Amseln pro Garten fährt diese Art ihr mit Abstand schlechtestes
Ergebnis ein, ein Rückgang von 12 Prozent gegenüber dem Vorjahr.
Sicher konnten im sehr trockenen Sommer 2018 weniger Jungvögel
überleben, da sie auf Regenwürmer angewiesen sind, die sie nur bei
feuchtem Boden leicht finden können", so Ludwichowski. "Der Hauptgrund
dürfte aber die Usutu-Epidemie sein, die im vergangenen Sommer
erstmals fast deutschlandweit aufgetreten ist." Auch in
Schleswig-Holstein deutet sich eine stärkere Abnahme an.

Bei den Grünfinken, die bisher am stärksten von allen Wintervogelarten
von einem Rückgang betroffen sind, gibt es zumindest keinen neuen
Negativrekord. "Mit 1,31, Vögeln pro Garten ist das Ergebnis nicht
ganz so schlecht wie erwartet, denn vor zwei Jahren waren es sogar nur
1,29 Grünfinken pro Garten", sagt Ludwichowski. Auch in
Schleswig-Holstein bleibt die Zahl der gemeldeten Grünfinken in etwa
gleich.

Noch bis zum 15. Januar können Zählergebnisse nachgemeldet werden,
auch die Eingabe von Meldungen, die per Post kommen, steht noch aus.
Außerdem findet bis zum 11. Januar 2019 noch die "Schulstunde der
Wintervögel" statt. Die Endauswertung der Ergebnisse der "Stunde der
Wintervögel" ist für Ende Januar geplant.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 09.01.2019
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LUFT/618: Hamburg - Keine Verbesserung bei Stickoxiden (BUND HH)


BUND-Landesverband Hamburg - 9. Januar 2019

Luftreinhaltung: Keine Verbesserung bei Stickoxiden

BUND Hamburg fordert Ausweitung der Fahrverbote und Wiederaufnahme der
Stadtbahnplanung



Das Jahr 2018 hat im Vergleich zum Vorjahr keine wesentliche
Entlastung bei der Stickoxidbelastung der Hamburger Luft gebracht.
Dies ergibt sich aus der Auswertung des BUND für die vier offiziellen
straßenbezogenen Messstationen der Hansestadt. So lag die
NO2-Konzentration an der Habichtstraße mit 55 µg/m3 (Vorjahr 58 µg/m3)
weiterhin deutlich über dem Grenzwert von 40 µg/m3. Es folgen die
Stationen an der Max-Brauer-Allee mit 47 µg/m3 (46 µg/m3),
Stresemannstraße mit 46 µg/m3 (46 µg/m3), und Kieler Straße mit 44
µg/m3 (44 µg/m3).

"Der von der Umwelt- und der Wirtschaftsbehörde prognostizierte
Rückgang der Stickoxidbelastung allein aufgrund neuerer Fahrzeuge ist
nicht erkennbar, auch 2020 werden die Grenzwerte in Hamburg aller
Voraussicht nicht eingehalten. Da die Autokonzerne weiterhin eine
effektive Hardware-Nachrüstung von Diesel-PKW verhindern, kommt
Hamburg um weitere Fahrverbote nicht herum", so Manfred Braasch,
Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Da der Senat bislang weitere Maßnahmen zur Luftreinhaltung verweigert
und lediglich an zwei kurzen Straßenabschnitten Fahrverbote seit Mai
2018 verhängt hat, hat der BUND im vergangenen Sommer beim
Oberverwaltungsgericht Hamburg Klage gegen die Stadt eingereicht. Mit
der Entscheidung des OVG ist in der ersten Jahreshälfte zu rechnen.
Die ersten Fahrverbote an der Max-Brauer-Allee und an der
Stresemannstraße zeigen nach Einschätzung des BUND bisher kaum
Wirkung. Der Zuschnitt müsse daher überprüft und auch die Kontrollen
müssten intensiviert werden. Außerdem fordert der BUND, das Fahrverbot
auf Dieselfahrzeuge der Schadstoffklasse Euro VI auszuweiten, die im
Realverkehr den maximal zulässigen NO2-Ausstoß überschreiten.

In Bezug auf den Ausbau des Öffentlichen Nahverkehrs und des
Fahrradverkehrs sei die aktuelle Lage ebenfalls nicht befriedigend.
Der Bau der U5 und der Ausbau der S4 verzögerten sich weiter, der
angestrebte Anteil von 25% Fahrradverkehr in der Stadt liege noch in
weiter Ferne. Der BUND Hamburg fordert daher die Wiederaufnahme der
Stadtbahnplanung als umweltfreundliches und kostengünstiges
Transportmittel.

"Ernsthafte Argumente gegen die Stadtbahn gibt es nicht und politische
Entscheidungen kann man korrigieren", sagt Manfred Braasch. Innerhalb
der nächsten zehn Jahre könnte die Einführung eines umfassenden
Stadtbahnnetzes einen entscheidenden Beitrag für eine klimaschonende
und umweltfreundliche Mobilität in Hamburg leisten.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/383: Für Kohleausstieg nicht auf unsichtbare Hand verlassen (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 08.01.2019

Für Kohleausstieg nicht auf unsichtbare Hand verlassen

Positionspapier der Resource Economics Group fordert ambitionierten
Kohleausstieg auf Grundlage eines Schließungsfahrplans.



Ohne einen Schließungsfahrplan zur Abschaltung und Stilllegung von
Braunkohlekraftwerken und -tagebauen wird es nicht gelingen,
Klimaziele verlässlich und kostengünstig zu erreichen, Widerstände zu
überwinden und soziale Verwerfungen zu verhindern. Das jetzt
erschienene Positionspapier der Resource Economics Group an der
Humboldt-Universität zu Berlin begründet, warum der Ausstieg aus der
Braunkohle vor dem Ende der Steinkohleverstromung erfolgen sollte. Die
auf dem Strommarkt verbleibenden Gewinner des Fahrplans sollen an der
Finanzierung strukturpolitischer Maßnahmen beteiligt werden.

Die Arbeitsgruppe von Prof. Dr. Klaus Eisenack kritisiert damit die in
politischen und wissenschaftlichen Kreisen verbreitete Meinung, man
sollte den Kohleausstieg auf Grund des Europäischen Emissionshandels
alleine der unsichtbaren Hand des Marktes überlassen. Nach Ansicht der
Forscherinnen und Forscher muss der klimapolitisch notwendige
Kohleausstieg sowie die Neuausrichtung der regionalen Wirtschaft
planvoll und ordnungsrechtlich erfolgen - und nicht durch
marktgetriebene Schließung von Kapazitäten. "Wir benötigen
glaubwürdige Schritte, die Planungssicherheit schaffen und
Spekulationen über künftige energiepolitische Kehrtwenden verhindern",
so Prof. Dr. Klaus Eisenack. Nur ein Schließungsfahrplan schafft die
für einen gelungenen Strukturwandel notwendige Investitionssicherheit
für neue Industriezweige und die öffentliche Hand. Dr. Roman
Mendelevitch, Leitautor der Studie, betont zudem: "Ein
Ausstiegsfahrplan kann - entgegen der landläufigen Meinung - gerade in
Kombination mit dem reformierten Europäischen Emissionshandelssystem
sehr effektiv Emissionen senken."



Weitere Informationen zum Positionspapier

www.agrar.hu-berlin.de/de/institut/departments/daoe/ress/news/kohleausstieg

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news708570

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution46

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin - 08.01.2019
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AGRARINDUSTRIE/036: Kambodschas Tropenwälder weichen Gummibaumplantagen (idw)


Humboldt-Universität zu Berlin - 08.01.2019

Kambodschas Tropenwälder weichen Gummibaumplantagen

Studie belegt den Zusammenhang zwischen Zerstörung von Wäldern und
Kautschukpreis.



Seit Mitte der 2000er Jahre stieg vor allem aufgrund des Wachstums der
chinesischen Reifen- und Automobilindustrie die weltweite Nachfrage
nach Naturkautschuk. In einer in Nature Plants veröffentlichten Studie
schätzten Kenneth Grogan und ein Autorenteam der Universität
Kopenhagen und der Humboldt-Universität zu Berlin mit Hilfe hoch
aufgelöster Satellitendaten die Gesamtfläche der gerodeten Waldflächen
in Kambodscha, die seit der Jahrtausendwende Gummibäumen und
Palmölplantagen weichen mussten. Die Forscher berechneten, dass über
2,2 Millionen Hektar - 24% der kambodschanischen Waldfläche - zwischen
2001 und 2015 zerstört wurden. Fast ein Viertel des gerodeten Landes
wurde zur Anpflanzung von Hevea brasiliensis - einer nicht in
Kambodscha heimischen Gummibaumart - verwendet.




[image: Foto: © Patrick Hostert]

Plantagen im Regenwald Kambodschas

Foto: © Patrick Hostert



Während Kautschukpreise bis Anfang der 2000er Jahre immer um die Marke
von 1 US-Dollar pro Kilogramm pendelten, betrug der Spitzenpreis 2011
mehr als 6 US-Dollar. Die Analysen der Forscher belegen den starken
Zusammenhang zwischen der Entwaldungsrate und dem Handelswert von
Kautschuk. Sie zeigen aber auch beispielhaft, wie eng Landnutzung und
tropische Entwaldung mit weltweit steigendem Konsum und politischen
Rahmenbedingungen zusammenhängen. Kambodschas Wälder werden wohl
weiter schrumpfen, solange die Politik Kambodschas an einer Förderung
agroindustrieller Kautschukplantagen festhält.




[image: Foto: © Patrick Hostert]

Zapfen von Kautschuksaft

Foto: © Patrick Hostert



Originalpublikation:

Grogan, K., Pflugmacher, D., Hostert, P., Mertz, O., & Fensholt, R.
(2018). Unravelling the link between global rubber price and tropical
deforestation in Cambodia. Nature Plants.
doi:10.1038/s41477-018-0325-4

https://rdcu.be/be1F1

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news708568

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution46
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Humboldt-Universität zu Berlin - 08.01.2019
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MELDUNG/359: 60 Mrd. Euro für menschen-, tier- und klimafreundliche EU-Agrarpolitik (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Gemeinsame
Pressemitteilung vom 09. Januar 2019

60 Milliarden Euro für eine menschen-, tier- und klimafreundliche
EU-Agrarpolitik 



Berlin. Die Heinrich-Böll-Stiftung und der Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) fordern gemeinsam eine zukunftsfähige
Ausrichtung der EU-Agrarpolitik, die sich am Gemeinwohl und den
Wünschen der Bürgerinnen und Bürger orientiert. Eine repräsentative
Forsa-Umfrage im heute veröffentlichten "Agrar-Atlas 2019" zeigt, dass
80 Prozent der Befragten die Landwirtschaft für Leistungen wie
Naturschutz, Gewässerschutz oder Klimaschutz staatlich fördern wollen.
76 Prozent der Befragten empfinden das Höfesterben in Deutschland als
großes Problem und möchten, dass gerade mittlere und kleine Betriebe
staatlich unterstützt werden. Der Agrar-Atlas 2019 zeigt, wie eng die
Landwirtschaft mit gesellschaftlich relevanten Themen wie Klimawandel
und dem Leid der Tiere, Biodiversität und sauberem Wasser verbunden
ist.

"Die derzeitige Agrarpolitik ist unökologisch, ungerecht und
ineffektiv. Ein Prozent der Betriebe in Deutschland bekommt etwa
zwanzig Prozent der Subventionen - und das ohne größere ökologische
Auflagen", kritisiert Barbara Unmüßig, Vorsitzende der
Heinrich-Böll-Stiftung. "Wir brauchen genau das Gegenteil von dem, was
wir haben: eine mutige Agrarpolitik mit klaren, verbindlichen Zielen,
die den Wandel zu einer ökologischen Landwirtschaft fördert und
lebenswerte, demokratische ländliche Regionen in Europa unterstützt."

Die EU-Agrarpolitik sei mit jährlich fast 60 Milliarden Euro einer der
größten Posten im gemeinsamen Haushalt, so Unmüßig weiter. Dafür zahle
jede Europäerin und jeder Europäer 114 Euro Steuergelder im Jahr -
doch davon gehe kaum Geld in die Bereiche der Landwirtschaft, die den
Menschen wichtig seien wie Natur, Tierwohl und die Förderung kleiner
und mittlerer Betriebe oder Klimaschutz.

"Agrarpolitik muss raus aus der Nische. Sie geht alle Menschen in
Europa etwas an, nicht nur Bäuerinnen und Bauern. Die EU muss endlich
die Weichen für eine an der Zukunft und am Allgemeinwohl orientierten
Landwirtschaft stellen. Sie ist einer der wichtigsten Hebel, den wir
haben, um ländliche Regionen in Europa so zu gestalten, wie sie
gesellschaftlich gewollt und zukunftsfähig sind", so Unmüßig.
"Kürzungen des Agrarhaushaltes sind keine Lösung, denn eine
bäuerliche, umwelt- und klimafreundliche Landwirtschaft gibt es nicht
zum Null-Tarif. Wie die Forsa-Umfrage zeigt, möchte eine Mehrheit der
Bürgerinnen und Bürger eine Agrarpolitik, die gestaltet, die
verbindliche Ziele formuliert und diese mit wirkungsstarken Maßnahmen
und Geld hinterlegt. Dafür muss die zweite Säule der GAP mit ihren
ökologischen Programmen zum Kernelement einer neuen europäischen
Agrarpolitik definiert und erheblich besser ausgestattet werden. Doch
die vorliegenden Reformvorschläge der EU-Kommission zur Zukunft der
EU-Agrarpolitik enttäuschen zutiefst, weil sie so dürftig, teilweise
sogar kontraproduktiv und schädlich ausfallen."

"Wir müssen weg von pauschalen Zahlungen pro Fläche. Davon profitieren
die Großbetriebe, die viel Land haben. Die kleinen und mittleren
Betriebe sind die Leidtragenden dieser verfehlten Politik und werden
nur unzureichend unterstützt. Wir wollen, dass Fördergelder für das
ausgegeben werden, was wir als Gesellschaft von der Landwirtschaft
einfordern, wofür Bäuerinnen und Bauern aber kein Geld am Markt
bekommen: Die artgerechte Haltung von Tieren, der Schutz von Vögeln
und Insekten, von Gewässern und des Trinkwassers", erklärt Hubert
Weiger, Vorsitzender des BUND. "Wir fordern öffentliche Gelder nur für
öffentliche Leistungen."

Weiger weiter: "Die Bundesregierung muss die falsche EU-Förderpolitik
angehen und sich für eine ambitionierte EU-Agrarreform einsetzen. Ohne
Änderung der europäischen Agrarpolitik kann die Regierung Merkel ihre
eigenen Ziele in Bereich des Natur-, Umwelt-, und Klimaschutz
vergessen. Deshalb muss die Bundeskanzlerin dafür sorgen, dass
Agrarministerin Julia Klöckner sich in Brüssel aktiv für eine Änderung
der Förderpolitik einsetzt. Momentan stellen wir leider fest, dass ihr
Haus auf Zeit spielt und sich nicht in die Karten schauen lässt.
Währenddessen macht die Agrarlobby in Brüssel bereits Nägel mit
Köpfen."

"Auch die anderen EU-Länder halten an dem alten Fördersystem fest, von
dem Großbauern profitieren. Daher ist der Agrar-Atlas nicht nur für
Deutschland wichtig. Es ist ein Europäisches Projekt und das Ergebnis
europäischer Vernetzung", sagt Barbara Unmüßig. Um die Bewegungen für
nachhaltige, soziale und global gerechte Agrar- und Ernährungssysteme
in der ganzen EU zu stärken, erscheint der Agrar-Atlas auch in
weiteren Sprachen und Ländern. Mit der heutigen Vorlage ihres
"Agrar-Atlas 2019" wollen die beiden Organisationen die
gesellschaftliche Debatte zur Zukunft der EU-Agrarpolitik
voranbringen.

Hubert Weiger abschließend: "Landwirtschaftspolitik geht uns alle an,
sie hat Einfluss auf unser Leben, unsere Landschaften und bestimmt,
welche Lebensmittel in den Handel gelangen. Wir dürfen nicht warten,
bis die europäischen Regierungen die gesellschaftliche Akzeptanz für
die Agrarpolitik verspielt haben. Das wäre fatal, denn die von uns
gewünschte ökologische und soziale Agrarwende ist der Weg in die
Landwirtschaft der Zukunft. Das gibt es allerdings nicht umsonst. Wir
brauchen die Fördermittel, um Bäuerinnen und Bauern auf diesem Weg hin
zu einer umwelt- und tiergerechten Landwirtschaft zu unterstützen."

Im Sommer 2018 stellte die EU-Kommission ihre Vorschläge zur Zukunft
der EU-Agrarpolitik ab dem Jahr 2021 vor. Diese Vorschläge werden
gegenwärtig im Europäischen Parlament und im EU-Rat der
Agrarministerinnen und Agrarminister diskutiert. Mit einer Einigung
ist nicht vor Herbst 2019 zu rechnen.

Weitere Informationen finden Sie unter:

Link zum Atlas: www.bund.net/agraratlas

(Ergebnisse der Forsa-Umfrage auf Seite 21)

 * 
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STELLUNGNAHME/536: Nordsee - guter Umweltzustand nicht in Sicht (BUND NI)


BUND Landesverband Niedersachsen e.V. - Hannover, 9. Januar 2019

Zustandsbericht der Nordsee: Guter Umweltzustand ist nicht in Sicht
- BUND fordert Offenlegung der Maßnahmenprogramme



Der niedersächsische Umweltminister Olaf Lies hat gestern den
nationalen Zustandsbericht der Nordsee vorgestellt. Überrascht nahm
der BUND zur Kenntnis, dass laut Umweltministerium in verschiedenen
Bereichen Maßnahmen zur Erreichung eines guten Umweltzustands auf
einem guten Weg seien. Aus dem Zustandsbericht geht das nach Ermessen
des BUND nicht hervor. Vielmehr wird klar, dass im Vergleich zur
ersten Zustandsbeschreibung der deutschen Nord- und Ostsee im Rahmen
der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL) von 2012 bis heute keine
Verbesserung eingetreten ist.

In Niedersachsen werden immer noch fast 70.000 t Stickstoff und 30.000
t Phosphor zu viel durch die Landwirtschaft erzeugt. "Eutrophierung
und Schadstoffeinträge wurden bereits vor 6 Jahren als eine der
Hauptbelastungen erkannt, dennoch sind sie weiterhin auf einem
unzulässig hohen Niveau. Obwohl die Zusammenhänge und Ursachen
weitestgehend bekannt sind, wurde offenbar nicht gehandelt", stellt
Susanne Gerstner, BUND-Landesgeschäftsführerin, fest. "Bei der
Belastung von Müll im Meer werden zwar einige der von Minister Lies
aufgeführten Maßnahmen bereits umgesetzt, die meisten befinden sich
jedoch erst in Planung und haben noch keine positiven Auswirkungen auf
den Zustand der Nordsee. Wie kann man auf einem guten Weg sein, wenn
etwa 95% der Totfunde von Eissturmvögeln Plastikmüll im Magen
aufweisen?"

"Der Zustand der Meere ist unverändert desolat und verschlechtert sich
rapide", ergänzt Dr. Bettina Taylor, BUND-Meeresschutzexpertin. Tiere
und Pflanzen der Nordsee sind großen Belastungen ausgesetzt, viele
befinden sich in einem schlechten Zustand oder können mangels Daten
nicht bewertet werden. "Nach dem Vorsorgeprinzip müsste dies dazu
führen, dass z.B. die Fischerei auf Arten, deren Zustand unbekannt
ist, eingestellt wird, anstatt sie weiter zu dezimieren. Auch die
Zerstörung von Bodenlebensräumen durch eine flächendeckende Fischerei
mit Grundschleppnetzen muss mit sofortiger Wirkung in bestimmten
Bereichen wie in Schutzgebieten eingestellt werden", so Taylor.

Der BUND fordert, dass der konkrete Stand der Umsetzung der
Maßnahmenprogramme öffentlich gemacht wird. "Es muss klar dargestellt
werden, in welchem Zeitraum und mit welchen finanziellen Mitteln die
Bundes- und Landesregierung die Ziele der
Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie erreichen will. So, wie der
Zustandsbericht jetzt vorliegt, werden die wichtigen Aufgaben nur von
einem 6-Jahres-Zyklus auf den nächsten verschoben", mahnt Gerstner.

 * 

Quelle:
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STELLUNGNAHME/535: Windkraftplanung in Schleswig-Holstein - mit Naturschutzbelangen unvereinbar (NABU SH)


NABU Landesverband Schleswig-Holstein - 9. Januar 2019

NABU zur Windkraftplanung in Schleswig-Holstein

Auch 2. Entwurf mit Naturschutzbelangen nicht vereinbar



Neumünster, 9. Januar 2019 - Am 3. Januar endete die Beteiligungsfrist
zum 2. Entwurf der Windkraftplanung der Landesregierung, Inhalt der
"Teilfortschreibung des Landesentwicklungsplans Schleswig-Holstein
2010 und Teilaufstellung der Regionalpläne für die Planungsräume I bis
III (Sachthema Windenergie)". Der 2. Entwurf wurde unter anderem
deswegen notwendig, weil etliche der bisher vorgesehenen
Windkraftvorranggebiete aufgrund erhöhter Abstände zu
Siedlungsgebieten verlegt werden mussten.

Stellungnahme des NABU 

Doch auch der 2. Entwurf weist gravierende Mängel auf, weshalb der
NABU erneut ausführlich Stellung genommen hat. So wird auch diese
Fassung der Planung dem Anspruch der Landesregierung wieder nicht
gerecht, den Ausbau der Windenergie mit Naturschutzbelangen vereinbar
zu gestalten. Im Gegenteil: Die Abstandserweiterung zu Siedlungen
wurde oftmals mit Abstandsverringerung gegenüber Objekten des
Naturschutzes erkauft. Betroffen sind vor allem die Brutplätze der
besonders durch Windkraftanlagen gefährdeten Arten Seeadler, Rotmilan,
Schwarz- und Weißstorch.

Sehr hart trifft es den Rotmilan, dessen Bestand wissenschaftlichen
Untersuchungen zufolge deutschlandweit durch Windmühlen bedroht wird.
Unter Missachtung der wissentlichen Empfehlungen der Staatlichen
Vogelschutzwarten als Fachbehörden der Länder, einen Mindestabstand
von 1.500 m zum Brutplatz einzuhalten, ist dieser auf 1.000 m verkürzt
worden. Dadurch werden 29 Milanbrutplätze im Nahbereich betroffen
sein, fast doppelt so viel wie beim 1. Planungsentwurf. Beim Seeadler
wären etwa 15 % des Brutbestands durch Windkraftanlagen in
Nistplatznähe gefährdet, sollte die Planung Realität werden. Auch beim
Weißstorch ist der Mindestabstand von empfohlenen 1.000 m auf 750 m
verkürzt worden, um Windparks näher an Nistplätze heranziehen zu
können.

Artenschutzgutachten ungeeignet

Die für den Landesentwicklungsplan und die Regionalpläne zuständige
Landesplanungsbehörde versucht die Unterschreitung der Mindestabstände
mit dem Hinweis auf für dort vorgesehene Windkraftvorranggebiete
erforderliche Artenschutzgutachten als Grundlage einer behördlichen
Abwägung zu rechtfertigen. Doch diese Gutachten werden von den
Windkraftbetreibern selbst beauftragt. Da wundert es nicht, dass sie
den Windenergievorhaben fast immer die Unbedenklichkeit bescheinigen.
Mit derartigen Gefälligkeitsgutachten wird so gut wie jedem Windpark
der Weg geebnet. Die personell chronisch unterbesetzten
Naturschutzbehörden haben kaum eine Chance, die vom NABU mehrfach
festgestellten, gutachterlichen "Schummeleien im Sinne der
Auftraggeber" aufzudecken.

Nach dem Willen der amtlichen Mitarbeiter der Vogelschutzwarten
sollten die für jede besonders windkraftsensible Großvogelart
definierten Mindestabstände als Windkraft-Tabubereiche gelten. Im
Anschluss daran waren Prüfbereiche vorgesehen, in denen das
Tötungsrisiko gutachterlich bewertet werden sollte. Beim Seeadler etwa
reicht dieser Prüfbereich bis 6.000 m um den Horstplatz, um auch die
weiter entfernt liegenden Nahrungsgebiete der Brutvögel und ihrer
ausgeflogenen Jungen zu erfassen und so die Windparks möglichst
risikoarm platzieren zu können. Doch von diesen Prüfbereichen ist in
der jetzigen Windkraftplanung keine Rede mehr.

Einer der wenigen Lichtblicke der Planung ist die Ausweisung der
ostholsteinischen Seenplatte (hier brütet ungefähr ein Viertel des
Seeadlerbestandes des Landes) als sogenanntes Seeadlerdichtezentrum,
das auch zukünftig weitgehend frei von Windkraftanlagen gehalten
werden soll. Dagegen ist die fortschreitende Windkraftplanung für die
Insel Fehmarn sowie die nördliche Oldenburger Halbinsel nur als
völlige Ignoranz der Artenschutzbelange aufzufassen. Denn diese
allseits bekannte Vogelfluglinie nutzen alljährlich viele Millionen
Vögel auf ihrem langen Weg von und zu ihren Winterquartieren. Die
steigende Zahl von Windkraftanlagen lässt die Vogelfluglinie jedoch
zunehmend zur Todesfalle für Zugvögel werden.

NABU-Forderung

Der NABU fordert, Windkraftplanungen aus den besonders
konfliktträchtigen Bereichen konsequent herauszuhalten, statt sie dort
mit bedenklichen 'Persilscheinen' abzusegnen. Die Landesregierung
sollte sich dafür von ihrem unsinnigen Dogma verabschieden, koste es
was es wolle 2 Prozent der Landesfläche für Windkraft zur Verfügung zu
stellen. Denn Klimaschutz und Energiewende werden nicht daran
scheitern, wenn stattdessen etwa 1,8 % des Landes verplant werden,
dadurch aber zahlreiche Konflikte nicht nur mit Anwohnern, sondern
auch mit Natur- und Landschaftsschutz entschärft werden können.

Weitere Informationen und die vollständigen Stellungnahmen des NABU
Schleswig-Holstein zum 2. Entwurf der Windkraftplanung unter
www.NABU-SH.de.

 * 

Quelle:

Presseinformation Nr. 2/19, 09.01.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.
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TAGUNG/1828: Konservierende Bodenbearbeitung - Stuttgart, 19.1. (idw)


Universität Hohenheim - 08.01.2019

Konservierende Bodenbearbeitung: Fachtagung diskutiert veränderte
Pflanzenschutzstrategien

Do 17.1.2019, 10:30 Uhr: Fachtagung zu Pflanzenschutzstrategien bei
konservierender Bodenbearbeitung / Uni Hohenheim, Euroforum,
Kirchnerstr. 3, 70599 Stuttgart



Ackerbau ohne Pflug hat viele Vorteile: Die Bodenstruktur bleibt
besser erhalten, die biologische Aktivität in den Böden steigt, die
Gefahr von Erosionen sinkt, auch Trockenphasen überstehen die Bestände
besser. Doch es gibt auch Nachteile: Unkräuter können sich zu
problematischen Beständen entwickeln - und erfordern eine veränderte
Pflanzenschutzstrategie. Was das für die Betriebe bedeutet, ist Thema
einer Fachtagung am Donnerstag, 17.1.2019 an der Universität Hohenheim
in Stuttgart, zu der der Arbeitskreis Konservierende Bodenbearbeitung
und Direktsaat Baden-Württemberg einlädt.

Auf 40 Prozent der Ackerfläche in Deutschland setzen die Landwirte
mindestens teilweise auf konservierende Bodenbearbeitung und
verzichten auf den Pflug. Der Boden wird dabei nur mit nichtwendenden
Geräten wie Grubber oder Egge bearbeitet. Direktsaat ganz ohne
Bodenbearbeitung gibt es nur auf rund einem Prozent des Ackerlandes
(Zahlen des Statistischen Bundesamtes 2016).

"Die konservierende Bodenbearbeitung zielt darauf ab, möglichst viele
Ernterückstände an der Bodenoberfläche zu belassen", erklärt Prof. Dr.
Ralf Vögele, Phytopathologe und Dekan der Fakultät Agrarwissenschaften
an der Universität Hohenheim. "Das schützt den Boden vor Erosion und
Austrocknung. Organische Substanz kann sich anreichern, das Bodenleben
wird gefördert."

Doch die Medaille hat eine Kehrseite: "Insbesondere ausdauernde
Unkräuter können sich stark vermehren", so Prof. Dr. Vögele. "Das
macht oft einen Einsatz von Herbiziden wie Glyphosat notwendig, um
Unkräuter und auch Ausfallpflanzen zu kontrollieren." Durch
Ernterückstände auf dem Boden könne zudem auch der Druck durch
pilzliche Schaderreger steigen.

Fachtagung: "Pflanzenschutzmittel-Reduktionsstrategien bei
konservierender Bodenbearbeitung und Direktsaat"

Am Donnerstag, 17.01.2019, lädt der Arbeitskreis Konservierende
Bodenbearbeitung und Direktsaat Baden-Württemberg zu einer Fachtagung
im Euroforum der Universität Hohenheim ein. Die Veranstaltung befasst
sich unter anderem mit ökonomischen Konsequenzen von veränderten
Pflanzenschutzstrategien, Precision Farming und mechanischer
Unkrautbekämpfung und mit einem Betriebskonzept zur Reduzierung und
Optimierung des Pflanzenschutzmitteleinsatzes.

Die Tagung veranstaltet die Universität Hohenheim gemeinsam mit der
Hochschule für Wirtschaft und Umwelt Nürtingen-Geislingen und dem
Landwirtschaftlichen Technologiezentrum Augustenberg in Zusammenarbeit
mit der Gesellschaft für konservierende Bodenbearbeitung. Die
Teilnahme ist kostenfrei, eine Anmeldung ist nicht erforderlich.


Tagungs-Programm

10:30 Uhr Begrüßungen

• Prof. Dr. Ralf Vögele, Dekan Fakultät Agrarwissenschaften,
Universität Hohenheim

• Thomas Berrer, Ministerium für Ernährung und Ländlichen Raum
und Verbraucherschutz Baden-Württemberg

• Klaus Keppler, Gesellschaft für Konservierende
Bodenbearbeitung

• Prof. Dr. Carola Pekrun, Hochschule für Wirtschaft und Umwelt
Nürtingen-Geislingen

10.45 Uhr
Ökonomische Konsequenzen veränderter Pflanzenschutzstrategien in der
Landwirtschaft

Prof. Dr. Enno Bahrs, Universität Hohenheim

11.30 Uhr Precision Farming und mechanische Unkrautbekämpfung

Prof. Dr. Roland Gerhards, Universität Hohenheim

12.15 Uhr Mehr Pflanzenbau - weniger Pflanzenschutz - auch bei
Pflugverzicht?

Prof. Dr. Bernhard Schäfer, Fachhochschule Südwestfalen Soest

Moderation Vormittagssektion:

Dr. Wilfried Hermann, Universität Hohenheim

13.00 Uhr Mittagspause

14.00 Uhr Technologische Entwicklungen zur Optimierung des
Pflanzenschutzmitteleinsatzes

Dr. Heinz-Gerd Wegkamp, BASF SE

14.45 Uhr Betriebskonzept zur Reduzierung und Optimierung des
Pflanzenschutzmitteleinsatzes

Burkhard Fromme, Landwirt

15.30 Uhr Reduktion des Herbizideinsatzes - Konsequenzen für die
Resistenzentwicklung

Prof. Dr. Jan Petersen, Fachhochschule Bingen

16.15 Uhr Abschlussdiskussion

Prof. Dr. Carola Pekrun, Hochschule für Wirtschaft und Umwelt
Nürtingen-Geislingen

Moderation Nachmittagssektion: 

Klaus Keppler, Gesellschaft für Konservierende Bodenbearbeitung

Die Veranstaltung endet gegen 16:30 Uhr.

Weitere Informationen

https://bit.ly/2R5BZdz

Zu den Pressemitteilungen der Universität Hohenheim

https://www.uni-hohenheim.de/presse

Text: Elsner

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news708542

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim - 08.01.2019
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